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die Ursachen des heutigen Niveaus und der 
Auswirkungen der Verschuldung sind nicht al­
lein im Finanzgebaren der Regierungen der 
hauptsächlich von der Krise betroffenen Län­
dern zu suchen: Vielmehr geht es um ein Zu­
sammentreffen des Übergangs der internatio­
nalen Finanzinstitutionen auf neoklassische 
Austeritätspositionen, der weltweiten Auswir­
kungen des explodierenden Staatsdefizits der 
USA während der Reagan-Ära und schließlich 
der konsumtiven Verausgabung und privaten 
Aneignung staatlicher Ressourcen durch post­
koloniale Regierungs- und Staatsapparate. Ur­
sächlich haben diese Entwicklungen relativ 
wenig zu tun mit den sozioökonomischen Ver­
hältnissen gerade der am schwersten betroffe­
nen Länder. Trotz aller Unterschiede in Form 
und Ergebnis der Auseinandersetzung mit der 
Krise zeigt diese selbst vor allem das Schei­
tern des Versuchs an, die Risiken schwanken­
der Wechselkurse und die Unwägbarkeiten zu 
kontrollieren, die sich aus den ungleichmäßigen 
Entwicklungsprozessen der zentralen industrie­
kapitalistischen Gesellschaften ergeben (vgl. 
allgemein Altvater 1991, Kap. 4). 

Hier schließt sich eine Kontroverse an, die zwar 
nicht an die Ursachen der Zirkulationskrise 
rührt, die aber unmittelbar politische Implika­
tionen aus der durch die Krise neu angesto­
ßenen Analyse postkolonialer Staaten zieht. Die 
Staatsapparate und Regierungen sind Adressa­
ten der Verschuldungskrise in mehrerer Hin­
sicht, als Verhandlungs- und gelegentlich auch 
Konfliktpartner der internationalen Finanzin-
stitutionen und zugleich als die Instanzen, die 
deren Forderungen an Ort und Stelle durchzu­
setzen haben. Die Verschuldungsproblematik 
hat ferner die Effizienz und Korruption der 
Staatsapparate neu thematisiert. Nicht zufällig 
haben daher Wellen von Demokratie-Bewegun­
gen seit Mitte der 1980er Jahre unter ganz 
verschiedenen Bedingungen die Forderung 
nach der Verantwortlichkeit (accountability) der 

Staatsapparate an zentraler Stelle artikuliert (s. 
Kößler/Melber 1993, Kap. 5). Ähnlich begrün­
det ist die Politik der „Konditionierung" staat­
licher Transfers von Norden nach Süden, zu­
mal in der Form „politischer Konditionalität". 
Die Debatte über die Bindung von „Entwick­
lungshilfe" an Vorbedingungen, die im Falle 
der BRD von der Achtung der Menschenrech­
te bis zur Einführung der „Marktwirtschaft" 
reichen, betrifft unmittelbar die Analyse und 
Bewertung der Staatsapparate, in deren Sou­
veränitätsrechte damit eingegriffen wird (vgl. 
Tetzlaff 1988). Die damit angesprochenen Fra­
gen lassen sich endgültig nicht mehr sinnvoll 
nach dem dichotomischen Modell der internen 
oder externen Verursachung entscheiden. De­
ren Konsequenzen liegen auf der Hand: Sind 
Ineffizienz und Korruption vorwiegend oder 
ausschließlich gesellschaftsimmanent, so 
drängt sich die modernistisch inspirierte For­
derung nach Intervention oder auch nach 
„Treuhandschaft" (Menzel 1992, S. 211; vgl. 
Michler 1993, S. 85-102) geradezu auf; dage­
gen verleitet die Überbetonung externer Ur­
sachen zur Apologetik der postkolonialen Eli ­
ten. 

Lösungsmöglichkeiten ergeben sich vor allem 
aus den soziopolitischen Prozessen, zumal den 
Demokratiebewegungen selbst. Diese unter­
streichen unter anderem erneut, daß Selbstbe­
stimmung eng mit innergesellschaftlichen Zu­
ständen verbunden ist. Sie kann nicht abgetan 
werden mit staatlicher Eigenexistenz; zugleich 
haben gerade die Demokratiebewegungen auch 
die Außenbeziehungen und damit letztlich die 
Abhängigkeit ihrer Gesellschaften thematisiert, 
sei es in direkten - und teilweise, wie in Benin 
oder Zambia durchaus positiven - Stellung­
nahmen zu den Forderungen des IWF, sei es 
durch das Aufgreifen der Außenabhängigkeit 
und -Steuerung der alten Regime. Zumindest 
Teilaspekte der Konditionalitätspolitik erhal­
ten so spezifische Bedeutung: Wird Entwick-
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lungshilfe an die Achtung der Menschenrechte 
und die Verwirklichung formaler Demokratie 
geknüpft, so entspricht dies jedenfalls den For­
derungen relevanter mobilisierter Grup­
pierungen in vielen Ländern der „Dritten Welt". 
Die Einlösung dieser Forderungen erscheint -
im Gegensatz zu modernistischen Vorstellun­
gen unterschiedlicher Observanz während der 
letzten drei Jahrzehnte - geradezu als Vorbe­
dingung für die Überwindung der aktuellen 
Krisen (s. auch Hansohm/Kappel 1993, Kap. 
3.6.). Das schließt die Kritik gegenüber ande­
ren Aspekten der Konditionalitätspolitik nicht 
aus, etwa nach Sinn und Folgen einer „Markt­
wirtschaft" oder einer „offenen Wirtschaft", die 
in der geforderten Form in keiner der heute 
industriekapitalistisch entwickelten Gesell­
schaften jemals verwirklicht waren. Und fer­
ner bleibt der Hinweis unverzichtbar, daß die 
Bedingungen der Schuldenkrise in den indu­
striekapitalistischen Kerngesellschaften defi­
niert wurden und daß auch die mit der Ver­
schuldung verknüpften Industrialisierungsstra­
tegien der 1970er Jahre den Ausschluß rele­
vanter Minderheiten vom Prozeß der „Entwick­
lung" implizierten; nur trifft diese Exklusion 
jetzt ganze nationalstaatlich umschriebene Ge­
sellschaften (vgl. Altvater 1993b). 

Umweltkrise und Grenzen 
des Wachstums 

Die Konditionalisierung von Entwicklungshil­
fe kann ebensowenig an der Umweltpolitik vor­
beigehen wie die Suche nach neuen Modellen. 
Das zeigen allein schon Instrumente wie debt-
for-nature swaps und andere Überlegungen zur 
Rettung der Regenwälder, die teilweise bis hin 
zu militärischen Interventionen reichen (s. Böge 
1993, S. 126ff), aber auch einen Ansatzpunkt 
für Mobilisierungsprozesse bilden. Gerade in 
der Umweltproblematik ist die Struktur des 
bestehenden Weltzusammenhangs besonders 
klar. Die für Treibhauseffekt und Ozonlöcher 

verantwortlichen Immissionen werden ganz 
überwiegend in den industriekapitalistischen 
Ländern des Nordens erzeugt (vgl. Weizsäcker 
1990, S. 204). 

Die „Inwertsetzung" einzelner Regionen des 
Südens - ebenso wie umgekehrt ihre zwangs­
weise Abkoppelung - folgt ganz analog Ren­
tabilitätskriterien, über die in erster Linie nicht 
auf der lokalen oder einzelstaatlichen Ebene 
entschieden wird, sondern aufgrund der Dyna­
mik des Weltmarktes (vgl. Altvater 1987). A l l 
dies hat ökologische Folgen wie großflächige 
Entwaldung, große Tagebau-Operationen, in 
einigen Fällen Verstrahlung infolge des Ab­
baus von Uranerz; viele Bergbau-Operationen, 
aber auch industrielle und landwirtschaftliche 
Verfahren entsprechen bei weitem nicht den 
Standards, die in den industriekapitalistisch 
entwickelten Ländern gelten; zu den Folgen 
zählen aber auch soziale Prozesse, etwa durch 
die Anziehung von Arbeitskräften, die nach 
der Beendigung der Operation wieder freige­
setzt werden (s. z.B. Hansohm/Kappel 1993, 
S. 156ff). 

Gerade unter ökologischen Gesichtspunkten 
erweist sich die grundlegende Perspektive nach­
holender Entwicklung als trügerisch: Schon 
beim gegenwärtigen Stand sind viele Grenzen 
einer globalen Entwicklung erreicht, die auf 
eine immer weiter expandierende industrielle 
Produktion und daher gleichfalls expandierende 
Ressourcennutzung setzt, damit aber auch eine 
kumulierende Erzeugung von Rückständen al­
ler möglichen Art in Kauf nehmen muß (vgl. 
Meadows u.a. 1993, Kap. 3,4). Doch selbst 
wenn „nachholende Entwicklung" im Sinne 
eines Nachvollzugs von Industrialisierung für 
die Mehrheit der heute lebenden Menschen 
und ihre Nachkommen illusionär und in ihren 
Konsequenzen kaum wünschenswert ist, so 
prägt die Zielsetzung nachholender Entwick­
lung dennoch weiterhin politische Strategien 
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und erst recht das global vorherrschende Bild 
vom guten Leben. Internationale Niveaugefäl-
le treten umso schärfer ins Auge, als einzelne, 
zumindest punktuell erfolgreiche „Schwellen­
länder" den Schritt zum „neu industrialisierten 
Land" (NIC) geschafft zu haben scheinen (vgl. 
Menzel 1985; Draguhn 1991). Wer dagegen 
eine „angepaßte" oder „intermediäre" Entwick­
lung befürwortet, unterliegt dem Verdacht, still­
schweigend die bestehenden weltweiten Hier­
archien an ökonomischer Macht, an Lebens­
und Konsumchancen festzuschreiben. Die seit 
dem Brundtlandt-Bericht 1987 laufende De­
batte über „nachhaltige" oder „dauerhafte" Ent­
wicklung hat wenigstens eines gezeigt: Über 
Einzelfälle hinaus ist ein solches Ziel weltweit 
nur dann zu erreichen, wenn sich die Privile­
gierten der bestehenden Weltmarkthierarchie 
einem globalen Ausgleich der Lebens- und Ent­
wicklungsniveaus nicht länger verschließen. 
Die etablierte Politik hält freilich bisher an 
den bestehenden Hierarchien fest. Das kommt 
in der Umweltpolitik der führenden industrie­
kapitalistischen Länder ebenso zum Ausdruck, 
wie in ihren Bestrebungen, auf internationaler 
Ebene Schadensbegrenzung etwa durch Schutz­
maßnahmen für die tropischen Regenwälder 
einzufordern. Wie problematisch das ist, hat 
die UN-Konferenz für Umwelt und Entwick­
lung (UNCED) 1992 in Rio de Janeiro ge­
zeigt: Hier verwiesen insbesondere die Regie­
rungen der als Schwellenländer nachdrängen­
den Staaten wie Indonesien oder Malaysia auf 
eigene Interessen an Exporterlösen aus einem 
forcierten Holzeinschlag. Im Sinne einer glo­
balen „Nachhaltigkeit" sind solche Argumente 
erschreckend kurzatmig; im Kontext der Ver­
schuldungskrise und eines auf die kapitalisti­
schen Industrieländer zugeschnittenen Welt­
marktes dagegen verweisen sie auf ein Dilem­
ma. Die meisten „Entwicklungsländer" expor­
tieren mit ihrem Primärstoffexport zugleich ihre 
eigenen Entwicklungschancen. Die extern ge­
setzten Zwänge ebenso wie die Entscheidun­

gen der autochthonen Regierungen sind daher 
gleichbedeutend mit Weichenstellungen auch 
für längerfristige und überregionale Entwick­
lungen. 

Es ist in der Tat so, daß die ökologischen Her­
ausforderungen einen „neue(n) Gesellschafts­
vertrag für eine hochindustrialisierte Gesell­
schaft" erfordern (Unmüßig 1993, S. 149; Hv.: 
R.K.). Mehr noch: Notwendig erscheint ein 
solches Übereinkommen auf der Ebene des 
Weltzusammenhangs, wo sich gerade in der 
Umweltfrage die drängendsten Probleme gel­
tend machen. Daher ist die Folgenlosigkeit des 
Rio-Gipfels Ausdruck der „politische(n) Krise 
in den Industrieländern", und zwar sowohl 
angesichts der konzeptionellen Schwäche der 
„politische(n) und wirtschaftliche(n) Eliten", 
wie auch angesichts der weitgehenden Hand­
lungsunfähigkeit derjenigen gesellschaftlichen 
Gruppierungen, die ein Gegengewicht zur staat­
lichen Exekutive darstellen könnten, aber „zu 
schwach oder zu interessengebunden (sind), 
um den notwendigen innergesellschaftlichen 
Druck für ökologisch orientierte Reformen zu 
entfalten" (ebd.), also der unterschiedlichen 
sozialen Bewegungen und der an sie ange­
schlossenen zivilgesellschaftlichen Zusammen­
hänge. 

Bevölkerungsentwicklung: Ausdruck 
sozioökonomischer Probleme 

Nicht zufällig wird die globale Umweltkrise 
zumeist mit der „Bevölkerungsexplosion" in 
Zusammenhang gebracht. Diese erscheint dann 
in aller Regel als eine objektive Tatsache, ver­
ursacht durch den Unverstand und die Rück­
ständigkeit, die angeblich in den meisten post-
kolonialen Gesellschaften nach wie vor vor­
herrschen. Die ernste Sorge um die Belastbar­
keit oder die „Tragfähigkeit" einzelner Regio­
nen oder auch des gesamten Planeten verknüpft 
sich in oft kaum entwirrbarer Weise mit irra-
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tionalen Projektionen und diskriminierenden 
Vorurteilen. Auch Konzepte einer weltweiten 
nachhaltigen Entwicklung enthalten in aller 
Regel die Forderung nach einem Stop oder 
einer Begrenzung des Bevölkerungswachstums 
mit der zumindest impliziten Folgerung, ne­
ben Überzeugungsarbeit müßten - etwa nach 
dem Vorbild Singapurs oder der VR China -
auch harte administrative Maßnahmen treten. 
Persönlichste Entscheidungen werden reduziert 
auf das Erreichen oder Verfehlen volkswirt­
schaftlicher Gleichgewichtszustände (vgl. Mer­
tens 1988, S. 42ff). Als adäquate Gegenmittel 
gegen ein „exzessives" (oder „unzureichendes") 
Bevölkerungswachstum erscheinen dann so­
zial- und vor allem medizin-technologische 
Maßnahmen, die oft weniger auf das generati­
ve Verhalten als auf die generative Fähigkeit 
der Menschen abzielen oder ihr Verhalten durch 
unverhohlenen Zwang zu beeinflussen suchen. 
Mit wenigen Ausnahmen müssen diese Kon­
zepte heute als gescheitert angesehen werden; 
dieses Scheitern ist wesentlich darauf zurückzu­
führen, daß hier die komplexen Zusammen­
hänge ignoriert wurden und werden, die gesell­
schaftliche Reproduktion und nicht zuletzt ih­
ren generativen Aspekt konstituieren. Gerade 
in vielen Teilen der „Dritten Welt" hat der Um­
bruch zur Moderne Verhältnisse geschaffen, 
unter denen es durchaus „rational" ist, viele 
Kinder zur Sicherung des eigenen langfristigen 
Überlebens und darüber hinaus zur transgene-
rationalen Absicherung der Verwandtschafts­
gruppe zu haben (vgl. dies. 1991, bes. S. 116ff; 
auch Thompson 1992, S. 348ff). 

Gewiß verschärfen wenigstens unter den gegen­
wärtigen Bedingungen steigende Bevölke­
rungszahlen die ökonomische, aber auch die 
Umweltkrise; doch ist die Bevölkerungsent­
wicklung nicht einfach Moment, sondern in 
erster Linie Ausdruck der globalen Krise 
menschlicher Reproduktion, die durch die un­
terschiedlichen Formen des Übergangs zur ge­

sellschaftlichen Moderne wesentlich verursacht 
ist. Dies zeigt sich an den Formen sozialer 
Sicherung. In den heute industriekapitalistisch 
entwickelten Gesellschaften wurden als Ergeb­
nis langer sozialer Kämpfe die zerstörten ge­
meinschaftlichen, auf unmittelbarer Rezipro­
zität beruhenden Sicherungssysteme ersetzt 
durch staatlich administrierte Solidarfonds und 
ein begrenztes Maß an staatlich geregelter 
Redistribution. Für die übergroße Mehrheit in 
den Kemgesellschaften waren ein Jahrhundert 
lang die zentralen Risiken von Arbeitslosig­
keit, Krankheit und Alter nicht mit einem Sturz 
ins Bodenlose verbunden, ungeachtet der Stig­
matisierung, mit der die Inanspruchnahme der 
Solidarfonds immer verbunden blieb (vgl. 
Schiel 1988b, 1992; Burawoy 1985). Die ak­
tuelle Auseinandersetzung um Deregulierung 
und „Lohnnebenkosten" bezieht daraus ihre 
gesellschaftlich-strategische Relevanz. 

In postkolonialen Gesellschaften hat sich die 
Frage immer ganz anders gestellt. Die Bin­
dung staatlich administrierter Sicherungssyste­
me an formalisierte Lohnverhältnisse bewirkte 
hier zumeist nicht die Verallgemeinerung, son­
dern die enge Begrenzung formaler Redistri-
butionsformen. Das Aufbrechen älterer Formen 
der Sicherung und der damit verbundene Rück-
fall auf wesentlich kleinere Solidargemein­
schaften legt nun gerade „Kinder als Über­
lebensstrategie" (Mertens 1991, S. 121ff) na­
he. Die Verelendung breiter Schichten und die 
Abdrängung selbst von Mehrheiten in den in­
formellen Sektor oder in eine verelendete länd­
liche Subsistenzproduktion setzen Prämien auf 
die Erweiterung der Familienarbeitskraft und 
die Vervielfältigung unterschiedlichster Er­
werbschancen; eigene Nachkommen sind zu­
gleich die einzige halbwegs zuverlässige Alters­
sicherung. Auch die häufig als so bedrohlich 
empfundene Bevölkerungsentwicklung erweist 
sich so als Teilaspekt einer globalen Gesell­
schaftskrise, die sich freilich in unterschied-
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liehen Teilen der Welt sehr differenziert arti­
kuliert. 

Die Erinnerung an drei zentrale Krisenkom­
plexe der Gegenwart zeigt zweierlei: Zunächst 
sind diese Krisen von höchster Bedeutung für 
jede Form gesellschaftlicher Entwicklung, und 
jeder Versuch, zu einer theoretischen Auffas­
sung davon zu kommen, wie und wohin sich 
menschliche Gesellschaften entwickeln und 
entwickeln können, welche Tendenzen ihnen 
innewohnen und welche Möglichkeiten ihnen 
offenstehen, kann nicht gelingen ohne eine Be­
rücksichtigung dieser und einiger anderer zen­
traler Krisenmomente. Das liegt nicht nur an 
der Tatsache, daß diese Krisen die Lebensbe­
dingungen der Menschen nachhaltig bestim­
men und in aller Regel verschlechtern. Es han­
delt sich durchweg um gesellschaftlich verur­
sachte Probleme, auch wenn die Krisenerschei­
nungen oft in quasi-natürlicher Metaphorik dar­
gestellt werden. Gerade die großen Krisen der 
Gegenwart verweisen darüber hinaus auf die 
Realität eines globalen Zusammenhangs: Nicht 
nur bleiben nirgends auf der Erde Menschen 
und ihre Umwelt von den Folgen industriellen 
Produzierens und Konsumierens an einem be­
liebigen anderen Punkt gänzlich unberührt; 
auch die Erfolgsaussichten von „nationalen" 
oder „regionalen" Entwicklungsstrategien er­
weisen sich als abhängig von Bedingungen, 
die auf dem Weltmarkt definiert werden (s. 
bes. Altvater 1987). Dies gilt, wie die aktuelle 
„Standort"-Debatte mit aller wünschenswerten 
Klarheit zeigt, gewiß nicht nur für Entwick­
lungsländer; die faktische Definition von Ent­
wicklungschancen über einen Weltmarkt, auf 
dem keineswegs Chancengleichheit und Frei­
handel herrschen, verfestigt jedoch internatio­
nale Hierarchien. Diese Hierarchien artikulie­
ren sich deutlich in den insgesamt erfolgrei­
chen Strategien der industriekapitalistisch ent­
wickelten Länder zur Kontrolle der Ströme von 
Waren und Dienstleistungen, wie sie Ende 1993 

beim Abschluß der Uruguay-Runde des GATT 
zum Ausdruck gekommen ist; sie bringt ein­
schneidende Verschlechterungen für die mei­
sten Länder der „Dritten Welt", doch der Streit 
um den Abschluß wurde unter den OECD-
Staaten ausgetragen, die den Löwenanteil des 
Welthandels unter sich abwickeln, bis hin zur 
faktischen Abkoppelung oder Marginalisierung 
ganzer Großregionen, vor allem in Afrika (vgl. 
z.B. Rhagavan 1990; auch Kolko 1988, bes. S. 
97; Hansohm/Kappel 1993). 

3. Ende der „Dritten Welt" oder 
Dauerhaftigkeit der Probleme? 

Die globalen Krisen belegen den Weltzu­
sammenhang ebenso wie seinen differenzier­
ten, hierarchischen Charakter. Das hat Konse­
quenzen für das seit 1989/91 verstärkt disku­
tierte „Ende der Dritten Welt". Nun ist die 
„Dritte Welt" als handlungsfähige Staaten­
gruppe weitgehend von der politischen Bühne 
verschwunden; darauf verweist vor allem Ul ­
rich Menzel (1992) und fordert zugleich den 
Rückzug auf Theorien mittlerer Reichweite. 
Allerdings hat die „Gruppe der 77" im Umfeld 
der UNCED wieder gemeinsame Forderungen 
angemeldet, etwa zum Verhältnis von Res­
sourcenmanagement und Entwicklung, konkre­
tisiert in der Kontroverse über den Schutz der 
Regenwälder. 

Für die Abkehr von Konzepten, die einer Grup­
pe von Einzelgesellschaften so spezifische Ei­
genschaften zuschreiben, wie sie mit der Be­
zeichnung „Dritte Welt" einmal gemeint wa­
ren, spricht sicherlich das Scheitern der spezi­
fischen, zumal aus der Dependenztheorie und 
ähnlichen Ansätzen abgeleiteten Entwick­
lungsstrategien der „Abkoppelung" vom Welt­
markt. Diese Versuche sind von der Import­
substitution in Lateinamerika bis hin zur ra­
biaten EntUrbanisierung nach 1975 in Kampu-
chea durchweg gescheitert, oft unter furchtba-
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ren menschlichen Kosten. Auch die binnen­
marktorientierten Bestrebungen haben keine 
leistungsfähigen Industriesektoren hervorge­
bracht (vgl. etwa Jungfer 1963) und, wie die 
Verschuldungskrise dramatisch zeigt, auch 
nichts Entscheidendes beigetragen zur Vermin­
derung der Außenabhängigkeit. 

Über die Gründe für diesen Befund und erst 
recht über seine entwicklungsstrategischen 
Konsequenzen freilich herrscht große Uneinig­
keit, wie Anfang 1993 eine Debatte in den 
Blättern des iz3w, der wohl meistgelesenen 
deutschsprachigen Dritte-Welt-Zeitschrift ge­
zeigt hat: Sehen die einen die Lösung in einer 
konsequenten, an die Erfahrungen der ostasia­
tischen NIC anschließenden Weltmarktinte­
gration (vgl. bes. Eßer 1993a), so meinen an­
dere, die Mißerfolge in erster Linie auf die 
spezifische Interessenorientierung der jeweili­
gen staatlichen Strategien zurückführen zu kön­
nen und verweisen auf die bewußten Eingriffe 
vor allem der USA gegen potentiell erfolgrei­
che Experimente einer „rural-ökologisch zen­

trierten Entwicklung", die z.B. im sandinisti-
schen Nicaragua gesehen werden (vgl. Thie­
len 1993, S. 11). Weitergehend wird gefordert, 
gleich die Ware-Geld-Beziehung als Wurzel 
allen Übels zu eliminieren „und die stofflich-
sinnlichen Angelegenheiten als solche zu 
behandeln" (Trenkle 1993, S. 36). Schon an­
gesichts der dafür notwendigen Koordination 
von Informations-Massen wäre „'die nicht-
warenförmige Weltgesellschaft' ein Projekt des 
Kollapses nicht nur der Moderne" (Altvater 
1993c, S. 11), und würde ferner zu einer des­
potischen Machtkonzentration in den Händen 
derer führen, die über Informations- und 
Koordinationsmittel verfügen (s. Kößler 1993, 
bes. Kap. 7,8). 

Es bleibt die Auseinandersetzung mit den rea­
len Möglichkeiten einer nachholenden Indu­
strialisierung. So hat Elmar Altvater grundle­
gende Zweifel an der Verallgemeinerung indu­
strieller Produktionsformen angemeldet: Indu­
strialisierung sei ein „positionelles Gut" und 
nicht für alle verfügbar (1993a, S. 8); 
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„Schleichwege aus der Sackgasse" industrieller 
Produktionsformen sieht Altvater in der „Ein­
dämmung der Folgen" der ungleichen indu­
striellen Entwicklung, in der „Umvermeidung" 
durch industriellen Abbau im Norden zugun­
sten einer begrenzten industriellen Entwick­
lung im Süden und schließlich in einer „sola­
ren Revolution", d.h. einer grundlegenden Ver­
lagerung der energetischen Grundlagen der le­
benden Gesellschaften von fossilen Energie­
trägern zurück zur Sonneneinstrahlung (ebd., 
S. 18; vgl. auch ders. 1992). Altvaters Annah­
men über absolute Grenzen industrieller Ent­
wicklung, erst recht die Schlußfolgerung über 
ein absehbares Ende des Kapitalismus mögen 
apodiktisch überzogen sein (s. Hein 1993, bes. 
S. 163ff); Klaus Eßer setzt demgegenüber vor 
allem auf „eine dynamische industrielle Ent­
wicklung", die zwar „ohne steigenden Um­
weltverbrauch nicht zu haben" (1993b, S. 14) 
sei, deren reale Effekte aber nicht eindeutig 
seien, da ja die „Geschichte nach vorn offen" 
(ebd.) sei und ohnehin „ein jeder Pfad indu­
strieller Entwicklung anders" ausfalle (ebd., S. 
13). Auch für Altvater erscheint „erfolgreiche 
'nachholende', innovative Entwicklung in be­
stimmten Weltregionen" - neuerdings etwa in 
Südchina - vorstellbar; er besteht aber darauf, 
dies sei eben nicht „ein verallgemeinerbares 
Projekt" (1993b, S. 13). Gerade angesichts der 
unbestreitbaren Seitenblicke der ganzen De­
batte auf die Transformationsgesellschaften im 
östlichen Europa und in Nord- und Zentral­
asien (vgl. Schütz-Buenaventura 1993, S. 13) 
sind sowohl die Übereinstimmungen als auch 
die Gegensätze dieser Positionen bemer­
kenswert: Prinzipiell wird weder die Mög­
lichkeit nachholender Entwicklung oder Indu­
strialisierung bestritten, noch die Bedeutung 
der Umwelt-Problematik. Doch wird jene von 
Altvater auf einzelne Länder oder Regionen 
eingeschränkt, zu Lasten anderer, wie am Ge­
gensatz zwischen der Industrieregion um Sao 
Paulo und dem Rest Brasiliens dargetan wird 

(s. Altvater 1993a, S. 7, 9); und für Eßer ist der 
„Umweltverbrauch" ein Problem, das sich letzt­
lich durch den Gang des technischen Fort­
schritts von selbst wird lösen müssen und las­
sen - zweifellos die klassische und historisch 
nicht widerlegte Antwort auf derartige Argu­
mente spätestens seit Thomas Mal thus. Frei­
lich fragt es sich, ob diese Denkweise und 
davon abgeleitete Handlungsstrategien tatsäch­
lich über den Rahmen hinausweisen, der ein­
mal von Modernisierungs- und Dependenz-
theorie gemeinsam abgesteckt worden war (vgl. 
Cardoso 1981). 

„Unterentwicklung" ist in der Tat nicht mehr 
ausreichend, um gültige Strategien zu defi­
nieren. Damit könnte das „Ende der 'Dritten 
Welt'" nicht nur als politisches Projekt, son­
dern auch als analytisches Konzept in der Tat 
besiegelt sein. Es bliebe der Abschied von den 
„Großtheorien" (Menzel 1992; Eßer 1993b), 
das bescheidene Arbeiten an Konzepten mittle­
rer Reichweite, die durchaus geeignet sind, den 
Verlauf einzelner, nationalstaatlicher Ent­
wicklungswege schlüssig zu erklären und viel­
leicht auch einzelne Regierungen anregen kön­
nen, spezifische Entwicklungschancen ihrer 
Staaten genauer unter die Lupe zu nehmen; so 
mündet die Suche nach „Auswegen aus der 
Abhängigkeit" denn auch in die Forderung: 
„Von Europa lernen" (Menzel 1988; Senghaas 
1982). Doch wird hier nicht nur die Krisen­
haftigkeit des industriellen Kapitalismus als 
der hegemonialen Ausformung der Moderne 
ignoriert, sondern auch die Tatsache, daß es so 
etwas wie ein für allemal erfolgreiche Ent­
wicklung nicht gibt - man denke an das Schick­
sal des ersten erfolgreichen Falls überhaupt -
Englands (vgl. etwa Roderick/Stephens 1981). 

Auch läßt sich auf dieser Ebene recht wenig 
über die „endogenen Hemmnisse" (Eßer 1993b, 
S. 13) aussagen, die industrieller Entwicklung 
in so vielen Fällen entgegenstehen. Gerade hier 
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sehen sich vehemente Vertreter der These vom 
„Ende der Dritten Welt" gezwungen, eben die­
se - eventuell abzüglich weniger NICs - als 
„Südländer" oder gar als „postkoloniale Staa­
ten" klammheimlich wieder einzuführen (Men­
zel 1992 passim). 

Auf dem Weg zu einer kritischen 
Theorie der Moderne und der 
Modernisierung 

Die terminologischen Schwierigkeiten zeigen, 
daß es mit dem Verweis auf die vielfältigen 
Entwicklungswege nicht getan ist. Wer über 
diesen vielen Bäumen, ihren Wachstumspro­
blemen und -erfolgen nicht den Wald - d.h. 
vor allem die Struktur des Weltzusammenhangs 
- vergessen will, wird nicht umhin können, 
der Einsicht in globale Krisen und Problem­
stellungen wenigstens ansatzweise mit dem 
Versuch zu einer entsprechenden theoretischen 
Einordnung gerecht zu werden. Ich halte es 
dabei für wesentlich, die noch immer nicht 
ganz überwundene Vorstellung von „traditio­
nalen" Verhältnissen, die einer „Modernisie­
rung" im Wege stünden, zu verabschieden zu­
gunsten der Einsicht in die Ko-Evolution un­
terschiedlicher moderner Gesellschaftsformen. 
„Modernisierung" ist kein ein für allemal abge­
schlossener Prozeß. Sie bezeichnet vielmehr 
jene beständigen Innovationen und Umwälzun­
gen, die die gesellschaftliche Moderne we­
sentlich kennzeichnen (s. Chesneaux 1989). 
Zugleich zeigt die Analyse von Prozessen nach­
holender Entwicklung und zumal von Versu­
chen der Theoretisierung solcher Prozesse, daß 
diese Innovationen sehr unterschiedliche Aus­
wirkungen in unterschiedlich strukturierten Ge­
sellschaften haben. 

Die gesellschaftliche Moderne ist daher keine 
ununterschiedene oder nur durch kleine Ab­
weichungen differenzierte Einheit; sie zeigt in 
ihren Tiefenstrukturen deutlich verschiedene 

Ausprägungen: Neben der dominanten Form 
des industriellen Kapitalismus waren dies bis­
her die komplementäre Form der postkolonia­
len Gesellschaften oder der Dritten Welt sowie 
im Verlauf des „kurzen 20. Jahrhunderts" (Alt­
vater) die konkurrierende Form der Ge­
sellschaften sowjetischen Typs (vgl. Kößler 
1993, Kap. 1; 1994, Kap. 5; ähnl. Juchler 
1990a,b). 

Alle drei Ausformungen der gesellschaftlichen 
Moderne sind in ihrer gesamten Entwicklung 
so eng aufeinander bezogen, daß es berechtigt 
erscheint, von gesellschaftlicher Ko-Evolution 
zu sprechen. So wurde mit der industriellen 
Revolution eine Arbeitsteilung zwischen den 
industriekapitalistischen Zentren und ihrer ko­
lonialen Sphäre etabliert, die erstmals die Kolo­
nialgebiete als Lieferanten von industriellen 
Rohstoffen und als Absatzmärkte industrieller 
Produkte definierte (s. Kößler 1990, S. 99-
102). Die so etablierte Arbeitsteilung unterlag 
wichtigen Veränderungen; so bedeutete die 
„neue internationale Arbeitsteilung" die Aus­
lagerung industrieller Fertigungsschritte (s. Frö-
bel u.a. 1977, 1986), der mit der mikroelek­
tronischen Revolution jedoch sehr bald ein 
gegenläufiger Trend gegenüberstand (vgl. etwa 
Schoenberger 1989). A l l dies ändert jedoch 
nichts daran, daß zumal in den Ländern des 
Südens die längerfristigen regionalen oder na­
tionalen Entwicklungschancen zunehmend 
durch Vorgaben bestimmt werden, die über 
weite Strecken der regionalen und nationalen 
Verfügungsgewalt entzogen sind und bei­
spielsweise den Planungen und Strategien mul­
tinationaler Konzerne folgen (vgl. Fröbel 1980; 
Altvater 1987). Bei aller notwendiger Diffe­
renzierung solcher Feststellungen bleibt der 
hierarchische Zusammenhang zwischen den 
unterschiedlichen Entwicklungsprozessen. 
Zwar legt dieser Zusammenhang kein Land 
und keine Region ein für allemal auf eine be­
stimmte Position fest; er konstituiert aber eine 
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Grundstruktur. Diese Grundstruktur kommt 
zum Ausdruck in Austauschbeziehungen und 
Ressourcentransfers, sie wird aber auch mani­
fest in einem Nord-Süd-Konflikt, der keines­
wegs ad acta gelegt ist, sondern ungeachtet 
der Marginalisierung großer Teile des Südens 
nach wie vor artikuliert wird, wie im Fall von 
UNCED. Ungeachtet der eher als gering ein­
zuschätzenden Effekte solcher Auseinanderset­
zungen, mithin der begrenzten Verhandlungs­
macht des Südens, verweisen dieser Konflikt 
und seine Austragung dennoch darauf, daß „das 
Ende der Dritten Welt noch nicht da" ist (Noh-
len/Nuscheler 1992, S. 30). 

Dies ist kein Plädoyer für die simple Fort­
schreibung der überkommenen Entwicklungs­
theorien. Deren Krise liegt in ihrer the­
matischen Enge noch mehr als im Scheitern 
der durch sie angeleiteten Strategien. Eine Ent­
wicklungstheorie, die sich nicht des über­
greifenden Zusammenhangs der gesellschaft­
lichen Moderne versichert, wird wenig mehr 
leisten können als den Nachvollzug meist er­
folgloser oder im Einzelfall geglückter Projek­
te nationalstaatlich organisierter nachholender 
Entwicklung. Die Erarbeitung einer darüber 
hinausweisenden Entwicklungstheorie wird die 
Verabschiedung des impliziten Paradigmas der 
EntwicklungsteWertheorie unabdingbar ma­
chen. Eine solche Theorie wird der Perspekti­
ve einer übergreifenden Theorie der gesell­
schaftlichen Moderne gerecht werden müssen. 

Dr. Reinhard Kößler, apl. Professor am Institut 
für Soziologie Münster, Redaktionsmitglied der 
Zeitschrift „Peripherie" und Vorstandsmitglied 
der „Informationsstelle Südliches Afrika" 
(ISSA). 
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Rolf Bräuer 

Zwischen Provinzialität und 
Globalismus 
Die westdeutsche Dritte-Welt-Bewegung in den 80er und 90er Jahren 

1. Vorbemerkung 

Das Vorhaben, einen Abriß über die Geschich­
te der Dritte-Welt-Bewegung in den 80er Jah­
ren und einen Ausblick auf die 90er Jahre zu 
schreiben, ist einer Reihe von prinzipiellen 
Schwierigkeiten ausgesetzt, die im Gegenstand 
selbst, aber auch in den Möglichkeiten, Zu­
gang zu ihm zu finden, begründet sind. Wenn 
in der folgenden Analyse von Dritte-Welt-Be­
wegung gesprochen wird, sind die etwa 3000 
bis 50001 unabhängigen, zumeist lokal arbei­
tenden Dritte-Welt-Gruppen, Dritte-Welt-Läden 
und Solidaritätskomitees gemeint sowie ihre 
Zusammenschlüsse, Netzwerke und Verbände, 
denen der Anspruch gemeinsam ist, durch ihre 
Arbeit ein öffentliches Bewußtsein für die Pro­
bleme in der Dritten Welt und das Verhältnis 
zwischen Nord und Süd zu erzeugen. Dazu 
gehört auch die Entwicklung von Aktionsfor­
men, die zu einer Veränderung dieses Verhält­
nisses beitragen können. Die Orientierung auf 
gesellschaftliche Breite und auf Veränderung 
sind - neben der thematischen Abgrenzung -
die entscheidenden Bestimmungsgrößen für 
den Bewegungscharakter der Dritte-Welt-Be­
wegung. Der Übergang zu den kleineren pri­
vaten Hilfswerken und Menschenrechtsorga­
nisationen ist dabei fließend, da diese Organi­
sationen zum Teil selbst den Charakter größe­

rer, organisatorisch gefestigter Dritte-Welt-
Gruppen haben und/ oder durch ehrenamtliche 
Mitgliedschaften vor Ort die Funktion von Zu­
sammenschlüssen oder Verbänden wahrneh­
men. Fließend ist auch die Grenze zu den anti­
imperialistischen Gruppen, deren Analysen -
wie auch Organisationsformen - häufig denen 
der Dritte-Welt-Gruppen vergleichbar sind, die 
jedoch militantere Aktionsformen bevorzugen 
und meist nicht den Ansprach auf breite Be-
wußtseinsbildungsarbeit teilen. Diese Unschar­
fe in der Abgrenzung des Gegenstandes muß 
in Kauf genommen werden, da das Prozeßhaf­
te des Bewegungscharakters eine genauere Be­
stimmung kaum zuläßt. 

Der Zugang zur Dritte-Welt-Bewegung wird 
durch die unzureichende Literaturbasis er­
schwert. Es gibt nur wenige Analysen, die so­
zialwissenschaftlichen Standards genügen wür­
den. Was bisher existiert, sind einzelne journa­
listische (zum Beispiel Bahlsen/ Rössel 1986) 
oder essayistische Beschreibungen älterer Pha­
sen der Bewegung (zum Beispiel Leggewie 
1984) sowie eine Reihe von Selbstverständ­
nispapieren, die von Bewegungsteilnehmern 
geschrieben wurden und sich häufig den inter­
essengeleiteten Perspektiven des jeweiligen 
Bewegungsspektrums verpflichtet fühlen. Auch 
in diesem Artikel wird sich die „Insider-Per-
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spektive" nicht immer vermeiden lassen, da 
der Blick auf die Dritte-Welt-Bewegung vor 
dem Hintergrund eigener Erfahrungen erfolgt2 

und sicher nicht uneingeschränkt Objektivität 
beanspruchen kann. Allerdings soll hier ver­
sucht werden, die Dritte-Welt-Bewegung mit 
einer gewissen Systematik zu betrachten und 
die jeweiligen Bewertungen in einen größeren 
Zusammenhang zu stellen und von daher zu 
begründen.3 

2. Einleitung 

Mit der Gegenüberstellung des Zitates von 
Marx - „Die tiefe Heuchelei der bürgerlichen 
Zivilisation und die von ihr nicht zu trennende 
Barbarei liegen unverschleiert vor unseren Au­
gen, sobald wir den Blick von ihrer Heimat, in 
der sie unter respektablen Formen auftreten, 
nach den Kolonien wenden, wo sie sich in 
ihrer ganzen Nacktheit zeigen." 4 - und des 
Bibelzitats - „Der Herr sprach zu Kain: Wo ist 
dein Bruder Abel? Der sprach: Ich weiß nicht; 
soll ich meines Bruders Hüter sein? Er aber 
sprach: Was hast du getan? Das Blut deines 
Bruders schreit von der Erde zu mir!" (1. Mose 
4, 9-10) - begann das 1981 in der 6. Auflage 
vom Bundeskongreß entwicklungspolitischer 
Aktionsgruppen (BUKO) und anderen Zusam­
menschlüssen von Dritte-Welt-Gruppen heraus­
gegebene „Aktionshandbuch Dritte Welt" 
(BUKO 1981, S. 1). Damit sollten die beiden 
Wurzeln der Dritte-Welt-Bewegung (nachfol­
gend DWB genannt) im proletarischen Inter­
nationalismus der Arbeiterbewegung bzw. in 
dessen Wiederaneignung durch die Studenten­
bewegung der 60er Jahre und im christlichen 
Humanismus deutlich gemacht werden. Zu­
gleich schienen damit die Koordinaten be­
stimmt, in denen sich die Diskussionen inner­
halb der DWB zu jener Zeit vollzog. Aus heu­
tiger Sicht erscheint die Bestimmung der Her­
kunft der DWB aus ihrer linken und christli­
chen Tradition keineswegs mehr ausreichend. 

Auch die Fixierung auf die Studentenbewe­
gung und die sich daran anschließende Orien­
tierung auf länderbezogene Solidaritätsarbeit5 

führt teilweise zu falschen Analysen und 
Schlüssen. Die Entwicklung der Bewegung und 
ihres „Gegenstandes", des Nord-Süd-Verhält­
nisses in den 80er Jahren, sowie der Zusam­
menbruch des „nominalsozialistischen" Blocks, 
der eine Diskreditierung des gesamten linken 
und sozialistischen Projekts zu beinhalten 
scheint, haben die bisherigen Orientierungs­
punkte der DWB erschüttert. Das gesamte 
Selbstverständnis der Akteure, Teil einer ge­
meinsamen Bewegung zu sein, wie diffus dies 
auch immer gewesen sein mag, scheint in Fra­
ge gestellt. Es herrscht allgemeine Ratlosig­
keit, und mit großen Anstrengungen entwik-
kelte Organisationsformen der Bewegung er­
wecken den Anschein, von (Selbst-) Auflösung 
bedroht zu sein.Vor diesem Hmtergrund soll 
versucht werden, einige Entwicklungslinien der 
DWB in den vergangenen zehn bis 15 Jahren 
nachzuzeichnen und besondere Problemberei­
che zu diskutieren. Abschließend sollen dann 
mögliche Ansätze für Arbeitsaufgaben und Per­
spektiven der DWB skizziert werden. 

3. Zielsetzung: Politische 
Wirksamkeit entfalten 

Der Ausgangspunkt am Ende der 70er Jahre 
war gekennzeichnet durch eine Zersplitterung 
in weitgehend isoliert zu einzelnen Projekten 
oder einzelnen Ländern arbeitende oder Drit­
te-Welt-Handel betreibende Gruppen (Bräuer 
1982). Selbst Gruppen in der gleichen Gemein­
de oder Stadt fanden selten die Möglichkeit 
zur Zusammenarbeit. Zu verschieden erschie­
nen die spezifischen Probleme des „eigenen" 
Projektes, des „eigenen" Landes oder der „ei­
genen" Aktionsform. Ein Zusammenhang stif­
tendes gemeinsames Konzept für die interna­
tionalistische Arbeit, wie es der linke Antiim-
perialismus hätte sein können, war durch das 
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anmaßende, vereinnahmende Auftreten der K-
Parteien gegenüber den Dritte-Welt-Gruppen6 

kompromittiert. Er stand daher als umfassen­
der Denkansatz ebensowenig zur Verfügung 
wie ein christlich-humanistisch motivierter 
Ansatz, der wegen seiner Nähe zu den Amts­
kirchen nicht allgemein akzeptiert wurde. 

Demgegenüber hatte sich in der wissenschaft­
lichen Diskussion durch die Rezeption und 
Bearbeitung der lateinamerikanischen Depen­
denztheorien (Senghaas 1972, 1977; Frank 
1980) und anderer Ansätze (Fanon 1969; Amin 
1975) die Überzeugung verfestigt, daß sich die 
Länder der Dritten Welt gegenüber den fortge­
schrittenen Industrieländern keineswegs in ei­
nem früheren Stadium der Entwicklung befin­
den.1 Der Blick wurde damit auf den ursächli­
chen Zusammenhang zwischen dem hohem 
Entwicklungsstand der Industrieländer und der 
Unterentwicklung in der Dritten Welt gelenkt. 
Damit rückte die (Mit-)Verantwortung der In­
dustrieländer für Hunger und Elend, extreme 
Ausbeutung und staatlichen Terror in den Län­
dern der Dritten Welt in den Mittelpunkt. 

Die Aneignung und Diskussion der dependenz-
theoretischen Ansätze8 führte zu der Erkennt­
nis, daß - trotz der heterogenen Struktur der 
Dritte-Welt-Gruppen - ein allgemein geteilter 
Bezugspunkt in der gemeinsamen Verantwor­
tung der Dritte-Welt-Aktivisten als Bürger ei­
nes hochentwickelten Industrielandes gefun­
den werden mußte. Über die „Ländergrenzen" 
und Grenzen der Aktionsformen hinweg sollte 
das Gesamtverhältnis der Bundesrepublik 
Deutschland zur Dritten Welt, aufgegliedert in 
dafür exemplarische Problembereiche (Hunger, 
Krankheit, staatliche Repression, strukturelle 
Ausbeutung), zum gemeinsamen Thema der 
verschiedenen Bewegungsteile werden. So soll­
te politische und gesellschaftsverändernde 
Wirksamkeit in der Bundesrepublik zugunsten 
der Dritten Welt entfaltet werden. Darüber hin­

aus wurde eine Zusammenarbeit mit den Neu­
en Sozialen Bewegungen in der BRD (Anti-
AKW-, Frauen-, Friedensbewegung) ange­
strebt Außerdem sollte die Kooperation mit 
den Gewerkschaften und Kirchen weiterent­
wickelt werden. 

4. Kampagnen und Bündnisse 

1977 wurde der Bundeskongreß entwicklungs­
politischer Aktionsgruppen (BUKO) als Zu­
sammenschluß der Dritte-Welt-Gruppen, Drit­
te-Welt-Läden und Solidaritätskomitees ge­
gründet. In der Folge entstanden die Publika­
tionen „BRD und Dritte Welt" sowie das „FO­
R U M entwicklungspolitischer Aktionsgrup­
pen". Als zentrales Element der Arbeit wurden 
Kampagnen und Arbeitsschwerpunkte festge­
legt, die den Zusammenhang zwischen bun­
desdeutscher Regierungs- und Firmenpolitik 
und Hunger, Not, Elend, Unterdrückung und 
Unterentwicklung in der Dritten Welt aufzei­
gen sollten. Nacheinander wurden gegründet: 

- die BUKO-Pharmakampagne, um den Ein­
fluß bundesdeutscher Pharmakonzerne auf 
die Gesundheitsversorgung in der Dritten 
Welt zu thematisieren; 

- die BUKO-Kampagne „Stoppt den Rü­
stungsexport" zum bundesdeutschen Beitrag 
zur Militarisierung der Dritten Welt; 

- die BUKO-Agrarkoordination zu den Aus­
wirkungen der bundesdeutschen und EG-
Agrarpolitik auf die Nahrungsmittelversor­
gung in der Dritten Welt; 

- die BUKO-Frauenkoordination zur spezifi­
schen Betroffenheit von Frauen durch Un­
terentwicklung und Verelendung und zur 
Rolle von Frauen in den bundesdeutschen 
Dritte-Welt-Gruppen; 
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- der Arbeitsschwerpunkt „Weltwirtschaft und 
Verschuldung" zur Rolle der bundesdeut­
schen Banken und Finanzpolitik bei der 
Schaffung und Aufrechterhaltung der Schul­
denkrise der Länder der Dritten Welt. 

Außerhalb des BUKO wurde dieser Arbeitsan­
satz aufgegriffen. Es kam zur Gründung wei­
terer Initiativen als Ergänzung zu den BUKO-
Kampagnen (Bayer-Coordination, Pestizid-
Aktions-Netzwerk usw.). In diesen Kampagnen 
und Arbeitsschwerpunkten sollten Dritte-Welt-
Gruppen mit unterschiedlichen länderspezifi­
schen Arbeitsbereichen mit solchen zusammen­
arbeiten, die auf das jeweilige Kampagnenthe­
ma spezialisiert waren, und darüber hinaus eine 
Möglichkeit der Zusammenarbeit mit Ökolo­
gie-, Friedens-, Frauengruppen, gewerkschaft­
lichen und kirchlichen Gruppen schaffen. 

Vorbild für die Organisationsform der Bi l ­
dungs- und Öffentlichkeitskampagne war die 
von den kirchlichen Jugendverbänden, der Ar­
beitsgemeinschaft der evangelischen Jugend 
(AEJ) und dem Bund deutscher katholischer 
Jugend (BDKJ) in der zweiten Hälfte der 70er 
Jahre durchgeführte UNCTAD-Kampagne.' 
Auf die UNCTAD-Kampagne geht auch die 
Gründung des Dritte-Welt-Handels zurück. 
Umstritten war dabei immer wieder, ob der 
Handel lediglich eine symbolische Aktionsform 
und ein Vehikel der Informationsvermittlung 
und Bewußtseinsbildung oder tatsächlich eine 
Herausforderung für den kapitalistischen Welt­
handel darstellen sollte. Ein weiterer Schritt in 
die letztgenannte Richtung wurde mit der Grün­
dung von TransFair unternommen. Mit der 
TransFair-Gründung ist es gelungen, Kaffee 
über den konventionellen Lebensmittelhandel 
zu vertreiben bzw. in diesen Bereich einzubre-
chen.10 

Unentschieden ist bis heute, ob die Strategie 
thematischer Kampagnen tatsächlich eine Ver­

einheitlichung und Erhöhung der politischen 
Durchsetzungskraft der Bewegung bewirkte 
oder ob sie zu einer größeren politischen Zer­
splitterung beigetragen hat. Für die These ei­
ner erhöhten politischen Durchsetzungskraft 
spricht, daß organisationsübergreifende Bünd­
nisse möglich wurden. Auf der anderen Seite 
muß festgestellt werden, daß die Kampagnen­
arbeit positive Wirkungen auf andere Bewe­
gungen und Organisationen, weniger aber auf 
die DWB hatte, da viele ehemalige Aktivisten 
der Dritte-Welt-Bewegung in andere Bewegun­
gen oder in die politischen Parteien abgewan­
dert sind. 

Die Zusammenarbeit mit anderen Bewegun­
gen kam am intensivsten mit der in den 80er 
Jahren (wieder-) erstarkenden Friedensbewe­
gung zustande, während sie mit den anderen 
Bewegungen punktuell blieb. Nach der großen 
Friedensdemonstration während des Evangeli­
schen Kirchentages im Juni 1981 in Hamburg 
kam es bei der Nachfolgedemonstration im 
Oktober 1981 in Bonn zum Eklat zwischen 
den Veranstaltern, der Aktion Sühnezeichen/ 
Friedensdienste (AS/F), der Aktionsgemein­
schaft Dienste für den Frieden (AGDF) und 
den in Bonn vertretenen Befreiungsbewegun­
gen. Streitpunkt war ein gemeinsamer Rede­
beitrag der Befreiungsbewegungen, der auch 
im Namen der PLO gehalten werden sollte 
und von den Veranstaltern mit Rücksicht auf 
ihre Israelarbeit abgesetzt wurde. Aus Empö­
rung über diese bevormundende Zensurmaß­
nahme der beiden Friedensorganisationen wur­
de auf dem folgenden Bundeskongreß entwick­
lungspolitischer Aktionsgruppen im Novem­
ber 1981 in Berlin ein stärkeres Engagement 
in der Friedensbewegung beschlossen. Ein Ko­
ordinationskreis Dritte Welt (KK3W) in der 
Friedensbewegung wurde unter Beteiligung der 
unterschiedlichen Themenbereiche und politi­
schen Spektren der DWB gegründet." Der 
BUKO trat in den Koordinationsausschuß der 
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Friedensbewegung, später auch in die Ge­
schäftsführung der sogenannten Anti-Reagan-
Demonstration im Juni 1982 ein. So gelang 
eine starke Verankerung der Thematik „Dritte 
Welt und Frieden" neben der Mittelstreckenra­
ketenproblematik. In den Aktionen des Herb­
stes 1983 war das Thema „Internationale Soli­
darität" mit einem eigenen Aktionstag inner­
halb einer zentralen Aktionswoche vertreten. 

Eine Sonderrolle in der länderbezogenen Drit­
te-Welt-Arbeit hat seit Ende der 70er Jahre die 
Mittelamerika-, besonders die Nicaragua-Soli­
darität gespielt. Durch die Mischung aus lin­
ken und christlichen Inhalten in der nicaragua-
nischen Revolution hatte diese eine besondere 
Attraktivität für die ähnlich strukturierte bun­
desdeutsche Solidaritätsbewegung. Hier konn­
te es zu einem Bündnis von unabhängigen, 
sozialdemokratischen und DKPnahen Linken, 
Christen und Humanisten kommen. Nach dem 
Abflauen der Friedensbewegung wandte sich 
ein großer Teil ihrer Aktivisten der Nicaragua-
und Mittelamerika-Solidaritätsarbeit zu. Ange­
sprochen wurden sie durch die militärische In­
terventionsdrohung der US-Regierung und ih­
rer Low-intensity-Kriegsführung, die eine the­
matische Brücke zwischen der originären Frie­
densthematik und der Dritte-Welt-Solidaritäts­
arbeit bot. Besonders das von der US-Frie­
densbewegung entwickelte Konzept des pea-
ce-watching, in der bundesdeutschen oder eu­
ropäischen Variante mit personeller Aufbau­
hilfe in internationalen Brigaden verbunden 
(unterstützt durch Medikamenten-, Werkzeug-, 
Maschinen- und Kleidersammlungen), hatte 
eine besondere Anziehungskraft für ehemalige 
Friedensaktivisten in der Bundesrepublik. Erst 
der Wahlsieg der bürgerlichen Opposition in 
Nicaragua - und damit das Ende des Modell­
charakters Nicaraguas für die bundesdeutsche 
linke und grün-alternative Szene - bedeutete 
das Ende der Bewegung in dieser Breite. 

Zur Jahrestagung des Internationalen Wäh­
rungsfonds (IWF) und der Weltbank 1988 in 
Berlin gelang es noch einmal, eine breit getra­
gene Massenprotestveranstaltung unter dem 
Motto „Schulden streichen!" zu organisieren. 
Mit einem Vorlauf von mehreren Jahren wurde 
in zahlreichen Seminaren, Treffen und Kon­
gressen die Thematik „Weltwirtschaft und Ver­
schuldung" erarbeitet und ausgelotet, über ei­
nen Experten- und Insiderkreis hinaus verbrei­
tet und für politische Aktionen aufbereitet. Auf­
bauend auf der in der Friedensbewegung ent­
wickelten Bündniskultur konnte eine politische 
Breite der beteiligten Spektren in den Anti-
IWF-Aktionen erreicht werden, die über die 
der Friedensbewegung noch hinausging. Die­
ser Bündniszusammenhang verhalf den Aktio­
nen insgesamt zu einem großen Öffentlichkeits­
erfolg, wenn auch die Forderung „Schulden 
streichen!" in letzter Konsequenz bis heute 
nicht durchgesetzt werden konnte. 

Seither gestartete Versuche, zu einer ähnlichen 
Qualität des internationalistischen Protestes zu 
kommen, müssen weitgehend als gescheitert 
angesehen werden. Erinnert sei etwa an den 
Weltwirtschaftsgipfel 1992 in München oder 
den 500. Jahrestages des Beginns der Erobe­
rung und Unterwerfung Lateinamerikas. Ne­
ben der zu diesem Zeitpunkt noch immer wirk­
samen Verunsicherung durch den Zusammen­
bruch des Ostblocks und die neue Situation 
nach der „Wiedervereinigung" der beiden deut­
schen Staaten scheint bei beiden Aktionen die 
Ursache für das Scheitern u.a. in der unzurei­
chenden Bündnisarbeit der Organisatoren (zum 
Beispiel Konkurrenz zwischen ÖkoLinX und 
den Grünen) und der daraus resultierenden in­
haltlichen, strategischen und taktischen Unklar­
heit gelegen zu haben. Indikator dafür ist, daß 
im Verlauf der Vorbereitungen nur noch von 
„Kampagne 1992" (ohne jede inhaltliche Qua­
lifizierung) gesprochen wurde. So war bei den 
Aktionen zum Weltwirtschaftsgipfel unklar, 
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was die politische Zielsetzung und passende 
Aktions- und Veranstaltungsform hätte sein 
können. Die Kampagne zu 500 Jahre Kolonia­
lismus wurde - trotz Bemühungen um eine 
Verknüpfung mit dem europäischen Einigungs-
prozeß nach Maastricht - weitgehend aus der 
historischen Perspektive heraus geführt, ohne 
die Aktualität von Unterwerfung, Unterdrük-
kung und Ausbeutung deutlich zu machen und 
konkrete politische Forderungen zu stellen. 

5. Dritte-Welt-Bewegung 
in der Krise? 

Seither ist es weit verbreitet, von einem allge­
meinen Niedergang der DWB, wie der soge­
nannten Neuen Sozialen Bewegungen insge­
samt, auszugehen. Dies trifft jedoch meines 
Erachtens auf die DWB nicht in gleicher Wei­
se zu wie möglicherweise für die Friedens­
und Ökologiebewegung, obwohl Ähnlichkei­
ten sicher vorhanden sind. Dazu einige An­
merkungen. 

Krise oder Normalisierung? 

Um die These vom „Niedergang der Bewe­
gung" zu prüfen, ist es notwendig, sich den 
Bezugsrahmen zu vergegenwärtigen, der als 
Vergleichsgröße herangezogen wird. Das, was 
Bewegung ausmacht, wird weitgehend in Be­
zug auf die massenmobilisierenden Großver­
anstaltungen und Aktionen der Friedensbewe­
gung in den 80er Jahren definiert. Charakteri­
stisch für diese Phase war u.a. das breite Bünd­
nisspektrum von Friedens-, Dritte-Welt-, Frau­
en- und Ökologiegruppen, Parteien, kirchlichen 
und Gewerkschaftsgruppen, duch das die er­
folgreiche Besetzung von Themen in der Öf­
fentlichkeit gelang. Legt man diese Zeit als 
Maßstab zugrunde, dann macht es tatsächlich 
Sinn, heute von einem Niedergang zu spre­
chen. 

Allerdings ist es kaum verwunderlich, daß sich 
ein derartiger Grad an Mobilisierung nicht über 
Jahre hinaus aufrecht erhalten läßt. Die Bewe­
gungen haben sich in dieser Hinsicht wieder 
auf ein „Normalmaß" reduziert. Dies gilt vor 
allem auch für die DWB. 

Die DWB war von ihrem Charakter her nie 
eine einheitliche Bewegung; zu unterschied­
lich sind weiterhin die Länder und Weltregio­
nen, die Themen, Aktions- und Kooperations­
formen, die von den einzelnen Gruppen bear­
beitet und praktiziert werden. Zu stark sind die 
Gruppen - trotz ihrer globalen Thematik - in 
ihrem lokalen Umfeld verankert, weitgehend 
unfähig, sich dauerhaft auf bundesweite oder 
gar europa- und weltweite Zusammenhänge 
zu beziehen. Nur wenige Gruppen haben eine 
bundes- oder sogar europaweite Orientierung. 
Auch wenn Länder-, Themen- und übergeord­
nete Koordinationen der Dritte-Welt- und So­
lidaritätsgruppen bestehen, haben diese immer 
eine stark eingeschränkte, koordinierende und 
nie zentralisierende Funktion gehabt. Der 
BUKO steht beispielhaft für diesen Zustand. 
Für die Koordinationsstellen der DWB war es 
immer schon schwierig, einen ideellen Zusam­
menhang zu stiften und gemeinsame Bezugs­
punkte zu finden, an denen politische Wirk­
samkeit erzeugt werden konnte. 

Die DWB war nie eine Massenbewegung. Sie 
ist in ihrem Kern immer die Angelegenheit 
einer relativ kleinen Zahl von Menschen, die 
sich in diesem Bereich allerdings häufig über 
Jahre engagieren. Der andere, wahrscheinlich 
größere Teil der Dritte-Welt-Bewegten ist an­
gezogen von Exotik, von Revolutionsroman­
tik, von scheinbar einfachen Lösungen für 
scheinbar einfache Probleme, arbeitet für kur­
ze Zeit in diesem Feld und verläßt das Thema 
wieder, wenn die vorgängigen Vorstellungen 
nicht bestätigt oder gar enttäuscht werden. Die 
DWB war nie eine aktionistische Bewegung. 



38 FORSCHUNGSJOURNAL N S B 3/94 

Mit öffentlichkeitswirksamen Aktionen hat sie 
sich immer schwer getan. Im Kern ist die DWB 
eine Bewegung der intellektuellen Auseinan­
dersetzung. Von den Akteuren wird die Bereit­
schaft erwartet, sich auf ein langwieriges Stu­
dium der komplizierten weltpolitischen, welt­
wirtschaftlichen Zusammenhänge sowie die 
sozialen und kulturellen Verhältnisse in einzel­
nen Ländern einzulassen. Die damit verbunde­
ne Expertise schlägt sich auch in den mehr als 
80 Zeitschriften, Rundbriefen, regelmäßigen 
Publikationen, Büchern, Broschüren etc. nie­
der. Die vorherrschende Aktionsform der DWB 
ist die Informationsvermittlung und Bewußt-
seinsbildung, der andere Praktiken symboli­
scher Politik untergeordnet sind.12 

Dieser Zustand bewirkt eine spezifische politi­
sche Schwäche der DWB, die sich beschrei­
ben läßt als 

- übertriebenes Bestehen auf der Autonomie 
der Gruppe, 

- Konkurrenzdenken und Unfähigkeit zur po­
litischen Koalition, 

- Unfähigkeit, sich in größere Organisations­
formen einzufügen, 

- mangelnde Koordination und politische Wil­
lensbildung, 

- unpolitisches Expertentum, 

- Orientierung auf Veränderungen im Lebens­
stil, im Konsumverhalten, im Bewußtsein, 

- mangelnde politische Einflußnahme. 

Diese charakteristischen Merkmale der Dritte-
Welt-Bewegung wurden in der Phase der Zu­
sammenarbeit mit der Friedensbewegung lan­
ge Zeit verdeckt. Durch die Friedensaktionen, 

in denen der inhaltliche Zusammenhang zwi­
schen Nord-Süd und Friedensproblemen ver­
deutlicht wurde, konnten auch solche Men­
schen angesprochen werden, die sich in der 
Regel nicht für Dritte-Welt-Themen mobili­
sieren lassen. Darüber hinaus wurde die Drit­
te-Welt-Bewegung, hier besonders die Nicara­
gua- und Mittelamerika-Bewegung mit ihrer 
Anti-Interventionskampagne, zu einem Auf­
fangbecken für Aktivistinnen aus der sich auf­
lösenden Friedensbewegung. 

Vor diesem Hintergrund konnte die Vorstel­
lung einer massenmobilisierenden DWB ent­
stehen, die sich der Verankerung ihrer Themen 
in der Gesellschaft sicher sein konnte. Doch 
dieser Eindruck täuschte. 

Die außergewöhnlichen Umstände, die damals 
eine breite Mobilisierung möglich machten, 
sind heute in dieser Form nicht mehr gegeben. 
Der jetzige Zustand ist - in gewisser Weise 
jedenfalls - mit dem Ende der 70er Jahre ver­
gleichbar.13 In anderer Hinsicht haben sich aber 
tatsächlich Veränderungen ergeben. 

Die osteuropäischen Umbrüche und 
ihre Folgen für die DWB 

Die Veränderungen in Osteuropa stellen einen 
Einschnitt für die DWB dar, der zu einer tiefen 
Verunsicherung im Selbstverständnis geführt 
hat An folgenden Punkten kommt dies zum 
Ausdruck: 

Ein wichtiger Orientierungspunkt auch für die 
DWB war bis zum Ende der 80er Jahre die 
Blockkonfrontation bzw. der Versuch, sich die­
ser Logik zu entziehen. Mit dem Ende der 
Blockkonfrontation ist auch ein zentrales Un­
terscheidungsschema abhanden gekommen 
(Kapitalismus versus Sozialismus). In den Blick 
geraten heute wieder stärker die spezifischen 
Bedingungen einzelner Länder und Weltregio-
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nen sowie die internen Entwicklungshemm-
nisse und nationalen Akteure. Was auf der ei­
nen Seite die Analyse der Nord-Süd-Proble­
matik u.U. realitätsnäher werden läßt, macht 
es auf der anderen Seite aber auch zunehmend 
schwieriger, von der Dritten Welt als einheitli­
chem Gebilde14 zu sprechen. 

Das Ende der Blockkonfrontation schlägt sich 
auch in einer Unsicherheit bezüglich des zu 
wählenden theoretischen Rahmens nieder. Zwar 
hat die Erosion der „großen" Theorien (Mo­
dernisierungs-, Dependenztheorie) bereits frü­
her eingesetzt, doch erst jetzt kann ein Buch 
wie „Das Ende der Dritten Welt und das Schei­
tern der großen Theorie" von Ulrich Menzel 
so heftige und (noch?) relativ hilflose Reaktio­
nen auslösen. 

Mit dem Aufbrechen des Ostblocks und der 
Reorganisation in labilen Nationalstaaten stellt 
sich die Frage, ob und wie diese neuen Länder 
in das bisherige Schema von Erster, Zweiter 
(was immer die Zweite Welt war) und Dritter 
Welt eingeordnet werden können. Sind etwa 
die Atommächte Kasachstan, die Ukraine oder 
Rußland ganz oder teilweise als Dritte Welt zu 
bezeichnen? Müssen hier erst ähnliche Hilfs­
konstruktionen wie der Begriff der „Dritten 
Welt in der Ersten Welt" herangezogen wer­
den, um diese Länder adäquat zu beschreiben? 
In diesem Zusammenhang lassen sich weitere 
Fragen aufwerfen: 

Mit dem Aufbrechen der Blockkonfrontation 
fällt es vor allem regierungsoffiziellen und halb­
offiziellen Stellen leichter, Unstimmigkeiten 
zwischen Programm und Realität der Entwick­
lungspolitik, auf die die DWB seit Jahren auf­
merksam gemacht und die sie kritisiert hat, 
zuzugestehen und - zumindest verbal - Teile 
der Positionen der DWB zu übernehmen (vgl. 
dazu auch Falk 1993, S. 668 f). Dies hat zur 
Folge, daß Themen wie Ausbeutung, Hunger, 

Ökologie, Entwicklung und die besondere Be­
troffenheit von Frauen nicht mehr eindeutig 
und allein von der DWB besetzt sind. Die Le­
gitimation einer zur herrschenden Entwick­
lungspolitik in Opposition stehenden Bewe­
gung scheint zu schwinden. Neue Anstrengun­
gen der Recherche und Theoriearbeit sind not­
wendig, um die hinter der verbalen Adaption 
liegenden Strategien und Funktionen aufzudek-
ken und ins Bewußtsein zu heben. Schließlich 
können die verbalen Konzessionen der offizi­
ellen Entwicklungspolitik nicht bereits als Er­
folge der Bewegung betrachten werden.15 

Als Folge des Zusammenbruch im Osten ha­
ben sich die DKPnahen Dritte-Welt-Gruppen 
und -Organisationen 1 6 weitgehend aufgelöst. 
Einige ihrer hauptamtlichen Vertreter arbeiten 
heute in den Themenbereichen Weltwirtschaft, 
Verschuldung und Ökologie. Demgegenüber 
fühlen sich die Vertreter undogmatischer lin­
ker Positionen in der DWB von den Verände­
rungen im Ostblock nicht in dieser Weise be­
troffen. Sie sind mit ihren Positionen, wenn 
auch merklich leiser, weiterhin in der DWB 
präsent. 

Wandel von Organisations- und 
Aktionsformen 

Die DWB bestand in den 70er und der ersten 
Hälfte der 80er Jahre weitgehend aus einer 
Vielzahl kleiner, lokaler Gruppen, die sich von 
den großen Spendenorganisationen und Hilfs­
werken deutlich abgrenzten. Selbst kleinere 
Hilfswerke (terre des hommes, Aktionsgemein­
schaft Solidarische Welt) arbeit(et)en mit Lo­
kalgruppen. Seitdem haben sich jedoch hin­
sichtlich organisatorischer Strukturen, Aktions­
und Kooperationsformen einige deutliche Ver­
änderungen ergeben. 

a) In jüngerer Zeit haben sich im Zwischenbe­
reich Organisationen wie „Weltwirtschaft, Öko-
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logie & Entwicklung" (WEED) und „German 
Watch" gebildet, die aus der Dritte-Welt-Be­
wegung hervorgegangen sind, aber deutlich und 
offensiv andere Akzente in ihren Organisati­
ons- und Aktionsformen setzen. Nicht mehr 
die lokale Gruppe ist die kleinste Einheit, son­
dern das mehr oder wemger interessierte Indi­
viduum; nicht mehr auf breite Bewußtseinsbil-
dung und öffentlichkeitswirksame Einzelaktio­
nen wird gesetzt, sondern - anknüpfend an 
verbale Konzessionen der „Offiziellen" und ge­
gründet auf die eigene Expertise - auf gezielte 
Lobbyarbeit. Offen ist dabei, wie sich solche 
Lobbyorganisationen in den Zusammenhang 
der DWB einfügen: als reformistischer Flü­
gel? Als Ergänzung im Organisations- und Ak­
tionsangebot? Als Interessenorganisation? Oder 
sind diese Aktivitäten tatsächlich ein Ausdruck 
für den Niedergang der Bewegung? 

b) Gefördert durch Koalitionen zwischen SPD 
und Grünen in einigen Bundesländern haben 
sich neue, länderbezogene Zusammenschlüsse 
von Dritte-Welt-Gruppen und Solidaritätsko­
mitees gebildet, die die alte, seit Gründung 
des BUKO immer wieder gestellte Frage nach 
der angemessenen bundesweiten Organisations­
form der DWB erneut aufwerfen (vgl. Kupper/ 
Spehr 1994). Die Bestimmung des eigenen 
Standortes und der eigenen politischen Praxis 
in einem sich wandelnden politischen Umfeld 
hat immer wieder notwendige Selbstverständ-
nis- und Strukturdebatten (vgl. auch Bräuer 
1984) ausgelöst, die jedoch in neuerer Zeit 
nicht selten Züge von Selbstzerfleischung an­
nehmen.17 Dabei scheint doch allen Beteilig­
ten klar zu sein, daß ein bundesweiter Zusam­
menschluß notwendig ist, sogar ein europa­
weites bzw. weltweites Netzwerk wünschens­
wert wäre, um die Solidaritätsbewegung zu 
einer einflußreichen politischen Kraft zu ma­
chen. 

c) Die Veränderungen der DWB resultieren aber 
auch aus der Organisationform der Dritte-Welt-
Arbeit. Die unterschiedlichen Arbeits- und Ak­
tionsformen (Handel, Kampagnen, Veranstal­
tungen, Publikationen) wurden nicht zuletzt 
durch die professionelle Struktur gestärkt 
(ABM-Stellen). Mit der professionellen Struk­
tur wuchs aber die Dynamik zwischen Haupt-
und Ehrenamtlichen. Wegen aller Probleme, 
die aus einer solchen Struktur erwuchsen, ist 
der Organisationsbestand durch die Streichung 
von ABM-Mitteln akut gefährdet, da funktio­
nierende ehrenamtliche Ressourcen nicht mehr 
zur Verfügung stehen bzw. erst neu entstehen 
müssen. 

d) Weitere Veränderungen ergeben sich durch 
gesellschaftliche Entwicklungen, die auch die 
Akteure der DWB tangieren. So hat sich am 
Ende der 80er Jahren wieder einmal ein Gene­
rationswechsel vollzogen, wie er bereits in den 
60er Jahren für die Ostermarschgeneration und 
in den 70ern für die 68er Generation zu beob­
achten war. Der Generationswechsel betrifft 
jetzt die „Zaungäste" (Mohr 1992)18 der 78er. 
Allerdings ist bisher noch nicht absehbar, ob 
dieser Bruch lediglich aus dem Abtauchen der 
Bürgerinitiativgeneration in Elternschaft, ge­
regelte Berufs- und Einkommensverhältnisse, 
Beziehungskisten, Therapiekarrieren und un­
politische Privatheit besteht oder ob sich da­
mit auch Wechsel zu einer neuen politischen 
Generation mit neuen Themen und Aktions­
formen (Unimut u.ä.) vollzieht. 

e) Nahezu unbeeinflußt von der allgemeinen 
Krisenstimmung scheint der Dritte-Welt-Han­
del derzeit zu agieren. Es gelang erfolgreich, 
kleinbäuerlich erzeugten und direkt importier­
ten Kaffee unter dem Namen TransFair im kon­
ventionellen Lebensmittelhandel zu etablieren. 
Diese Form der Dritte-Welt-Arbeit ist sogar 
gegenüber den Kaffeegroßkonzernen in der 
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Offensive, gelang es doch, beachtliche Markt­
anteile zu erobern. 

6. Quo vadis? - Dritte-Welt-Bewe­
gung in den 90er Jahren 

Wie sich bis hierher gezeigt hat, haben sich 
eine Reihe von Veränderungen der politischen 
Rahmenbedingungen ergeben, die bei vielen 
Akteuren der DWB zu erheblichen Orientie­
rungsschwierigkeiten geführt haben. Trotzdem 
teile ich den Pessismismus bezüglich der Zu­
kunft der DWB, wie er häufig zu hören ist, 
nicht. Vor allem einer Lesart, die die gegen­
wärtige Krise der Bewegung im Gegenstand 
selbst, im Fehlen einer „durch materielle oder 
existentielle Interessen defmierte(n) soziale(n) 
Basis" und der nicht bestehenden „direkten 
Betroffenheit ihrer Träger vom Problem, von 
dem die Bewegung handelt" (Wahl 1992, S. 
1), verortet und von daher die Mobilisierungs­
erfolge der 60er, 70er und 80er Jahre für Drit­
te-Welt-Themen - auch unabhängig von der 
Sondersituation im Zusammenhang mit der 
Friedensbewegung - als punktuelle Ausnah­
meerscheinungen einer idealistischen Jugend­
kultur betrachtet (ebd.), kann hier nicht ge­
folgt werden. 

Auch wenn die direkte Betroffenheit in der 
Anfangsphase der Neuen Sozialen Bewegun­
gen quasi zum Konstituierungsmerkmal ge­
macht wurde, gilt auch für die Ökologie- und 
die Friedensbewegung, daß ihr Gegenstand in 
hohem Maße wissens- und nicht erfahrungs­
abhängig und damit der vermittelnden Defini­
tionsmacht von Öffentlichkeit und Gegenöf­
fentlichkeit, Wissenschaft und Gegenwissen­
schaft ausgesetzt ist. Darauf hat u.a. Beck 
(1986, S. 67 ff) aufmerksam gemacht. Selbst 
die Arbeiterbewegung war, trotz direkter Er-
fahrbarkeit der materiellen und psychosozia­
len Verelendung der Arbeiterschaft, nicht frei 
von Definitions- und Vermittlungsnotwendig­

keiten, die in der besonderen Rolle der Intel­
lektuellen (von Marx bis Negt), dem Avantgar­
deproblem u.ä. in der Arbeiterbewegung zum 
Ausdruck kommt (siehe dazu u.a. Negt/ Kluge 
1972). Die DWB bildet also in dieser Hinsicht 
keine grundsätzliche Ausnahme. 

Darüber hinaus besitzt die DWB m. E. - wie 
die anderen Neuen Sozialen Bewegungen auch 
- einen materiellen Kern. Während in der Frie­
densbewegung die Kriegsangst, in der Ökolo­
giebewegung die Furcht vor Krankheit und 
Gebrechen zum Ausdruck kommt, so ist der 
tiefere Kern der DWB in der tief verwurzelten 
und latenten „Angst vor Armut" (Wagner 1991) 
zu suchen. Diese Angst vor Armut erfährt in 
der medienvermittelten Zustandsbeschreibung 
der Dritten Welt eine Aktualisierung. Verstärkt 
wird die Angst durch die immer stärker spür­
baren Bedrohungen in der eigenen Gesellschaft. 
Hier seien nur die Stichworte Neue Armut, 
Zwei-Drittel-Gesellschaft, Massenarbeitslosig­
keit, Abbau des Sozialstaates genannt. In der 
Beschäftigung mit der Dritten Welt kann po­
tentiell die eigene Bedrohung durch die glei­
che ausbeuterische kapitalistische Weltwirt­
schaft deutlich werden, wie sie in der Dritten 
Welt viel offener zu Tage tritt. 

Eine Solidarisierung der von Ausgrenzung und 
Marginalisierung Bedrohten in der Bundesre­
publik mit den sich tatsächlich in dieser Situa­
tion befindlichen Menschen der Dritten Welt 
entsteht jedoch keinesfalls automatisch. Im 
Gegenteil: Wie u.a. die jüngsten Pogrome ge­
gen Ausländer (und ihre Duldung und Recht­
fertigung durch ganz „normale" Bürger) zei­
gen, werden diese - zunächst einmal - als Kon­
kurrenten um Arbeitsplätze, Wohnungen, staat­
liche Leistungen etc. angesehen und bekämpft. 
Eine ähnliche Haltung ist gegenüber Menschen 
in der Dritten Welt zu vermuten. 
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Eine Aufgabe der DWB für die 90er Jahre 
wird es sein, das Bedürfnis nach Statussiche­
rung in der bundesdeutschen Bevölkerung -
vor dem Hintergrund einer nicht mehr recht 
gelingen wollenden Verleugnung und Verdrän­
gung eigener sozialer Unsicherheit, die in sinn­
lose Aggression gegen die schwächsten Mit­
glieder der Gesellschaft (Asylbewerber, Aus­
länder, Obdachlose, Alte, Kinder) umschlagen 
kann - aufzunehmen, um die gemeinsame Be­
troffenheit der Menschen in der Dritten Welt 
und den Industrieländern durch dieselben öko­
nomischen und politischen Mechanismen, 
durch das Ausgeliefertsein an die Weltmarkt­
konkurrenz, dem unkontrollierten Agieren in­
ternationaler Konzerne, den Spekulanten und 
Banken etc. bewußt zu machen. Die DWB 
könnte dabei offensiv sowohl an eine aufklä­
rerische Tradition der eigenen Bewegung wie 
auch an sich politisch verstehende erwachse­
nen- und betroffenheitspädagogische Ansätze 
zum Themenbereich Dritte Welt aus den 70er 
Jahre (etwa Gronemeyer/Bahr 1977) anknüp­
fen und versuchen, diese vor dem Hmtergrund 
der neuen politischen und gesellschaftlichen 
Situation der 90er Jahr zu reformulieren. Nur 
auf ein Bewußtsein gleichartiger strukturell ver­
ursachter Ohnmacht der Menschen in Indu­
strieländern und in der Dritten Welt läßt sich 
dauerhaft eine Solidaritätsarbeit aufbauen, die 
frei ist von Dominanz und Unterordnung, al­
truistischer Beliebigkeit und moralisierendem 
Impetus und tendenziell zwischen gleichbe­
troffenen und gleichwertigen Partnern erfolgt. 

Auch im Bereich globaler Umweltprobleme 
bestehen gemeinsame Betroffenheiten. Hier ist 
mit der UN-Konferenz für Ökologie und Ent­
wicklung (UNCED) in Rio de Janeiro 1992 
und dem von Nichtregierungsorganisationen 
organisierten Rio-Begleit- und Nachfolgepro-
zeß ein Themenfeld für die DWB entstanden, 
das eine gleichberechtigte Zusammenarbeit mit 
entsprechenden Gruppierungen in der Dritten 

Welt erlaubt. Allerdings, und auch dies hat 
UNCED gezeigt, endet die Interessenidentität 
u.U., wenn die Entwicklungsperspektive ins 
Spiel gebracht wird, nämlich dann, wenn als 
Voraussetzung einer gleichwertigen Entwick­
lung in der Dritten Welt ein Wöhlstandsver-
zicht in den reichen Industrienationen gefor­
dert wird. Für die DWB wird es darum gehen 
müssen, das gemeinsame Interesse an einer 
ressourcenschonenden, nachhaltigen und sozi­
al gerechten Wirtschaftsweise herauszustellen. 
Darüber hinaus bestehen in diesem Bereich 
Möglichkeiten der Zusammenarbeit mit Teilen 
der Ökologiebewegung, den Jugend-, Umwelt-
und Entwicklungsorganisationen wie GRAS 
(GRößte Anzunehmende Solidarität). 

Ihre Stärke sollte die DWB aus dem direkten 
Kontakt zwischen den Betroffenen in der Er­
sten und der Dritten Welt und der Entwicklung 
gemeinsamer Handelsperspektiven beziehen. 
Das bedeutet: 

- Ergänzung der bisher stark übergewichti­
gen intellektuellen Auseinandersetzung um 
praktische Veränderungsarbeit; 

- Wiederherstellung der Einheit von Aktion 
und Reflexion (Freire 1973, S. 105 ff); 

- Ausrichtung auf Veränderungen im eigenen 
oder weiteren Lebensbereich - mit Blick 
auf „Autonomieproduktion gegenüber an­
deren" (vgl. Negt/Kluge 1981, S. 835 f u. 
Anm. 26). 

Dabei kann sich die DWB auf folgende, in den 
vergangenen Jahren weitgehend akzeptierte, 
miteinander korrespondierende Prinzipien ih­
rer Arbeit stützen: 

- Vorrang der Inlands- vor der Auslandsar­
beit/ Primat der politischen vor der karitati­
ven Arbeit. 
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Weitgehend akzeptiert ist die Auffassung, daß 
die DWB das unmittelbare Elend der Men­
schen in der Dritten Welt durch materielle Hil­
fe nicht lindern kann. Vielmehr ist ein funda­
mentaler Wandel im Welthandels- und Weltfi­
nanzsystem, im Patentrecht, im Zugang zu Wis­
sen und Informationen, im Verhältnis der Welt­
kulturen usw. Voraussetzung für eine selbstbe­
stimmte und selbstgestaltete Entwicklung in 
den Ländern der Dritten Welt. Der Schlüssel 
hierzu liegt im umfassenden Umbau des Indu­
striesystems, der von den oppositionellen Be­
wegungen in den Industrieländern betrieben 
werden muß. 

- Wunsch nach gesellschaftlicher Verände­
rung. 

Was von vielen Beobachtern der Dritte-Welt-
Szene als häufiger Themenwechsel kritisiert 
wird (vorvorgestern Algerien, vorgestern Viet­
nam, gestern Nicaragua, heute Kuba?), läßt 
sich auch positiv deuten. Unterstützt wurden 
Versuche, den Bewußtseinsprozeß über Aus­
beutung bei den Betroffenen zu wecken, um 
so Wege zu einer eigenständigen Entwicklung 
einzuleiten. Teils intuitiv, teils theoretisch be­
gründet hat sich die DWB gegenüber rein „as-
sistenzialistischen" Ansätzen abgegrenzt. Es 
wird darauf ankommen, einen theoretischen 
Rahmen neu zu entwickeln, der den veränder­
ten internationalen Bedingungen gerecht wird. 
Dazu gehört auch die Einbeziehung der Ent­
wicklung in den Ländern des ehemaligen Ost­
blocks. Die DWB braucht eine neue Hand­
lungsorientierung, die über die Arbeit in Ein­
zelgruppen, Länder- und Themenfeldern hin­
ausgeht. Möglicherweise könnte der Rio-Nach-
folgeprozeß einen solchen Rahmen schaffen. 
Vielleicht entwickelt er sich aber auch aus ei­
ner gemeinsamen Arbeit zur geplanten Welt­
sozialkonferenz 1995. 

Als Eckpunkte eines derartigen gemeinsamen 
Rahmens könnten die im folgenden als Forde­
rungen der DWB formulierten Grundsätze die­
nen: 

1) Grundsatz 

Die Politik der DWB orientiert sich an dem 
Ziel einer im Einklang mit der Natur nachhal­
tig wirtschaftenden, in Solidarität, Achtung vor 
dem Selbstbestimmungsrecht der Völker und 
gesicherten Menschenrechten zusammenleben­
den Weltgesellschaft. Die Rolle der BRD in 
diesem Prozeß hat sich zu orientieren an den 
Prinzipien der Selbstbeschränkung. Deutsch­
land muß zu einem internationalen „Kriegs­
dienstverweigerer" und „Zivildienstleistenden" 
werden (Cremer 1993). 

2) Nachhaltigkeit 

Von der DWB wird eine Lebens- und Wirt­
schaftsweise angestrebt, die im Einklang steht 
mit den Bedürfnissen der nicht-menschlichen 
Natur, die natürliche Ressourcen schont und 
bereits entstandene ökologische Schäden be­
seitigt. Dies ist in erster Linie als Forderung 
an die westlichen Industrienationen nach ei­
nem konsequenten Umbau ihrer umweltver­
schmutzenden und ressourcenträchtigen Wirt­
schaftsweise zu verstehen: C02-Reduktion 
nicht vorrangig durch Bekämpfung der Re-
genwaldabholzung, sondern durch Verminde­
rung des Primärenergieverbrauchs in Verkehr, 
Industrie und Haushalten, stoffliche Konversi­
on durch Verwendung regenerierbarer Rohstof­
fe, Engführung von Stoffkreisläufen, Verringe­
rung der Eingriffstiefe in natürliche Prozesse 
und Nutzung der Mitproduktivität der Natur 
(vgl. Bräuer/ Lucas 1992 und die dort angege­
bene Literatur). 
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3) Gerechte Weltwirtschaftsordnung 4) Entmilitarisierung 

Die DWB tritt ein für das Recht der Völker, 
ihre Ernährung selbst zu sichern, die Herstel­
lung von Gütern und Dienstleistungen nach 
den eigenen Bedürfnissen, kulturspezifischen 
Vorlieben und im Einklang mit der jeweiligen 
natürlichen Umwelt eigenständig zu organi­
sieren, wobei sie auf die aktive Unterstützung 
durch andere Völker und die Weltgemeinschaft 
zählen können. Entgegen dem Freihandelsdog­
ma beinhaltet diese Vorstellung das Recht (vor 
allem der Länder der Dritten Welt), die eigene 
Wirtschaft vor der Konkurrenz internationaler 
Konzerne zu schützen und bestehende Dispa­
ritäten in den Terms of Trade durch Zölle u.ä. 
auszugleichen, während - umgekehrt - den 
Ökonomien der Dritten Welt die Märkte der 
Industrieländer solange uneingeschränkt offen­
stehen sollten, bis ein Ausgleich der Lebens­
chancen erreicht ist. 

l Uieif&r-wir vwwfie<<u 

Die DWB tritt ein für eine konsequente Zivili­
sierung der Politik, so daß militärische For­
men der internationalen wie nationalen Kon­
fliktaustragung in ihr keinen Platz mehr ha­
ben. Voraussetzung dafür ist die weltweite Ab­
schaffung aller Massenvernichtungswaffen, 
eine weitgehende Reduzierung nationaler Ar­
meen und eine restriktive Kontrolle des inter­
nationalen wie nationalen Waffenhandels. 

5) Demokratisierung 

Auf den Ebenen Familie, Freundschaftskreis, 
Nachbarschaft, Gemeinde, Region, Nation und 
Weltgesellschaft hat das Subsidiaritätsprinzip 
in dem Sinne zu gelten, daß Regelungen des 
Zusammenlebens jeweils auf der niedrigstmög-
lichen Ebene getroffen werden und die Ent­
scheidungsfindung einer möglichst direkten 
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und gleichberechtigten Mitwirkung der jeweils 
Betroffenen zugänglich gemacht wird. Zur 
Durchsetzung einer basisdemokratischen Mit­
wirkung sind die dafür nötigen Freiräume zu 
schaffen und die modernen Kommunikations­
technologien zu nutzen und auf deren Anfor­
derungen hin weiterzuentwickeln. 

6) Sicherung der Menschenrechte 

Für die DWB sind die Menschenrechte univer­
sell und unteilbar. Wenn es um die Durchset­
zung der Menschenrechte geht, darf die For­
mel von der Nichteinmischung in die inneren 
Angelegenheiten und das Subsidiaritätsprinzip 
nicht gelten. Die Menschenrechte sind von der 
Weltgemeinschaft definiert und verlangen des­
halb internationale Anerkennung sowie bei Ver­
letzung internationales Eingreifen. Die Wege 
zur Sicherung der Menschenrechte dürfen je­
doch nicht ihrem Ziel widersprechen und selbst 
zu Menschenrechtsverletzungen führen. Es ist 
daher eine offensive, dauerhafte und präventi­
ve Menschenrechtssicherungspolitik zu betrei­
ben, die sich ziviler Mittel bedient. 

7) Kulturelle Selbstbestimmung 

Nach Auffassung der DWB sind wissenschaft­
liche Erkenntnisse, technologische und orga­
nisatorische Verfahren, handwerkliche Fertig­
keiten, gesellschaftliche, kulturelle, religiöse 
und weltanschauliche Traditionen und Neue­
rungen als gemeinsames kulturelles Erbe der 
Menschheit anzusehen, welches einer Mono­
polisierung und wirtschaftlichen/ machtpoliti­
schen Nutzung durch einzelne Gruppen und 
Klassen entzogen und allgemein zugänglich 
gemacht werden muß. 

8) Bürgernähe 

Dritte-Welt-Politik wie Außenpolitik allgemein 
muß aus dem Entscheidungs- und Gestaltungs­

monopol der Regierungen herausgeholt und 
basisdemokratischen Politikformen zugänglich 
gemacht werden. Neben allgemeinen plebiszi­
tären Elementen, die auch in außenpolitischen 
Fragen nutzbar sein sollen, spielt die Zusam­
menarbeit staatlicher Stellen mit und die För­
derung von Dritte-Welt-Gruppen und -Organi­
sationen eine zentrale Rolle. Dazu gehört auch 
die Möglichkeit einer eigenständigen Dritte-
Welt- und Außenpolitik der Kommunen, die 
von lokalen Dritte-Welt-Initiativen getragen 
wird. 

Ferner ist eine organisatorische Stärkung be­
stehender Strukturen der DWB sowie die Wei­
terentwicklung des Verhältnisses von Zusam­
menschlüssen und Einzelgruppen zu fordern. 
Dazu bedarf es u.a. der Klärung folgender Fra­
gen: 

Wie ist es möglich, die notwendig zentralisier­
ten Dachverbandsstrukturen den dezentralen 
Arbeitsweisen und Organisationsformen der 
Dritte-Welt- und Solidaritätsgruppen gemäß zu 
gestalten? Wie können Bewegungsvertreterin­
nen ein Gesamtinteresse, eine gemeinsame Po­
sition formulieren? Wie ist die Rückkopplung 
der Koordinierungsarbeit und Vertretung in die 
bundesdeutsche Gesellschaft hinein mit den 
gegebenen knappen Ressourcen möglich und 
zu verbessern? Wie kann es vermieden wer­
den, daß die entwicklungspolitische Expertise 
der DWB von staatlichen und halbstaatlichen 
Stellen instrumentalisiert wird? 

Für die Zukunft scheint es notwendig, den 
Kommunikationsprozeß zwischen den Einzel­
gruppen, Dachverbänden, Zusammenschlüssen 
und Netzwerken der DWB erheblich zu ver­
dichten, um eine funktionierende bewegungs­
interne Öffentlichkeit zu schaffen. Dazu ge­
hört auch der Abbau des latent vorhandenen 
Mißtrauens der Gruppen gegenüber Koordina­
tions- und Dachverbandsstrukturen. Anderer-
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seits muß gewährleistet sein, daß inhaltliche 
und strategische Entscheidungen - bevor sie 
getroffen werden - auf breiter Ebene disku­
tiert werden. Insgesamt könnten diese Prozes­
se die Attraktivität und Durchsetzungskraft der 
Bewegung erhöhen. 

Desweiteren sollte zukünftig größerer Wert auf 
die Koordination eigener, europa- und welt­
weiter Arbeits vorhaben gelegt werden, um so 
die lokale, regionale und nationale Beschränkt­
heit zu überwinden. Angesichts der weltwei­
ten Organisationsprozesse von Politik und Wirt­
schaft wirkt der Provinzialismus vieler Bewe­
gungsansätze oft lächerlich. Zu hinterfragen 
sind aber auch die bestehenden, verhältnismä­
ßig schwerfälligen Kommunikationskanäle 
(Zeitschriften, Rundbriefe, Treffen, Seminare 
etc.). Hier könnte unter Umständen der Ein­
satz neuer Kommunikationsmittel (Mailboxen, 
Datex-J etc.) eine neue Perspektive eröffnen, 
wie die Erfahrung mit alternativen Computer­
netzen wie GreenNet und PeaceNet zeigen (vgl. 
Luber 1993). Der häufig wesentlich unver­
krampftere Umgang mit den elektronischen 
Medien in vielen oppositionellen Gruppen und 
Nichtregierungsorganisationen in der Dritten 
Welt, vor allem in Asien, könnte hier ein Bei­
spiel sein. 

Die Perspektive könnte für die DWB also in 
der Überwindung des falschen Globalismus -
der nicht mehr ist, als die Flucht vor der eige­
nen politischen Ohnmacht - und des schlech­
ten Provinzialismus - in dem die Angst vor 
der eigenen weltgesellschaftlichen Verantwor­
tung zum Ausdruck kommt - liegen. 

Rolf Bräuer, Diplom-Sozialwirt, Wissenschaft­
licher Mitarbeiter an der FU Berlin, war von 
1981-1988 Geschäftsführer des Bundeskon­
gresses entwicklungspolitischer Aktionsgrup­
pen (BUKO), lebt in Ilsede. 

Anmerkungen 

'Die große Streuung in dieser Zahl kommt durch 
unterschiedliche Schätzungen zustande, die in ver­
schiedener Weise Gruppen, die mehr oder weni­
ger formal unter dem Dach gesellschaftlicher Groß­
verbände wie Kirchen, Gewerkschaften, Parteien 
etc. bestehen oder Ortsgruppen größerer Organi­
sationen sind, gleichzeitig aber eine gewisse Un­
abhängigkeit von ihren Dachorganisationen be­
wahren, mit einbeziehen oder ausschließen. Der 
Übergang zu einer „unabhängigen" Dritte-Welt-
Gruppe ist dabei, sowohl bezüglich systematischer 
Kriterien, wie auch häufig in der realen Geschich­
te einer einzelnen Gruppe fließend. Balsen/Rössel 
(1986) kommen Mitte der 80er Jahre auf eine 
Schätzung von 3000 bis 4000 Gruppen (S. 503). 
2 Der Autor war fast acht Jahre lang (von Anfang 
1981 bis Ende 1988) Geschäftsführer des Bundes­
kongresses entwicklungspolitischer Aktionsgrup­
pen (BUKO), des bundesweiten Zusammenschlus­
ses der Dritte-Welt-Gruppen, Dritte-Welt-Läden 
und Solidaritätskomitees. 
3 Der folgende Beitrag wird daher in einem Be­
reich zwischen der Insiderperspektive und der 
Sichtweise des wissenschaftlichen Beobachters 
angesiedelt sein, häufig zwischen beiden Betrach­
tungsweisen wechseln. Zu hoffen ist, daß gerade 
das beschriebene Spannungsverhältnis den Bei­
trag interessant und lesenswert macht. 
4 Marx, Karl: Die künftigen Ergebnisse der briti­
schen Herrschaft in Indien. MEW Bd. 9, S. 225. 
5 So etwa das Standardwerk zur Geschichte der 
Dritte-Welt- und Solidaritätsbewegung; Balsen/ 
Rössel 1986, aber auch neuestens wieder Kößler/ 
Melber 1993, S. 51-55. 
6 Zuletzt in massiver Weise auf dem 4. Bundes­
kongreß entwicklungspolitischer Aktionsgruppen 
1980 in Hamburg. 

7 Dies war von den Modernisierungstheorien bür­
gerlicher wie linker Provenienz postuliert und mit 
der Vorstellung verbunden worden, Entwicklung 
müsse nur genügend beschleunigt werden, um das 
Niveau der Industrieländer zu erreichen (siehe dazu 
auch den Betrag von Kößler in diesem Heft.) 
8 Der sehr starke Einfluß, den die Rezeption der 
dependenztheoretischen Ansätze auf die Dritte-
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Welt-Bewegung ausgeübt hat, darf keineswegs 
dazu verleiten, von einer tendenziellen Identität 
der Diskussion in der Bewegung und dem kriti­
schen wissenschaftlichen Diskurs auszugehen. Der Ein­
fluß der Dependenztheorie auf die Dritte-Welt-Bewe­
gung ist eher als Ausnahme anzusehen, zu verschieden 
ist die innere Logik beider Diskurse, zu unterschiedlich 
sind die persönlichen, politischen und inhaltlichen Zwek-
ke und Zielsetzungen. 
9 Die UNCTAD-Kampagne unterstützte die For­
derung der „Gruppe der 77" nach einer Neuen 
Weltwirtschaftsordnung auf den Welthandelskon­
ferenzen. 
1 0 Dem Dritte-Welt-Handel gegenüber, vor allem 
wenn er sich auf traditionelle Kolonialprodukte 
wie Kaffee, Tee, Bananen etc. bezieht, muß je­
doch weiterhin der grundsätzliche entwicklungs­
politische Einwand erhoben werden, daß Ausbeu­
tungsbeziehungen tendenziell aufrechterhalten 
werden (Bräuer 1992). 
1 ' Dem Koordinierungskreis Dritte Welt (KK3W) 
gehörten an: der Bundeskongreß entwicklungspo­
litischer Aktionsgruppen (BUKO), die Arbeitsge­
meinschaft der Dritte-Welt-Läden (AG3WL), die 
Anti-Apartheid-Bewegung (AAB), das Anti-im­
perialistische Solidaritätskomitee für Afrika, Asien 
und Lateinamerika (ASK) und die vier Koordina­
tionsstellen der Anti-Interventionsbewegung Mit­
telamerika, das Informationsbüro Nicaragua, die 
Informationsstellen El Salvador und Guatemala 
(zunächst einzeln, später gemeinsam) und die 
Freundschaftsgesellschaft BRD-Kuba. 
1 2 Ausnahmen stellen hier die neueren Initiativen 
wie Transfair-Kaffee dar, die auf kleine, praktisch­
politische (Reform-) Schritte setzen. 
" Für die relative Konstanz der DWB spricht zum 
Beispiel auch, daß sich die Zahl der formellen Mit­
gliedsgruppen des BUKO (ca. 300), die Zahl der Grup­
pen, die vom BUKO koordiniert werden (ca. 2100) 
sowie die Teilnehmerzahl der jährlichen Bundeskon­
gresse (zwischen 300 und 500) in den letzten Jahren 
wesentlich verändert hat. 
1 4 Der Begriff der „Dritten Welt" war auch vorher 
kein empirischer Begriff - obwohl als solcher oft 
gebraucht - , sondern ein politisch-normativer Be­

griff, der den Emanzipationsanspruch der Länder 
des Südens in einer Analogie zum „Dritten Stand" 
der Französischen Revolution zum Ausdruck brin­
gen sollte (im Französischen: le tiers monde, nicht: 
le troisieme monde, analog zu: le tiers Etat). Ein 
Verzicht auf den Begriff (wie etwa von Menzel 
1992 vorgeschlagen) ist daher abzulehnen. 
1 5 So etwa Christian Wilmsen (Kindernothilfe) 
und Klaus Milke (German Watch) bei der Podi­
umsdiskussion „Die Saat des Fortschritts oder das 
Ende der Entwicklung - Was haben 20 Jahre ent­
wicklungspolitische Arbeit gebracht?" am 14.4.93 
in der Werkstatt 3 in Hamburg. 
1 6 Als wichtigste Gruppierung ist hier das „Anti­
imperialistische Solidaritätskomitee für Afrika, 
Asien und Lateinamerika" (ASK) zu nennen. 
1 7 Siehe etwa die Anträge, Debatten und Beschlüs­
se auf dem 16. Bundeskongreß 1992 in Stuttgart, 
in denen gefordert wurde, daß möglichst keine 
der bisherigen Koordinationgruppen dem neuen 
Koordinierungsausschuß angehören sollten. Da­
mit wurde die bisherige Regelung, wonach immer 
nur die Hälfte der KA-Gruppen neu zu wählen ist, 
um so Kontinuität zu sichern, aufgehoben. Diese 
Entscheidungen sind u.a. für die derzeitige Ago­
nie des BUKO mitverantwortlich. 
1 8 Der Untertitel des Buches von Mohr („Die Ge­
neration, die nach der Revolte kam") macht nur 
einen Sinn, wenn man ihn in der Bedeutung von 
„und nach der Revolte kam die wirkliche Revolu­
tion" versteht. Es hat sich eingeschliffen, die Stu­
dentenbewegung von 1968 als die gesellschafts-
verändernde Kraft zu mystifizieren und alles fol­
gende, vor allem die 78er-Bewegung, als Epigo­
nen zu betrachten. Dieser Auffassung kann nicht 
scharf genug widersprochen werden. 1968 war al­
lenfalls, wenn überhaupt, der Beginn von Gesell­
schaftsveränderung in der neueren Geschichte der 
Bundesrepublik. Viele Veränderungen, initiiert und 
thematisiert durch die Neuen Sozialen Bewegun­
gen, haben sich aber in Abgrenzung zu 1968 (z.B. 
Veränderung des Geschlechterverhältnisses durch 
die Frauenbewegung) entwickelt. Das Mißver-
ständnis konnte nur durch die Schwerpunktset­
zung der Neuen Sozialen Bewegungen auf Verän­
derung in den persönlichen Lebensumständen, auf 
Politik aus individueller Betroffenheit heraus und 
einer relativen Vernachlässigung der „großen" Po-
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litik, verstanden als grundsätzliche, revolutionäre 
Umwälzung der gesellschaftlichen Verhältnisse, 
entstehen. 
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Dr. Malte Letz 

Im Osten nichts Neues? 
Ostdeutsche Solidaritätsgruppen vor und nach der Wende 

Unter dem Stichwort „Entwicklung des Nor­
dens" hat sich in den letzten Jahren eine De­
batte in der Solidaritätsbewegung entwickelt, 
die auf eine Neubestimmung der Aktionsin­
halte abzielt. Immer stärker setzt sich dabei 
die Erkenntnis durch, daß die Solidaritätsar­
beit nicht nur auf die Länder des Südens be­
schränkt sein darf. Zwar ist die Erkenntnis, 
daß eine Reform der eigenen Gesellschafts­
struktur für die Veränderung der Beziehungen 
zwischen Nord-Süd notwendig ist, nicht neu. 
Das Scheitern der großen Entwicklungstheori­
en und -Strategien sowie die Enttäuschungen, 
die viele Solidaritätsakteure in bezug auf den 
Befreiungsprozeß der Dritten Welt erlebten, 
haben die Notwendigkeit einer Umorientierung 
deutlich gemacht. Neu ist in der Debatte auch, 
daß systematischer als früher nach konkreten 
Handlungsfeldern gesucht wird. Besonders die 
Ökologiefrage hat zu einer Umorientierung 
bzw. thematischen Schwerpunktverlagerung in 
den Diskursen der Solidaritätsbewegung ge­
führt. In der Ökologiedebatte wird die Verant­
wortlichkeit der Industrieländer besonders deut­
lich. Folgerichtig zielen die Handlungsentwür­
fe auf die Veränderung der Konsumgewohn­
heiten und eine Reduktion des Ressourcenver­
brauchs ab. Darüber hinaus werden Formen 
einer Umwelt- und Dritte-Welt-verträglichen 
Produktionsweise diskutiert (Stichwort: Um­
bau der Industriegesellschaft). Um die Durch­
setzung der Forderungen zu erreichen, werden 

neue Formen des Politikdialoges gesucht 
(Stichwort: Lobbyarbeit). Wichtige Impulse er­
fuhr das Thema „Entwicklung für den Nor­
den" durch die UN-Konferenz über Umwelt 
und Entwicklung (UNCED) im Juni 1992 in 
Rio de Janeiro. In der von den Teilnehmerstaa­
ten verabschiedeten „Agenda 21" werden um­
weltpolitische und entwicklungspolitische Fra­
gestellungen verknüpft.1 Es werden in der Er­
klärung auch Wege zur politischen Umsetzung 
der Agenda genannt. Die besondere Verant­
wortung und Verpflichtung des Nordens wird 
darin von den Industrienationen ausdrücklich 
betont. 

Die Umwelt- und Ressourcenfrage stellt heute 
einen zentralen Arbeitsschwerpunkt der Drit­
te-Welt-Bewegung dar. Es muß allerdings an 
dieser Stelle betont werden, daß es - trotz der 
vielfältigen Aktivitäten und Diskussionen -
noch nicht gelungen ist, aus den verschiede­
nen Handlungsansätzen ein konsistentes Ge­
samtprogramm namens „Entwicklung für den 
Norden" zu entwickeln.2 Es bleibt abzuwar­
ten, ob die Entwicklung eines Konzeptes, das 
Umwelt- und Entwicklungsfragen miteinander 
vereint, gelingt.3 

Die aus der gewachsenen Einsicht in globale 
Abhängigkeiten und Interdependenzen ent­
springende Debatte um eine „Entwicklung des 
Nordens" ist auch für den gegenwärtigen Pro-
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zeß der Neudefinierung der Solidantätsarbeit/ 
-bewegung4 von richtungsweisender Bedeu­
tung. Die Debatte hat bisher deutlich gemacht, 
daß eine Motivation, die sich aus der Projekti­
on eigener Wünsche und Zielvorstellungen auf 
die Entwicklungsländer speist, keine dauerhafte 
Grundlage für die Solidaritätsarbeit sein kann. 
In diesem Beitrag soll die Frage untersucht 
werden, was mit einer Solidaritätsbewegung 
passiert, wenn die bisherige Motivationsbasis 
in Frage gestellt wird, gleichzeitig aber eine 
Umgestaltung der Gesellschaft und des eige­
nen Lebensmodells sichtbar zu werden scheint. 
In dieser Beziehung ist ein Blick auf die Ent­
wicklung ostdeutscher Solidaritätsgruppen vor 
und nach der Wende von 1989 von Interesse. 

Denn aufgrund des fehlenden Spielraums für 
eine auf die Reform der DDR gerichteten Op­
position waren die sich von der SED distan­
zierenden Solidaritätsgruppen weitaus stärker 
in der oben angerissen Art und Weise moti­
viert (Projektion von Entwicklungsvorstellun­
gen auf die Dritte Welt), als dies vielleicht für 
die Gruppen im Westen der Fall war. Anhand 
der Geschichte der ostdeutschen Solidaritäts­
bewegung sollen die Entwicklungslinien und 
Mobilisierungsphasen der Bewegung näher 
untersucht werden.5 Darüber hinaus soll her­
ausgearbeitet werden, ob der gesellschaftliche 
Umbruch- bzw. Modernisierungsprozeß, wie 
er sich derzeit in den Neuen Bundesländern 
vollzieht, die Solidaritätsgruppen selbst tan-
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giert und - möglicherweise - verändert hat. 
Ohne auf die Entwicklung der westdeutschen 
Dritte-Welt-Bewegung einzugehen,6 soll her­
ausgestellt werden, wo Gemeinsamkeiten und 
Unterschiede zwischen ost- und westdeutscher 
Solidaritätsbewegung auszumachen sind. 

1. Realsozialismus und unabhängige 
Solidaritätsgruppen 

Die Entstehung von zu den offiziellen SED-
Strukturen in Opposition stehenden unabhän­
gigen Solidaritätsgruppen ging auf eine tief­
greifende Kritik an der staatlichen Entwick-
lungs- und offiziellen Solidaritätspolitik7 zu­
rück Abgelehnt wurde die Reduzierung der 
Solidarität auf die Traditionen und Inhalte der 
kommunistisch geprägten Arbeiterbewegung 
und ihre strikte Bindung an SED und Staat. 
Opponiert wurde insbesondere gegen die Un­
terordnung des Solidaritätsgedankens unter die 
Außenpolitik (und seit den 80er Jahren zuneh­
mend unter die Wirtschaftspolitik), die in ihrer 
Folge zu Ausgrenzungspraktiken gegen alle 
führte, die eine andere Auffassung von Solida­
rität vertraten. Durch die zentralistisch-büro-
kratische Solidaritätspolitik der SED wurden 
basisdemokratische Aktionsformen verhindert. 
Dissens entsprang schließlich aus der Tatsa­
che, daß die Offiziellen der DDR die Solidari­
tätsarbeit nie als eine Form der Nord-Süd-Po­
litik verstanden, bei der auch der Norden selbst 
(konkret: die eigene, sozialistische Gesell­
schaft) verändert werden muß. Die unabhängi­
gen Dritte-Welt-Gruppen hatten nicht nur ei­
nen karitativen Anspruch. Seit den 70er Jahren 
war die Solidaritätsarbeit im wachsenden Maße 
auch Mittel zur Reflexion über die Unzuläng­
lichkeiten des eigenen, realsozialistischen Ent­
wicklungsmodells. 

Der Anspruch, konträr zur offiziellen Solidari­
tätsarbeit zu stehen, konnte aber nur bedingt in 
praktisches Handeln umgesetzt werden. Das 

Bestreben, den Eisernen Vorhang durch eine 
selbständige internationalistische Arbeit zu 
durchbrechen, die Bemühungen, den allgegen­
wärtigen Zentralismus mit dem Aufbau basis­
demokratischer Organisationen und der Ent­
wicklung von Aktionsformen zu unterlaufen, 
sowie der Wunsch, zur staatsoffiziellen Politik 
in Opposition zu stehen, führten zu massiven 
Behinderungen durch das SED-System. Erst 
Ende der 60 Jahre konnten sich erste opposi­
tionelle Solidaritätsgruppen wie die Aktion Le­
pradorf, ein 1968 gegründeter Arbeitskreis der 
katholischen Studentengemeinde Magdeburg, 
bilden. Bis zum Ende der DDR entstanden 
und arbeiteten diese Gruppen meist unter dem 
Dach der Kirchen, da diese den notwendigen 
Freiraum für oppositionelle Aktivitäten boten. 

Anfang der 70er Jahre zeigte sich zunehmend, 
daß die oppositionellen Solidaritätsgruppen 
nicht nur kirchlich-karitativ motiviert waren. 
Dies wurde vor allem mit die Gründung des 
MKOZÄ-Netzwerkes (Information, Koordina­
tion, Tagung - Netzwerk e.V.) 1972 deutlich. 
INKOTA war ein Zusammenschluß von in der 
DDR unter dem Dach der evangelischen Kir­
che wirkender Dritte-Welt-Gruppen. Mit IN­
KOTA entstand - trotz der organisatorischen 
Verbindung zur Kirche - die erste größere und 
weltlich orientierte Nichtregierungsorganisati­
on (NRO). Das Netzwerk wurde mit dem An­
spruch ins Leben gerufen, die Arbeit der Grup­
pen zu koordinieren. Über eine gezielte Infor­
mationstätigkeit sollte das Bewußtsein für den 
Gedanken einer Veränderung des Nordens ge­
schaffen werden. Damit änderte sich auch die 
Zielsetzung der Arbeit im Süden. Es ging nicht 
mehr nur um eine Hilfe für die Armen und 
Schwachen. Im Mittelpunkt stand jetzt die ent­
wicklungspolitische Aufklärungsarbeit in der 
DDR und die Unterstützung radikaler Umbau­
prozesse in den Entwicklungsländern. Die So­
lidaritätsarbeit orientierte sich dabei an dem 
Leitbild eines „menschlichen Sozialismus". 
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Aus DDR-oppositioneller Sicht sollte sich der 
Wandel dort vollziehen, wo Veränderungen 
möglich schienen: in der Dritten Welt. Dies 
zeigte sich u.a. darin, daß nicht pauschal die 
sozialistische Orientierung in Entwicklungs­
ländern unterstützt wurde, sondern in erster 
Linie Formen der Neu- und Selbstorganisation 
im Süden gefördert wurden, die über das real­
sozialistische Gesellschaftsmodell weit hinaus­
gingen (wie z.B. in Nicaragua Elemente der 
basisorientierten Selbstorganisation). INKO­
TA leitete damit einen Prozeß der Umorientie­
rung ein, der, in seiner Konsequenz, eine Eman­
zipation von kirchlich-karitativen und staats­
offiziellen Solidaritätsangeboten darstellte. In 
den Mittelpunkt rückten nun neue Perspekti­
ven (eine andere Entwicklung des Nordens) 
und basisdemokratische Aktions- und Organi­
sationsformen. So waren die einzelnen INKO-
IÄ-Mitglieder weitgehend selbständige Grup­
pen, die ihre konkreten Aktionen unmittelbar 
vor Ort bestimmten. Die von INKOTA ange­
regte Diskussion über Solidarität und ihre Rol­
le in der realsozialistischen Gesellschaft führte 
zur weiteren „Verweltlichung" vieler kirchli­
cher und der Kirche nahestehender Gruppen. 
Damit wurde auch ein Anstoß zur Gründung 
neuer Aktionsgruppen gegeben. Durch den Hel-
sinki-Prozeß8 und die Annäherung der beiden 
deutschen Staaten wurde diese Entwicklung 
zusätzlich gefördert. Zum einen konnten Be­
wegungen wie INKOTA nun über die inner­
kirchlichen Kommunikationswege zunehmend 
- zumindest passiv - an den laufenden inter­
nationalen entwicklungspolitischen Diskussio­
nen teilhaben. Zum anderen ermöglichten L i ­
beralisierungstendenzen in der DDR den Vor­
stoß zu neuen Handlungsbereichen. Als Bei­
spiel sei hier die INKOTA-Projektarbeit in Ni­
caragua seit 1988 genannt. Die Zahl der unab­
hängigen Solidaritätsgruppen blieb aber auch 
bis 1989 gering. INKOTA blieb das einzige 
Netzwerk. Nur vereinzelt entstanden neue 

Gruppen wie die 1988 gegründete „Kontakt­
stelle für Angepaßte Technologie" (KATE). 

In der zweiten Hälfte der 80er Jahre war eine 
widersprüchliche Situation eingetreten: Zum 
einen hatten die Gruppen einen bis dahin nie 
gekannten Handlungsspielraum erreicht. Zum 
anderen hatten sie - aus heutiger Sicht - damit 
aber auch die Grenzen des in der SED-DDR 
Machbaren erreicht. Die Akteure empfanden 
diesen Zustand als Stagnation und Krise der 
traditionellen Solidaritätsarbeit. Daß sich die 
Gruppen in der Tat an einem kritischen Punkt 
befanden, zeigte sich auch daran, daß eine Mo­
bilisierung neuer Aktivistinnen ausblieb und 
sich die Außenwirkung der Gruppen verrin­
gerte. Für Außenstehende wurde es immer we­
niger nachzuvollziehen, wie sich die Solidari­
tätsgruppen eine Veränderung in der Nord-Süd-
Politik vorstellten. Eine selbstkritische Debat­
te über die Motivation, die Ziele, Inhalte und 
Formen der Solidaritätsarbeit blieb ebenfalls 
aus. 

Hier zeigen sich vielleicht auch Parallelen zur 
Situation und Befindlichkeit vieler Solidari­
tätsgruppen in der BRD heute. Ohne an dieser 
Stelle darauf näher eingehen zu wollen, wäre 
die These zu prüfen, ob der Krisenzustand der 
westdeutschen Solidaritätsbewegung nicht auch 
ein Ergebnis ihres relativen Erfolges ist. Die 
westdeutsche Solidaritätsbewegung hat in den 
80er Jahren einen relativ starken Zulauf erlebt. 
Die damit verbundenen Handlungsspielräume 
haben aber - so muß heute konstatiert werden 
- auch die Grenzen entwicklungspolitischer 
Reformpolitk deutlich werden lassen. Sollte 
diese These zutreffen, so stellt sich die Frage, 
welcher gesellschaftliche Umbrüche es bedarf, 
um neue Artikulations- und Handlungschan­
cen für die Akteure zu eröffnen. Nützlich kann 
auch hier ein Blick auf die DDR-Solidaritäts­
bewegung sein. 
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2. 89er Aufbruch und Visionen 

Die Stagnation der DDR-Solidaritätsbewegung 
endete schlagartig mit der Wende. Die Zerstö­
rung des realsozialistischen Modells der DDR 
hatte unmittelbar in zweierlei Hinsicht eine 
dynamisierende Wirkung auf die Entwicklung 
der Solidaritätsgruppen: Zum einen wurde mit 
dem Zerfall des SED-DDR Staats- und Macht­
apparates ein Freiraum für eine quantitative 
und qualitative Entwicklung der Gruppen ge­
schaffen. Dies u.a. dadurch, daß die Selbstor­
ganisation von Bürgerinnen und Bürgern nicht 
mehr unterdrückt und in den neuentstehenden 
Staatsstrukturen ein Experimentierfeld eröff­
net wurde. Für die Akteure erschlossen sich 
völlig neue Tätigkeitsfelder (z.B. parlamenta­
rische Lobbyarbeit). Zum anderen wurden 
durch die Umbruchssituation viele Menschen 
aus ihrer Lethargie gerissen. Viele Bürgerin­
nen suchten nun nach aktiven Formen der Le­
bensgestaltung, die sie u.a. auch in den Solida­
ritätsgruppen zu finden glaubten. 

Der Aufschwung der Solidaritätsgruppen ma­
nifestierte sich 1989 vordergründig in einem 
quantitativen Wachstum. Vor allem im Berli­
ner Raum bildeten sich - neben INKOTA - ab 
Ende 1989 neue Vereinigungen, darunter viele 
mit dem Anspruch, in der ganzen DDR tätig 
werden zu wollen. Beispielhaft seien hier die 
„ Gesellschaft für Solidarische Entwicklungs­
zusammenarbeit" (GSE) oder die „Entwick­
lungspolitische Gesellschaft" (EPOG) genannt. 

Bis Mitte 1990 kristallisierten sich vier Strö­
mungen innerhalb der Solidaritätsgruppen der 
DDR heraus, die sich vor allem hinsichtlich 
ihrer Herkunft, ihrer Motivation und ihrer Ziel­
setzung unterschieden:9 

1. Gruppen wie INKOTA und KATE, die schon 
vor 1989 eine unabhängige Solidaritätsarbeit 
zu organisieren versuchten, und neue Vereine, 

die von Akteuren gegründet wurden, die bis­
lang in der Demokratie- und Menschenrechts­
bewegung tätig waren (z.B. BAOBAB). Sie 
nutzten die Chance zur Profilierung, indem sie 
vorhandene Organisationsstrukturen und Ein-
flußmöglichkeiten ausbauten oder neue Verei­
ne gründeten, die sich auf die politische Lobby­
arbeit konzentrierten. Ihr bis 1989 erworbenes 
entwicklungspolitisches Know-how brachten 
sie mit dem Selbstbewußtsein in die sich neu 
formierenden Solidaritätsgruppen ein, nicht mit 
dem SED-Staat liiert gewesen zu sein. Vor die­
sem Hintergrund wurden sie schnell zur rich­
tungsweisenden Kraft unter den Solidaritäts­
gruppen. 

2. Die politischen Neugründungen wie GSE, 
EPOG und „OIKOSEINE WELT". In diesen 
Vereinen organisierten sich vor allem Men­
schen, die über ein bestimmtes entwicklungs­
politisches Wissen verfügten, das sie durch ihre 
Tätigkeit in den staatsoffiziellen Entwicklungs­
organisationen der DDR (Außenhandelsbetrie­
be, FDJ-Solidaritätsbrigaden, Wissenschaftsein-
richtungen, Institute zur Fortbildung von Aus­
ländern etc.) erworben hatten. Zwar konnten 
sie ihren Sachverstand in die neugegründeten 
Organisationen einfließen lassen, jedoch kam 
dieser in den Jahren 1989/90 noch nicht zum 
tragen. Die Gründe sind in der durch die Wen­
de ausgelösten Verunsicherung bei den mit der 
früheren SED liierten Personen zu suchen. Kon­
kret manifestierte sich dieses Dilemma auf un­
terschiedlichen Ebenen: 

- als Verunsicherung, die aus der Konfronta­
tion mit basisorientierten Arbeitsweisen re­
sultierten; 

- als „politischer" Druck, weil sie dem Vor­
wurf ausgesetzt w aren, tatsächliche oder ver­
meintliche „Wendehälse" zu sein; 
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- als psychosozialer Druck, der durch den Ver­
lust von sicheren Arbeitsplätzen in den ehe­
maligen Institutionen der staatsoffiziellen 
Solidaritätsarbeit hervorgerufen wurde; 

- als konzeptionelles Problem, neue politische 
Inhalte entwickeln, gleichzeitig aber auf ak­
tuelle Ereignisse reagieren zu müssen. 

3. Es entstanden eine Fülle von Initiativen in 
Form von „Dritte-Welt-Handels-Gruppen". Die 
Initiatoren sahen ihre Solidaritätsarbeit häufig 
insofern als Selbstzweck, als sie nach Selbst­
verwirklichungsmöglichkeiten außerhalb der 
offiziellen Leistungsstrukturen suchten. Die 
aktive Solidaritätsarbeit war für viele von ih­
nen eine Entdeckung des Herbstes 1989. Die 
nun möglich erscheinende Selbstbestimmung 
der Lebens- und Arbeitsinhalte führte hier Men­
schen zusammen, die zwar hoch motiviert wa­
ren, denen aber weitgehend das entwicklungs­
politische Know-how fehlte. Aus der fehlen­
den Anbindung an entwicklungspolitisch kom­
petente Organisationen und Gruppen resultier­
te oft eine Beschränkung auf eine rein karita­
tiv ausgerichtete Solidaritätsarbeit. Ihr Einfluß 
auf die Solidaritätsgruppen insgesamt war ge­
ring. 

4. Zu nennen sind noch die Überbleibsel der 
ehemaligen staatsoffiziellen Solidaritätsinstitu­
tionen (Solidaritätskomitee der DDR, Freund­
schaftsgesellschaften etc.). Für sie begann 
1989/90 ein notwendiger Veränderungsprozeß 
von hofierten SED-Günstlingen zu unabhängi­
gen Solidaritätsgruppen. Obwohl das Solidari­
tätskomitee über erhebliches Know-how und 
finanzielle Ressourcen verfügte, führten die 
berechtigten und unberechtigten öffentlichen 
Angriffe sowie die (Selbst-) Reinigungspro­
zesse von Stalinismus und Poststalinismus 
dazu, daß diese Organisationen keinen beson­
deren Einfluß auf die Solidaritätsgruppen hat­
ten. 

Das numerische Wachstum der Gruppen wur­
de durch eine Ausweitung der politischen Ar­
beit ergänzt. Neben der Durchführung verschie­
dener Aktionen (Eine-Welt-Tage, Seminare, 
Hilfsaktionen) konzentrierten sich die Solida­
ritätsgruppen bis Herbst 1990 darauf, einen 
Einbruch bei den Hilfsleistungen der Noch-
DDR für Entwicklungsländer zu verhindern. 
In diesem Sinne versuchten sie verstärkt Ein­
fluß auf Staat und Gesellschaft zu nehmen. 
Über den erstmalig am 9. Februar 1990 tagen­
den „Entwicklungspolitischen Runden Tisch" 
(ERT) 1 0 gelang es darüber hinaus, eine sach-
orientierte Vernetzung zwischen den alten und 
neuen Solidaritätsgruppen zu erreichen. Mit 
Hilfe dieses Instrumentes wurde es möglich, 
Einfluß auf Parlament und Regierung zu neh­
men. Die Einflußmöglichkeiten schlugen sich 
beispielsweise in der Beteiligung des ERT an 
der Formulierung von entwicklungspolitischen 
Leitlinien der ersten freigewählten Koalitions­
regierung der DDR und des 1990 gegründeten 
Volkskammerausschusses für Wirtschaftliche 
Zusammenarbeit bzw. des Ministeriums für 
Wirtschaftliche Zusammenarbeit (MWZ) nie­
der. Auch in anderen Bereichen (Bildungsbe­
reich, Medien) waren Arbeitsgruppen des ERT 
an der Ausarbeitung von entwicklungspoliti­
schen Grundsätzen beteiligt. Diese Beteili­
gungsformen verstärkten bei den Akteuren die 
Vision von einer bürgernahen und basisorien­
tierten Solidaritätsarbeit, die Einfluß auf die 
Entwicklung des sich wiedervereinenden 
Deutschland nehmen könne. 

Faßt man die Entwicklung der Solidaritätsgrup­
pen im Verlauf der Wende (Herbst 89/ Früh­
jahr 90) zusammen, so läßt sich konstatieren: 
Die radikalen Umwälzungen im eigenen Land 
führten zu einer Dynamisierung der Solidari­
tätsgruppen. Die Abwanderung von Aktivistin­
nen in andere Handlungsfelder (Innenpolitik, 
Wirtschaft etc.) war gering bzw. konnte durch 
die Mobilisierung neuer Akteure und durch 
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die Erschließung neuer Politikfelder (Lobby­
ing) kompensiert werden. Daß diejenigen, die 
die Solidaritätsarbeit als „Wartesaal" für Um­
wälzungen im eigenen Land betrachtet hatten, 
in der Wendezeit die Solidaritätsarbeit aufga­
ben und sich anderen Handlungsfeldern zu­
wandten, blieb eine Ausnahme. Die Gruppen 
nutzten die neuen Bedingungen für eine ge­
zielte Stärkung der Solidaritätsarbeit. Es ist 
vor allem den schon vor 1989 existierenden 
Gruppen zu verdanken, daß die neuen Hand­
lungsmöglichkeiten, die sich nach der Wende 
eröffneten, genutzt wurden. Durch die Existenz 
von Organisationsstrukturen wie INKOTA 
konnte ohne Einbrüche eine Neuformierung 
der Solidaritätsgruppen eingeleitet werden. Mit 
dieser Umstrukturierung konnte inhaltlich 
schnell an das Themenspektrum der west­
deutschen Dritte-Welt-Bewegung angeknüpft 
werden. Bereits 1990 bekannten sich die mei­
sten Gruppen und Organisationen zu den Prä­
missen der „Eine-Welt-Idee" als Grundlage von 
Theorie und praktischer Arbeit. Konkret orien­
tierte man sich an den Arbeiten des „Club of 
Rome", dem „Brundtland-Report" sowie am 
Konzept der „nachhaltigen Entwicklung". Da­
mit kommt auch der Wunsch zum Ausdruck, 
nicht Sekte, sondern eine Bewegung zu sein, 
die Einfluß auf die eigene Gesellschaft, die 
Politik, die Wirtschaft, die Bildung, die Kultur 
und die Konsumgewohnheiten nehmen will. 
Das Interesse sollte nicht mehr allein auf das 
Engagement in und für die Entwicklungslän­
der, sondern auf eine „Entwicklungspolitik für 
den Norden", also auf einen Umbau der eige­
nen Gesellschaft ausgerichtet sein. 

Die organisatorische Festigung und stärkere 
gesellschaftliche Akzeptanz der ostdeutschen 
Solidaritätsbewegung führte auch sehr bald zur 
finanziellen Förderung durch den Staat. Die 
Mobilisierung finanzieller Ressourcen durch 
staatliche Quellen wirkte in zweifacher Hin­
sicht auf die Entwicklung der Bewegung ein. 

Auf der einen Seite wurden die neu entstande­
nen NRO für Fachkräfte interessant, die ihr 
Expertenwissen in die Organisation einspeisen 
konnten. Auf der anderen Seite wuchs aber 
auch die Gefahr, durch die Staatsgelder in neue 
Abhängigkeiten (Wohlverhalten statt Opposi­
tion) zu geraten. 

3. Wende-Illusionen 

Für viele in den Solidaritätsgruppen Engagier­
te war das im Frühjahr 1990 in der Ex-DDR 
Erreichte Anlaß zu dem Glauben, man könne 
großen Einfluß auf die eigene Gesellschaft im 
Sinne von veränderten Lebens-, Produktions­
und Konsumtionsmodellen nehmen. Auch 
glaubte man, die Neudefinition der Rolle 
Deutschlands in der Welt nach dem Ende des 
traditionellen Ost-West-Konfliktes beeinflussen 
zu können. Diese Einschätzung stellte sich al­
lerdings schnell als Illusion heraus. Die allge­
meine Wende-Euphorie lenkte von der Tatsa­
che ab, daß die relativ starke Rolle der Solida­
ritätsgruppen einer historischen Ausnahmesi­
tuation geschuldet war, die spätestens mit dem 
Beitritt der DDR zur BRD enden würde. Auf­
grund der Übergangssituation, in der sich die 
DDR befand, entstand ein Freiraum, der - au­
genscheinlich jedenfalls - nicht von juristischen 
und bürokratischen Strukturen überformt wur­
de. Daß mit dem Beitritt nach Artikel 23 des 
Grundgesetzes dieses Vakuum beendet sein 
würde, konnte vermutet werden, wurde aber in 
der praktischen Arbeit weitgehend ignoriert 
bzw. verdrängt. Verstärkt wurden die Illusio­
nen des politischen Freiraums noch durch die 
relativ großzügigen Finanzmittel, die die letz­
te DDR-Regierung den Gruppen zukommen 
ließ. Die Großzügigkeit betraf die Vergabekri­
terien und das Finanzvolumen. Die Euphorie 
ergriff aber auch Teile der westdeutschen So­
lidaritätsbewegung. Mit Blick auf die Hand­
lungsspielräume, die sich für die Akteure in 
der DDR eröffneten, sah manche(r) Aktivistin 
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die Chance einer radikalen Reform der bishe­
rigen Nord-Süd-Zusammenarbeit in Deutsch­
land. Beispielhaft soll ein Zitat von Franz Nu­
scheier angeführt werden: „Wenn die Solidari­
tätsbewegung der DDR nur einen kleinen Teil 
der Absichten verwirklichen kann, die in den 
Resolutionen des Runden Tisches enthalten 
sind, dann könnte sie einer gesamtdeutschen 
Nord-Süd-Politik wichtige Impulse geben und 
neue Akzente setzen. Ich bitte Sie, möglichst 
viel in unser gemeinsames Bemühen hinüber 
zu retten. Ich habe den Eindruck, daß wir von 
Ihnen mehr lernen können als umgekehrt."" 
Diese Hoffnung war einer falschen Einschät­
zung der Situation in der DDR geschuldet, denn 
spektakuläre Impulse hatten auch die Solidari­
tätsgruppen in der post-SED-DDR nicht her­
vorgebracht Weder die Aktionsformen noch 
die Inhalte stellten eine radikale Neuerung dar. 
Ein Novum war lediglich der ERT. Was im 
Westen beeindruckte, war offensichtlich die 
Energie, Ulikompliziertheit und Zielstrebigkeit, 
mit der die Akteure die Aufgaben in Angriff 
nahmen. Aber auch das sollte nur von kurzer 
Dauer sein. 

4. Die Realitäten der Einheit 

Mit dem Beitritt der DDR zur BRD endete die 
Phase der Expansion und Neuordnung der ost­
deutschen Solidaritätsgruppen. Entwicklungs­
tendenzen sind seither zwar noch zu beobach­
ten, allerdings nicht mehr in der für die Wen­
dezeit charakteristischen Dimension. Und 
wenn, dann meist auch nur noch in quantitati­
ver Hinsicht. Dafür lassen sich eine Reihe von 
Gründen nennen: 

1. Mit dem Beitritt wurde ein Anpassungs-
drack an die bundesrepublikanische Realität 
spürbar, der zu erheblichen Irritationen und 
Zwängen führte. So mußten sich Solidaritäts­
gruppen binnen kurzer Zeit in das vom Bun­
desministerium für wirtschaftliche Zusammen­

arbeit (BMZ; heute Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick­
lung) verlangte „Management-Konzept" bei der 
Projektförderung hineinfinden. 

2. Die Gruppen konnten nicht mehr auf den 
„Ost-Bonus" hoffen, der noch in der Vereini­
gungseuphorie spürbar war. Schon im Som­
mer/Herbst 1990 wurde deutlich, daß die staat­
lichen Sonderförderbedingungen für ostdeut­
sche Solidaritätsgruppen ausliefen und fortan 
bundesdeutsches Recht galt. Daraus resultierte 
auf der einen Seite ein geringerer finanzieller 
Mittelzufluß. Auf der anderen Seite führten 
die komplexen Anforderungen, die das B M Z 
an die Vergabe knüpfte, zu einer relativen „Ver­
bürokratisierung" der Arbeitszusammenhänge. 

3. Das Ende des „Booms" war auch Folge der 
seit 1990/91 spürbaren sozialen und ökonomi­
schen Einbrüche, die aus dem Kollaps der SED­
DDR und dem Einigungsprozeß resultierten. 
In einem solchen Umfeld wurde die entwick­
lungspolitische Arbeit schwieriger. Die Er­
kenntnis, daß sich immer weniger Menschen 
für entwicklungspolitische Themen interessier­
ten, wirkte deprimierend und führte bei vielen 
Akteuren zur Resignation bzw. zum Ausstieg 
aus der Solidaritätsarbeit. Mit ihnen gingen 
viele Fachkräfte und Spezialisten. Unterstützt 
wurde diese Entwicklung auch durch die im­
mer unsicherer erscheinende Einkommenssi­
tuation in den Solidaritätsgruppen. Ein Teil der 
Fachkräfte verabschiedete sich ganz von der 
Solidaritätsarbeit. Andere nahmen die Beschäf­
tigungsmöglichkeiten in entwicklungspoliti­
schen Organisationen im Westen wahr (Deut­
scher Entwicklungsdienst, Deutsche Gesell­
schaft für technische Zusammenarbeit). Ein 
weiteres Problem erwuchs aus dem Rechts­
ruck, der, auch durch offene Androhung von 
Gewalt durch Rechtsradikale, den Handlungs­
raum der Solidaritätsgruppen einschränkte. Der 
Rechtsruck machte eine Umorientierung der 
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Arbeit auf den Bereich Antirassismus-Arbeit 
notwendig. 

5. Entwicklungen seit 1991 

Seit 1991 konnten sich die Solidaritätsgrup­
pen wieder festigen, allerdings sind bestimmte 
Nuancierungen festzuhalten. Zunächst ist zu 
konstatieren, daß die Mobilisierungsmöglich­
keiten geringer sind als unmittelbar nach der 
Wende. Auch der im Herbst 1990 einsetzende 
Prozeß der staatlichen Dezentralisierung (Kon­
stituierung der neuen Bundesländer) tangierte 
die Mobilisierungschancen der Bewegung. Im 
Unterschied zu 1989/90, als viele überregional 
tätige Vereine gegründet wurden, entstehen seit 
1991 fast ausschließlich lokale Initiativen. Oft 
sind es Dritte-/Eine-Welt-Läden, nicht selten 
auch Vereine und Gruppen, die sich der regio­
nalen entwicklungspolitischen Bildungs- und 
Informationsarbeit verschrieben haben (zum 
Beispiel „Informationsstelle Eine Welt" in 
Magdeburg). Vereinzelt konstituieren sich 
Gruppen, um konkrete Projekte in einem Ent­
wicklungsland zu unterstützen (z.B. die Bran­
denburgische Initiative zum Schutz des philip­
pinischen Regenwaldes). 

Die Herkunft und Motivation der - meist eh­
renamtlich wirkenden - Mitarbeiter der NRO 
„zweiter Generation" bleibt bunt: Weiterhin gibt 
es Aussteiger, deren Engagement oft nur als 
Selbstzweck interpretiert werden kann. Oft sind 
sie im Dritte-Welt-Handel zu finden. Femer 
sind diejenigen zu nennen, die - oft aus Ent­
täuschung über die Zusammenarbeit mit Orga­
nisationen aus dem Westen - zu den regiona­
len Solidaritätsgruppen zurückfinden. Eine drit­
te Gruppe umfaßt Personen, die aufgrund des 
krassen Unterschiedes zwischen Nord und Süd 
- zum Teil auf Reisen nach 1989 selbst erfah­
ren - nach Handlungsmöglichkeiten suchen. 
Zusammen mit 1989/90 gegründeten Gmppen 
und „Ostablegern" einiger westdeutscher NRO 

(Welthungerhilfe, terre des hommes) bilden sie 
heute ein buntes Konglomerat. Genaue quanti­
tative Angaben liegen hierzu bislang jedoch 
nicht vor. Lediglich für die Länder Berlin und 
Brandenburg, die wohl die ausgeprägtesten ent­
wicklungspolitischen Szenen westlich der Elbe 
besitzen, gibt es erste Erhebungen.12 Daraus 
ergibt sich folgendes - vermutlich auch für die 
anderen neuen Bundesländer zutreffendes -
Bild: 

1. Zahlenmäßig dominieren lokale Solidaritäts­
gruppen ohne überregionalen Ansprach. 

2 West-NRO sind bislang kaum vorhanden. 
Vorherrschend sind die Ost-NRO. 

3. Eine Synthese zwischen Ost- und West-
Gruppen gibt es kaum, da sich die Ost-Grup­
pen meist klar abgrenzen (zum Teil gehen sie 
aus Furcht vor Vereinnahmung bewußt auf Di­
stanz). 

4. Initiativen, die sich in Form von Dritte-/ 
Eine-Welt-Läden zusammengefunden haben, 
versuchen zunehmend den Produktverkauf mit 
bewußtseinsbildender Öffentlichkeitsarbeit zu 
verbinden. 

5. Gruppen, die sich aus kirchlichen Kreisen 
rekrutieren und weiter mit den Amtskirchen 
eng verbunden sind, bilden die Ausnahme. 
Ähnlich wie INKOTA vor 1989, nabeln sich 
christlich motivierte Gruppen oft nach ihrer 
Gründung schnell von der Kirche ab. 

Untersucht man die einzelnen Gmppen nach 
ihrer inhaltlichen und politischen Ausrichtung, 
so lassen sich folgende Tendenzen erkennen: 

• Projekte in den Entwicklungsländern wer­
den hauptsächlich von größeren Gmppen wie 
INKOTA und der GSE unterstützt. Auch einige 
(Dritte-) Welt-Läden kombinieren ihre Han-
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delstätigkeit verstärkt mit Projektarbeit. Die 
meisten Gruppen konzentrieren sich aber fast 
ausschließlich auf die Öffentlichkeitsarbeit 
(Priorität der Bewußtseinsbildung im Norden). 

® Die Aktivitäten haben meist „Inselcharak­
ter". Sie sind lokal begrenzt und verlieren sich 
teilweise in gesellschaftlichen Randthemen. Sie 
haben häufig wenig tagespolitische Brisanz. 
Größere Aktionen, etwa die Proteste gegen den 
Verkauf von ehemaligen NVA-Kriegsschiffen 
nach Indonesien im Herbst 1993, sind seltene 
Randerscheinungen. Die Gründe sind in der 
noch nicht abgeschlossenen Suche nach dem 
eigenen Standort, in der mangelnden finanzi­
ellen Ausstattung und der Unerfahrenheit im 
Umgang mit neuen Aktionsformen zu suchen. 

• Der Anspruch, überregional tätig zu sein, 
wurde von vielen Gruppen aufgegeben bzw. 
gar nicht erst gestellt. Praktisch werden nur 
noch das MKÖZÄ-Netzwerk und die GSE die­
sem Anspruch gerecht. 

@ Die Vernetzung untereinander und mit west­
deutschen Solidaritätsgruppen ist gering. In der 
Regel ergibt sich eine lose Kooperation zu 
konkreten Anlässen im jeweiligen Bundesland. 
Dabei läßt sich ein erhebliches Kommunikati­
onsdefizit zwischen den einzelnen Gruppen 
beobachten. 

@ Der Anspruch, neue entwicklungspolitische 
Theorie- und Handlungsansätze zu entwickeln, 
die dann in eine gesamtdeutsche Nord-Süd-
Politik münden, konnte bislang nicht eingelöst 
werden. Das Gewicht der ostdeutschen Soli­
daritätsgruppen ist zu gering, um neue Ele­
mente (etwa den „Entwicklungspolitischen 
Runden Tisch") zu einem konstitutiven Mo­
ment der gesamtdeutschen Nord-Süd-Arbeit zu 
machen. 

• Aus der 1989 aufbrechenden Solidaritätsbe­
wegung ist weder eine Massenbewegung noch 
eine Bewegung mit Masseneinfluß geworden. 
In ihr sind überproportional viele Vertreterin­
nen der Ex-DDR-Intelligenz tätig. Die Beteili­
gung und Einbeziehung anderer Gruppen und 
Schichten ist schwach. Kontakte zu anderen 
gesellschaftspolitischen Gruppen (Umwelt- und 
Menschenrechtsgruppen) oder zu den auf Ost­
europa orientierten Solidaritätsgruppen (z.B. 
Tschernobyl-Hilfe) gibt es praktisch nicht. 

Vergleicht man die Organisationsstruktur, die 
thematische und politische Ausrichtung sowie 
die Aktionsformen, dann lassen sich viele Ge­
meinsamkeiten zwischen den west- und ost­
deutschen Solidaritätsgruppen ausmachen. Ei­
nige Unterschiede bleiben dennoch festzuhal­
ten: 

a) soziale Ausrichtung 

Die ostdeutschen Gruppen setzen sich vor 
allem aus Akteuren zusammen, die über eine 
akademische Ausbildung verfügen, meist nicht 
sehr vermögend sind, und - wie es heute heißt 
- „abgewickelt" wurden. Von ihrer Altersstruk­
tur her sind sie meist jenseits des 30. Lebens­
jahres. Sie haben vielfach eine abgeschlossene 
Berufsausbildung und besitzen teilweise aus­
gedehnte Berufserfahrungen. Eine so geartete 
Qualifikationsstraktur sichert zwar ein gewis­
ses Know-how für die entwicklungspolitische 
Arbeit. Damit ist aber gleichzeitig die Gefahr 
eines Rückzugs und Verharrens in exklusiven 
und abgeschlossenen Expertenzirkeln gegeben. 
Den Gruppen gehören nur wenig Jugendliche 
an. Damit fehlt ihnen auch eine gewisse Expe­
rimentier- und Risikobereitschaft. 

b) Weltanschauung/ Ideologie/ Ansprüche 

Es dominieren eindeutig weltlich-orientierte 
Gruppen, die im wesentlichen humanistisch 



FORSCHUNGSJOURNAL N S B 3/94 59 

und links- reformerisch inspiriert sind. Die 
meisten orientieren sich an den vom „Club of 
Rome" und den im „Brundtland-Report" for­
mulierten Ideen. Eine ausschließlich karitativ 
begründete und nur auf Projektarbeit im Sü­
den konzentrierte Solidarität wird abgelehnt. 
Die Notwendigkeit einer Veränderung im Nor­
den ist unumstritten. Strittig sind die inhaltli­
che Bestimmung der Veränderung, die Mittel 
und Wege, sowie die Rolle, die sie selbst in 
diesem Prozeß spielen können. 

c) Finanzierung 

Insgesamt verfügen die Gruppen über relativ 
geringe Finanzmittel. Betrachtet man die F i ­
nanzausstattung genauer, dann fällt der relativ 
hohe Anteil öffentlicher Gelder auf. Oft stam­
men über 80 bis 90 Prozent der Haushaltsmit­
tel von den Kommunen, dem Land, dem Bund 
(BMZE) und/oder der EU. Hier wird der Wi­
derspruch zwischen dem Anspruch auf Eigen­
ständigkeit und der faktischen Abhängigkeit 
offensichtlich. Die Gefahr einer Fremdsteue­
rung durch die Geldgeber und ein damit ver­
bundenes Wöhlverhalten gegenüber staatlichen 
Stellen ist gegeben. Deutlich wurde 1994 die 
Tendenz, die inhaltliche Arbeit nicht allein von 
den unmittelbaren Erfordernissen der Solida­
ritätsarbeit, sondern von der Logik öffentli­
cher Fördergelder abhängig zu machen. 

d) Sonderbedingungen 

Die Sonderbedingungen finden ihren Nieder­
schlag auch in der unterschiedlichen Bedeu­
tung, die die Asyl- und Ausländerarbeit für die 
Gruppen im Osten hat. In den neuen Bundes­
ländern sind die Umbruchprozesse in Osteuro­
pa sehr viel stärker spürbar. Sind es im Westen 
vor allem Flüchtlinge aus der Dritten Welt, die 
dort Zuflucht suchen, so stammt ein erhebli­
cher Teil der Flüchtlinge in den Neuen Bun­
desländern aus Osteuropa. Ein weiterer Schwer­

punkt der Anti-Rassismus/ Ausländer-Arbeit 
ergibt sich aus der Geschichte der DDR. Die 
offizielle SED-Solidaritätspolitik sah vor, daß 
Ausbildungs- und Arbeitsplatzkontingente für 
Menschen aus den sozialistischen Bruderlän-
dem des Südens zur Verfügung gestellt wur­
den (Vietnam, Mosambik etc.). Nach der Wen­
de versuchte die Bundesregierung, diese Per­
sonengruppen in ihre Ursprungsländer „zurück­
zuführen". Dies geschah durch Entzug der Auf­
enthaltsberechtigung oder durch bilaterale Ab­
kommen mit den betreffenden Ländern (finan­
zielle Anreize etc.). Für viele Vertragsarbei­
terinnen ist die Zukunft noch ungewiß, da ihr 
Status noch nicht abschließend geklärt ist. Ein 
vergleichbares Problem stellt sich für die west­
deutsche Solidaritätsbewegung nicht. 

Eine weitere Besonderheit stellt die Verarbei­
tung der Vergangenheit dar. Nach der Wende 
1989 fand zunächst keine kritische Auseinan­
dersetzung mit der entwicklungspolitischen 
Vergangenheit statt. Daß diese Debatte aus­
blieb, war nicht zuletzt dem von der SED ver­
schuldeten Informationsdefizit über diese Sei­
te des Real-Sozialismus geschuldet. Bis heute 
hat sich keine einheitliche Beurteilung dieser 
Vergangenheit bei den Akteuren der entwick­
lungspolitischen Arbeit durchsetzen können. 
Das Beurteilungsspektrum reicht von der tota­
len Negation bis zur unkritisch-romantischen 
Verklärung. Für viele Bürgerinnen hingegen 
bleibt die ehemalige Solidaritätspolitik der 
SED-DDR eine Black Box. In jüngster Zeit 
läßt sich nun eine zunehmende Bereitschaft 
der Aktivistinnen erkennen, diese Geschichte 
gemeinsam aufzuarbeiten.13 

Die im Artikel von Kößler (in diesem Heft) 
genannten Verunsicherungen unter westdeut­
schen Solidaritätsgruppen finden sich ebenso 
in den ostdeutschen Gruppen. Auch in den Neu­
en Bundesländern hat die politische und öko­
nomische Krise das Besitzstandsdenken, den 
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Egoismus und den Hang zu konservativen Kri­
senlösungskonzepten in breiten Bevölkerungs­
teilen gefördert. Der Solidargedanke geht mehr 
und mehr verloren. Dies manifestiert sich auch 
in der mangelnden Akzeptanz der Solidaritäts­
gruppen im Osten (sinkendes öffentliches In­
teresse, Streichung öffentlicher Zuschüsse, ge­
ringe personelle Unterstützungsbereitschaft). 
Auch in den neuen Ländern stehen die Grup­
pen vor dem Problem, daß sich der Gegen­
stand „Dritte-Welt" faktisch auflöst bzw. stark 
ausdifferenziert. Die desolate Lage vieler Ent­
wicklungsländer und das Scheitern der realka­
pitalistischen und realsozialistischen Entwick­
lungskonzepte wirkt irritierend und lähmend 
auf die Akteure in Ost- und Westdeutschland. 
Die damit einhergehende Desillusionierung 
stellt die bisherigen Ziele, Inhalte und Akti­
onsformen in Frage. Ein drastisches Schrump­
fen der ohnehin kleinen Basis in der Bevölke­
rung, die Verfestigung eines Insel-Daseins in 
einer „Schutz- und Trutzburg von Gleichge­
sinnten" (Nuscheier) und das Fehlen großer 
inhaltlicher Debatten und Kampagnen sind Pro­
bleme, mit denen die Akteure der Solidaritäts­
arbeit in Ost- und Westdeutschland gleicher­
maßen konfrontiert sind.14 

6. Zusammenfassung und Ausblick 

Faßt man die hier skizzierte Entwicklung ost­
deutscher Solidaritätsgruppen zusammen, so 
lassen sich folgende Schlußfolgerungen zie­
hen: Die Solidaritätsbewegung befand sich kurz 
vor der Wende in einer Stagnationsphase. Die­
se Stagnation konnte durch den mit der Wende 
verbundenen Aufbruchprozeß überwunden wer­
den. In der Folge erlebte die Bewegung einen 
beachtenswerten quantitativen und qualitativen 
Aufschwung. Eine Verlangsamung der Ent­
wicklung trat im wesentlichen erst ein, nach­
dem die Gruppen, bedingt duch den Beitritt 
der DDR zur BRD, den Zwängen des bundes­
republikanischen Gesellschaftsmodells unter­

worfen wurden.15 Auch die Erkenntnis, daß an­
gesichts der weltweiten Interdependenzen und 
globalen Probleme, insbesondere der kollaps­
artigen Krisenzustande im Süden, die bisheri­
gen Inhalte und Formen der Solidaritätsarbeit 
nicht mehr reichen, führte vielfach zu einer 
Sinnkrise. Eine Sinnkrise, die sich verschärfte, 
als deutlich wurde, daß aus dem Ende des klas­
sischen Ost-West-Konflikts nicht automatisch 
ein Aufbruch in Ost und Süd in Richtung auf 
eine nachhaltige Entwicklung resultierte. 

Unter Ostdeutschen festigt sich immer mehr 
die Auffassung, daß die Solidaritätsgruppen al­
lein nur partiell aus der von ihnen konstatier­
ten „Krise" herausfinden werden. Vielleicht 
entwickeln sich aus der Erschließung neuer 
Themenfelder, wie sie unter dem Motto „Ent­
wicklung des Nordens" derzeit diskutiert wer­
den, neue Handlungsperspektiven. Eine solche 
Politik umfaßt z.B. die Verbraucherpolitik (Auf­
klärung über Nord-Süd-Zusammenhänge und 
der Änderung von Konsumgewohnheiten), 
Kampagnen zum Rüstungsexport (Landminen-
Kampagnen), Konzepte zur Entwicklung ei­
nes global verträglichen Entwicklungsmodells 
für die Industrieländer (Umbau der Industrie­
gesellschaft) etc. Welche neuen Politik- und 
Handlungsfelder sich bei der Konkretisierung 
der Idee „Entwicklung für den Norden" erge­
ben, ist noch nicht klar abzusehen, da es noch 
umfangreicher Diskussionen bedarf. An dieser 
Stelle sei aber vor einer allzu großen Euphorie 
gewarnt, denn diese Strategie wird sicherlich 
nicht zu einem vergleichbaren Aufschwung der 
Bewegung führen, wie ihn die Gruppen in den 
Jahren 1989/90 erlebt haben. Nichtdestotrotz 
ist bei vielen Bewegungsakteuren die Hoff­
nung vorhanden, daß mit der Erarbeitung ei­
nes neuen Politikkonzeptes positive Rückwir­
kungen auf die Bewegung selbst zu erwarten 
sind. Indirekt, so die Hoffnung, führt die Mo­
bilisierung und Neuorientierung auch der So­
lidaritätsbewegung neue Akteure zu. Direkt 
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könnten die Solidaritätsgruppen z. B. durch 
eine Reform des politischen Systems und die 
Stärkung basisdemokratischer Mitbestim­
mungsformen so aufgewertet werden, daß sie 
tatsächlich Einfluß auf zentrale Politikberei­
che (z.B. Außenpolitik, Wirtschaftspolitik) neh­
men können. Bislang werden solche Verände­
rungen jedoch nur angedacht und eingefordert. 
Es fehlt aber noch an praktischen Umsetzungs­
strategien. Mittlerweile hat sich auch die Er­
kenntnis gefestigt, daß die Solidaritätsgruppen 
allein zu schwach sind, um ein großes Re­
formprojekt zu initiieren. Notwendiger denn 
je ist eine Vernetzung mit anderen relevanten 
Reformkräften (Parteien und Bürgerbewegun­
gen). Ob eine Vernetzung der Reformkräfte in 
dieser Gesellschaft gelingt, muß die Zukunft 
zeigen. Bisher wird lediglich die Notwendig­
keit eines solchen Bündnisses betont. 

Die aktuellen Diskurse der Bewegungsakteure 
zeigen zwei wichtige Richtungen auf, die in 
der Debatte um eine „Entwicklung des Nor­
dens" stärker in den Mittelpunkt rücken müs­
sen: Zum einen sollte vermittels Kampagnen 
nach Themen- und Handlungsfeldern gesucht 
werden, die - wie ein Focus - die negative 
Interdependenzen zwischen Nord und Süd the­
matisch bündeln. Solche „Focus-Themen" wer­
den heute bereits in ersten Ansätzen mit der 
Landminen-Kampagnen, der Teppich- und Blu­
menkampagne, der Kampagnen gegen Sextou­
rismus etc. realisiert. Eine „Entwicklungspoli­
tik für den Norden" wird nur dann als glaub­
würdiges Reformprogramm wirksam sein, 
wenn konkrete Handlungsalternativen für die 
Menschen in der Bundesrepublik formuliert 
werden. Die o.g. Kampagnen setzen an die­
sem Punkt an. Durch die Vemetzung unter­
schiedlicher Reformkräfte würde - so der zwei­
te Aspekt - nicht nur das Reformpotential er­
höht, sondern auch eine inhaltliche Durchdrin­
gung und wechselseitige Beeinflussung der 
Bewegungen untereinander erreicht. Auf diese 

Weise wird das Programm „Entwicklung für 
den Norden" konkrete Formen annehmen und 
neue Interessenten an die Bewegung heran­
führen. 

Dr. Malte Letz, Historiker, lebt und arbeitet in 
Berlin. 

Anmerkungen 

1 Siehe dazu ausführlich: Österreichischer Infor­
mationsdienst für Entwicklungspolitik: Umwelt 
und Entwicklung. Agenda 21. Eine Zusammen­
fassung. Wien 1992. 
2 In den letzten Jahren sind verschiedene Einzelar­
tikel zum Thema erschienen. Stellvertretend für 
diese Artikel sei hier genannt: Politische Ökolo­
gie, Thema: Lebensstil oder Stilleben, Heft 33, 
München 1993. 
3 Wenn nachfolgend der Begriff „Entwicklung für 
den Norden" verwendet wird, dann wird damit 
auf unterschiedliche Aktivitäten angespielt, nicht 
aber ein konsistentes Gesamtprogramm unterstellt. 
4 Siehe dazu auch den Beitrag von Kößler in die­
sem Heft. 
5 Der Artikel beschränkt sich auf die Entwicklung 
der Solidaritätsbewegung in der Ex-DDR und den 
Neuen Bundesländern. Auf die gesellschaftlichen 
Umbruchprozesse in den Ländern Osteuropas kann 
an dieser Stelle nicht eingegangen werden. Die 
Untersuchung der Solidaritätsgruppen bezieht sich 
auf die Gruppen, die sich mit Entwicklungslän­
dern in Asien, Afrika und Lateinamerika befas­
sen. Aus Platzgründen bleiben die Gruppen aus­
gespart, die sich in ihrer Arbeit auf Ost- und Süd­
osteuropa konzentrieren. 
6 Zur Geschichte und Entwicklung der westdeut­
schen Solidaritätsbewegung siehe den Beitrag von 
Bräuer in diesem Heft. 
7 Zur Entwicklungspolitik der DDR sie u.a.: Erl, 
Willi: Das Erbe der DDR-Entwicklungspolitik, in: 
EPOG (Hrsg.): Osteuropas Entwicklungspolitik 
und -Zusammenarbeit - Was bleibt? Materialien 
des Workshops vom 22. und 24. April 1992, Ber­
lin 1992, S. 119 ff. 
8 Mit der Schlußakte von Helsinki wurden am 
1.8.1975 die vertraglichen Grundlagen der „Kon-
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ferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Eu­
ropa" (KSZE) geschaffen. Es waren 35 Teilneh­
merstaaten aus West- und Osteuropa an dieser 
Konferenz beteilt. Die KSZE-Schlußakte regelte 
verschiedene Formen der Kooperation. Dazu ge­
hörten „Prinzipien zur Regelung des Zusammen­
lebens in Europa", „Kooperation in Wirtschaft, 
Wissenschaft und Umweltschutz". Zentraler Be­
standteil waren die Regelungen zur Verbesserung 
der Zusammenarbeit in humanitäre Fragen. Mit 
der KSZE wurde ein wichtiges Instrument der Ent­
spannungspolitik geschaffen. Aus dem Vertrag re­
sultierten in der Folge auch bestimmte Freiheiten 
für die Bürgerinnen der DDR. 
9 Selbstdarstellungen der ostdeutschen Solidari­
tätsgruppen liegen vor in: Handbuch Brandenbur­
ger Eine-Welt-Gruppen, Aktionsläden, Initiativen, 
Organisationen. Brandenburgische Hefte, Potsdam 
1992, Heft 2; Senatsverwaltung für Wirtschaft und 
Technologie (Hrsg.): Stadtführer Entwicklungspo­
litik, Berlin 1991. 
1 0 Zum ERT siehe auch: Bindemann, Walter: Der 
Entwicklungspolitische Runde Tisch - ein Instru­
ment der gesellschaftlichen Kommunikation, in: 
Nord-Süd, Nr. 1, Berlin 1991, S. 25 ff. 
" Aus einer Rede anläßlich der vereinsrechtlichen 
Neugründung des INKOTA-Netzwerkes am 1. 
April 1990 in Erfurt. Quelle: Nuscheier, Franz: 
Entwicklungspolitischer Sauerteig, in: INKOTA-
Brief, Heft 74/75, 1/92, Berlin 1992, S. 48 
1 2 Siehe Anmerkung 9. 
1 3 Ausführlich hierzu: Letz, Malte: „Auferstanden 
aus Ruinen...". Zur Entwicklungspolitik in der 
DDR. In: Inkota-Brief, März 1994, Heft 84, S. 13 
f. Berlin 1994. 
1 4 Siehe hierzu auch den Beitrag von Rolf Bräuer 
in diesem Heft, der eine ähnliche Problemlage für 
die Westgruppen beschreibt. 
1 5 Zur psychologischen Verarbeitung des Beitritts 
der DDR zur BRD und des Einigungsprozesses 
bei den Ostdeutschen sowie inwieweit diese die 
BRD als Zwang erleben und empfinden, siehe 
näher: Maaz, Hans-Joachim: Das gestürzte Volk. 
Die unglückliche Einheit, Knaur, München 1993. 
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Michael Bommes/ Michael Heuer 

„Dritte-Welt-Bewegung" -
Was für eine Bewegung?! 

Beschreibungen der „Krise der Dritte-Welt-Be­
wegung" (DWB) 1 sind Begleittexte dieser Be­
wegung mit einer langen Tradition, die von 
aktuellen Krisendiagnosen, wie sie sich auch 
in diesem Heft finden, fortgesetzt wird. Mit 
den jüngsten Auseinandersetzungen um „das 
Ende der Dritten Welt" (Menzel 1992) sowie 
der Herausforderung zahlreicher Topoi des Be­
wegungsdiskurses durch Arbeiten wie die von 
Kohlhammer (1992, 1993) und Enzensberger 
(1993) scheinen aber nun Annahmen derart in 
Frage gestellt zu werden, daß damit das endgül­
tige Ende der Bewegung eingeläutet wird. Dem 
steht entgegen, daß die DWB im Unterschied 
zu den Bewegungen, die wie die Friedens-, 
Ökologie- oder Frauenbewegung bevorzugtes 
Objekt der jüngeren Bewegungsforschung sind, 
inzwischen auf eine lange Geschichte in der 
BRD zurückblickt. Folgt man jedenfalls den 
Datierungen von Teilnehmern der DWB selbst, 
sehen sie deren Beginn in der Studentenbewe­
gung und ihre Vorläufer im engeren Sinne in 
Solidaritätsbewegungen mit Algerien, der 
Ostermarschbewegung sowie im weiteren Sin­
ne in der imperialismuskritischen Tradition der 
Arbeiterbewegung (vgl. Balsen/Rössel 1986). 
Beschreibungen der Krise der Bewegung ge­
hören aber wohl auch deshalb seit langem zur 
DWB dazu, da sie sich im wechselnden Bezug 
auf verschiedene, als Vertreter der Dritten Welt 

verstandene Adressaten ihrer „Solidarität" je­
weils neu der eigenen Einheit zu versichern 
hatte. Dabei kann sie sich schon seit langem 
nicht mehr auf die wissenschaftliche Bezeu­
gung der Einheit ihres Gegenstandes verlassen. 
Die wissenschaftliche Vermutung des Endes 
der Dritten Welt ist jedenfalls älter als die jüng­
ste Debatte darum (vgl. Boeckh 1993); diese 
scheint einzig „Bewegungsreflekteure" nach 
dem Zusammenbruch des Ostblocks zu „nach­
holender Reflexion" zu zwingen. Damit gilt 
aber auch, daß die DWB genauso wie andere 
Bewegungen ihr Entstehen wie ihren Fortbe­
stand nicht schlicht einer gegebenen Problem­
lage verdankt, auf die sie selbst die Antwort 
darstellt und aus der heraus sich ihre Existenz 
erklärt. 

Im Unterschied zu anderen sozialen Bewegun­
gen war die DWB bisher in der Bewegungs­
forschung kein Thema. Sie findet sich in Auf­
listungen zur Erläuterung, welche Bewegun­
gen mit „sozialen Bewegungen" gemeint seien 
(so etwa Ahlemeyer 1989, S. 175, 176); was 
für eine Bewegung die DWB aber ist und wie 
sich ihr vergleichsweise langer Fortbestand 
begreifen läßt, ist bisher kaum diskutiert wor­
den. Dazu sollen nachfolgend einige vorläu­
fige Überlegungen angestellt werden, die den 
Zweck haben, eine entsprechende Diskussion 
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überhaupt erst in Gang zu setzen. Von dem 
zugegebenermaßen groben Schnitt der nach­
folgend dargelegten Thesen über die Bewe­
gung wird für eine solche Diskussion Anschub-
wirkung erhofft. 

1. Zur theoretischen Bestimmung 
der DWB 

In Übereinstimmung mit der jüngeren system­
theoretischen Bewegungsforschung gehen wir 
ohne nähere Erläuterung davon aus, daß sozia­
le Bewegungen weder aus „objektiv gegebe­
nen" Problemlagen, noch aus der psychischen 
Verfassung oder den Identitätsproblemen ihrer 
Träger erklärt werden können, sondern als 
Selbsterzeugungszusammenhang (Japp 1984) 
begriffen werden müssen. Unterschiedlich ist 
das Ausmaß, in dem die Radikalität der These 
der „Selbsterzeugung statt Fremdverschulden" 
in der Bewegungsforschung akzeptiert wird 
(zur Diskussion vgl. Hellmann 1993). Die Dre­
hung der Blickrichtung hin auf das „Wie" der 
Selbsterzeugung und die Ressourcen, mittels 
derer diese Selbsterzeugung gewährleistet wird, 
verspricht jedoch für den Fall der DWB inso­
fern Gewinn, als Vertreter dieser Bewegung 
selbst bereits Schwierigkeiten haben zu erklä­
ren, warum die Bewegung in ihrem Fortbe­
stand ihr Augenmerk auf jeweils wechselnde 
Problemlagen richtet und die Anlässe für die 
Bewegung sich wandeln. Erklärungen werden 
„selbstkritisch" in politischen Vereinfachungs­
und Identitätsbedürfnissen der Teilnehmer ge­
sucht, aber bei allem Wandel und Wechsel der 
Orientierungen wird die fortexistierende Ein­
heit der Bewegung weiterhin unterstellt (für 
Beispiele vgl. Balsen/Rössel 1986). Zu klären 
bleibt dann aber, wie die Bewegung diese Ein­
heit bewerkstelligt. 

Begreift man „soziale Bewegungen" als sozia­
le Systeme, die sich wie jedes soziale System 
selbst erzeugen und fortschreiben, dann be­

steht das theoretische Problem darin, die Be­
sonderheit sozialer Bewegungen im Modus ih­
rer Selbsterzeugung, in ihrer Kommunikations­
weise auszuweisen, sofern es sich hierbei we­
der um einfache Interaktions-, noch um Orga­
nisations- oder gar um Funktionssysteme han­
delt. Denn soziale Bewegungen sind weder In­
teraktionssysteme, die mit dem Ende von kon­
kreten Interaktionssequenzen auch ihr Ende als 
System finden, noch sind sie Organisationssy­
steme, die organisationsspezifische Funktions­
rollen ausbilden und sich mittels Entscheidun­
gen reproduzieren, noch sind sie Funktionssy­
steme, die eine (und nur eine) gesamtgesell­
schaftliche Funktion wie das Wirtschafts-, 
Rechts- oder Politiksystem wahrnehmen und 
spezifizierte Leistungen für andere Funktions­
systeme erbringen. Versuche in der theoreti­
schen Literatur, diesen Modus der Selbster­
zeugung sozialer Bewegungen zu fassen, sind 
uneinheitlich (vgl. Japp 1986, Bergmann 1987, 
Ahlemeyer 1989, Luhmann 1991) und wohl 
auch unabgeschlossen (zur Diskussion vgl. 
Hellmann 1993). Wir folgen hier der Annah­
me Luhmanns (1991), daß die spezifische Kom­
munikationsform sozialer Bewegungen im Pro­
test besteht. „Proteste sind Kommunikationen, 
die an andere adressiert sind und deren Verant­
wortung anmahnen. Sie kritisieren Praktiken 
oder Zustände, machen sich aber nicht selber 
anheischig, an die Stelle dessen zu treten, der 
für Ordnung sorgen sollte ... die Form des Pro­
tests ist eine Form, die eine andere Seite vor­
aussetzt, die auf den Protest zu reagieren hat. 
Mit dem Kollaps dieser Differenz kollabiert 
auch der Protest." (S. 135, 136) Von Protestbe­
wegungen sei dann zu sprechen, „wenn der 
Protest als Katalysator einer eigenen System­
bildung dient. Der Protest rekrutiert dann 
gleichsam eigene Anhänger. Der Protest ist die 
Form, das Thema der Inhalt, und beides zu­
sammen setzt eine Reproduktion darauf bezo­
gener Kommunikationen in Gang und ermög­
licht es dem System, zugehörige und nicht zu-
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gehörige Aktivitäten zu unterscheiden. Es er­
kennt sich daran, daß es alle für es zugängli­
chen Tatsachen in die Form des Protestes bringt 
und sich mit Hilfe dieser Form reproduziert, 
und es kombiniert auf diese Weise in jeder 
Operation Fremdreferenz und Selbstreferenz, 
eben externe Anlässe für einen intern aktuali­
sierten Protest." (S. 136, 137)2 

Besteht die Gemeinsamkeit sozialer Bewegun­
gen in der Kommunikationsform „Protest", so 
wird andererseits zwischen „alten" und „neu­
en" sozialen Bewegungen unterschieden. Die 
Differenz besteht nicht schlicht in unterschied­
lichen Themen (auch neue soziale Bewegun­
gen haben verschiedene Themen wie Frieden, 
Ökologie, Frauen), sondern darin, daß alte so­
ziale Bewegungen Strukturprobleme von Funk­
tionssystemen und daraus resultierende unglei­
che Inklusionschancen von Individuen in die­
se Systeme thematisieren. So macht die Arbei­
terbewegung Ungleichheit im Wirtschafts­
system und daraus resultierende ungleiche In­
klusionschancen auch in andere Teilsysteme 
(insbesondere Politik und Erziehung) zum The­
ma und ist „dagegen" (und für „Sozialismus" 
als Reflexions wert). Sie findet ihr Ende in der 
wohlfahrtsstaatlichen Absicherung von Grund­
bedingungen der Inklusion in gesellschaftli­
che Teilsysteme (Demokratie als politische 
Inklusion aller Staatsbürger, Chancengleichheit 
als Inklusion ins Bildungssystem unabhängig 
z. B. von Besitz, Tarifvertragsrecht, Absiche­
rung von Gesundheitsrisiken etc.). Davon un­
terscheiden sich neue soziale Bewegungen, in­
dem sie (Risiko-)Themen quer zu den 
Funktionssystemen wie Ökologie, Risiko­
technologien und Frieden aufgreifen und „der 
Gesellschaft", die nun zur „Risikogesellschaft" 
(Beck 1986) geworden ist, entgegenhalten.3 

Anhand dieser Gegenüberstellung4 läßt sich die 
DWB auf den ersten Blick nur uneindeutig 
zuordnen, sofern man den aktuellen Selbstbe­

schreibungen von Bewegungsteilnehmern folgt, 
die sich sowohl für politische und ökonomi­
sche Gleichstellung von Drittweltländern, also 
für alte Bewegungsthemen, wie auch für Öko­
logiethemen - etwa Regenwälder und Klima­
katastrophe - , also für neue Bewegungsthe­
men, einsetzen.5 Diese vermeintliche Unein-
deutigkeit ergibt sich aber nur bei distanzloser 
Betrachtung. Mit größerem Abstand sieht man, 
daß die Allzuständigkeit der DWB für Bewe­
gungsthemen, die einen Teil ihrer langen Exi­
stenzdauer erklärt, der normativen Generalfor­
mel „Gleichheit und Gerechtigkeit weltweit" 
geschuldet ist, die bereits ihrem Start als alte 
Bewegung unterliegt und die sich im Verlauf 
ihrer Geschichte als vielseitig programmier-
und verwendbar erwiesen hat. Es ist gerade 
die Leere und Unbestimmtheit dieser zugrun­
deliegenden Formel, die deren Offenheit und 
Interpretierbarkeit und damit ihre Produktivi­
tät für die DWB begründet: Adressat, Vorwurf 
und Protest können bei wechselnden Themen 
(Programmen) identisch gehalten werden. 

2. Von den 60er zu den 90er Jahren: 
Themenwechsel bei Konstanz des 
Protestadressaten 

Die DWB war zunächst Teil und Strang der 
Studentenbewegung, die sich in ihrer Selbst­
beschreibung in den kritischen, insbesondere 
marxistischen Traditionen der Arbeiterbewe­
gung verortete (vgl. Bergmann u. a. 1968, 
Wolff/Windaus 1977) und unter anderem auch 
als Fortsetzung dieser Bewegung verstand. Ver­
steht man die Studentenbewegung als eine 
Bewegung, deren Protest zum Teil auf Gleich­
stellung, insbesondere im Erziehungssystem, 
vor allem aber gegen kulturelle Verkrustungen 
im Familien-, Erziehungs- und Politiksystem 
zielte (vgl. Halfmann 1989), dann bestand ne­
ben den hier erreichten unbestreitbaren Erfol­
gen ein wesentlicher Effekt dieser Bewegung 
in der Erzeugung eines Protestmilieus, an das 
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die neuen sozialen Bewegungen im Prozeß ih­
rer Selbsterzeugung anzuschließen vermochten. 

Lösen sich die Teile der Studentenbewegung, 
die sich an der Selbstbeschreibung als Fortset­
zung des revolutionären Teils der Arbeiterbe­
wegung auszurichten beginnen, in den 70er 
Jahren in den dogmatischen Verkleidungsver­
suchen der K-Gruppen auf, so vermag der Teil, 
der sich als DWB formiert, sich bis heute fort­
zuschreiben. Dies liegt zunächst an der in den 
60er und auch noch 70er Jahren plausiblen 
Ausrichtung an einem Programm, in dem es 
weltweite Gleichheit und Gerechtigkeit von der 
Ersten Welt, den kapitalistischen Metropolen, 
gemeinsam mit den Befreiungsbewegungen in 
der Dritten Welt einzuklagen galt.6 Das Ver­
mögen der Mobilisierung und Rekrutierung von 
Mitgliedern mittels der Formel „Gerechtigkeit 
und Gleichheit weltweit" bestand dabei darin, 
daß hier nicht nur an Traditionen der Arbei­
terbewegung, sondem auch an kirchliche Ge-
rechtigkeitspostulate im Hinblick auf die Ar­
men der Welt angeschlossen werden konnte. 

Die Ausrichtung des Protestes an den sog. Be­
freiungsbewegungen der Dritte Welt stieß aber 
gerade in dem Maße auf Probleme, wie diese 
Bewegungen erfolgreich waren. Es stellte sich 
jeweils schnell heraus, daß die Erfolge in Krie­
gen und/oder Revolutionen nicht schlicht die 
politische Befreiung von „Völkern"1 als Vor­
aussetzung für die anschließend erwartete öko­
nomische Besserstellung durch sozialistische 
Umbauversuche darstellten, sondern Teil von 
schwierigen, in sich widersprüchlichen und 
komplexen politischen Systembildungsprozes­
sen im Anschluß an durchgesetzte Dekolonia-
lisierung waren, zum Teil mit verheerenden 
Wirkungen nach innen und außen (z.B. Viet­
nam, Kambodscha, Mosambique, Angola). Zu­
rück blieb die Ausrichtung an der Generalfor­
derung nach „weltweiter Gerechtigkeit und 
Gleichheit", die sich zwar ihres Protestadres­

saten Erste Welt gewiß blieb, deren program­
matische Ausformulierang mittels der heroi­
schen Konstruktion von Völkern als Großsub­
jekten der nationalen politischen Emanzipati­
on und einer daran anschließenden ökonomi­
schen Transformation unter sozialistischen Vor­
zeichen sich aber nicht länger durchhalten ließ. 
An ihr Ende gerieten diese Vorstellungen be­
zeichnenderweise nicht da, wo Dekoloniali-
sierungsprozesse zum inneren Desaster wie 
etwa in Kambodscha führten, sondern da, wo 
- wie im Falle Nicaraguas - Versuche der Eta­
blierung einer von der DWB erhofften und z.T. 
kontrafaktisch gesehenen sozialistischen Poli­
tik nicht schlicht einem Dmck von außen durch 
die USA zum Opfer fielen, sondern durch Ab­
wahl der Regierung vom „Volke" selbst been­
det wurden. „Normale" Nationalstaaten eig­
nen sich nicht zur Konstraktion der Außenpo­
sition, von der aus gegen die Erste Welt prote­
stiert werden kann. 

Aber das Ende der Erwartung der Selbstbe-
freiung der „Völker" ebenso wie die Etablie­
rung von formal souveränen Staaten in der sog. 
Dritten Welt, die sich in den politisch-diplo­
matischen Weltverkehr einklinken, bedeuten of­
fensichtlich nicht das Ende der DWB. Dies 
hängt nicht zuletzt damit zusammen, daß seit 
Ende der 70er Jahre andere, nämlich die neuen 
sozialen Bewegungen Konjunktur haben, die 
ihren Protest über andere Themen wie Ökolo­
gie, Frieden und Frauen artikulieren. Die ge­
nannten Verschiebungen setzen die DWB im 
Kontext der BRD unter Druck, zwingen sie 
zum Umbau ihrer Weltkonstruktion8 und er­
öffnen dabei gleichzeitig Auswege aus den bis 
dahin erzeugten Dilemmata durch neue An-
schlußmöglichkeiten. Selbstkritik in der Be­
wegung am Verhältnis zu den jeweils favori­
sierten Ländern und Bewegungen der Dritten 
Welt war bereits frühzeitig Bestandteil der Be­
wegung (s. dazu Balsen/Rössel 1986 sowie 
Bräuer in diesem Heft). Seit Beginn der 80er 
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Jahre stand so neben der von Teilen der Be­
wegung fortgesetzten Ausrichtung an Befrei­
ungsbewegungen und Sozialismusprojekten die 
wachsende Präsenz der DWB in den neuen 
sozialen Bewegungen. Dies hatte manchmal 
seinen Grund darin, daß das Personal der Be­
wegungen in seiner generalisierten Protestbe­
reitschaft oftmals identisch war. Ein Teil der 
insbesondere durch die Auseinandersetzungen 
um Vietnam/Kambodscha, Chile/Argentinien/ 
Lateinamerika Irritierten sucht hier neuen An­
schluß. Als zentral erweist sich dabei nun die 
generelle Verwendbarkeit der Formel „Gleich­
heit und Gerechtigkeit weltweit", denn wer an 
die Utopie der Befreiung der „Völker" nicht 
mehr glauben mag, findet hier die Möglichkeit 
der Reinterpretation und Neuprogrammierung 
der Formel. Durch „Hochtransformation" der 
Themen der neuen sozialen Bewegungen auf 
Weltniveau läßt sich so die DWB fortsetzen: 

„Durch Thematisierung ökologischer Proble­
me, spezifischer Benachteiligungen von Frau­
en und des Waffen- und Friedenskomplexes 
werden drei Kontexte einbezogen, zu denen es 
in der Bundesrepublik soziale Bewegungen gibt 
und in der jüngsten Vergangenheit Mobilisie­
rungskampagnen gab und deren Anliegen eine 
weite Unterstützung in der Bevölkerung fin­
den."' (Gerhards 1991, S. 228) Frieden hängt 
so von der Beendigung des Waffenexportes 
der Ersten in die Dritte Welt ab; Selbstbestim­
mung der Frauen setzt eine gerechte Vertei­
lung der Ressourcen und Inklusion voraus; das 
Ozonloch ist dem ungerechten Ressourcenver­
brauch des „Nordens" geschuldet; Migration 
ist eine Folge der weltweit ungerechten Vertei­
lung von Gütern und Chancen, die die Armen 
zur Flucht zwingt.10 

Für die DWB ist damit ersichtlich die Mög­
lichkeit eröffnet, angesichts der Brüchigkeit 
ihres alten Bewegungsthemas „Gleichheit und 
Gerechtigkeit weltweit" als politische Gleich­

stellung von Völkern und Durchsetzung von 
sozialistischen Verhältnissen zu interpretieren 
und somit ihren Protest - und damit sich selbst 
- zu kontinuieren. Dies gelingt ihr, indem sie 
den Adressaten des Protestes, die Erste Welt, 
„den Norden" konstant hält. Er wird für die 
von den neuen sozialen Bewegungen themati­
sierten Problemlagen global verantwortlich er­
klärt, und diese selbst werden in Gerechtig-
keits- und Gleichheitsfragen zwischen „Nor­
den" und „Süden", Erster und Dritter Welt über­
setzt. Das Abstraktum Dritte Welt, abgezogen 
von konkreten Ländern nun „der Süden", ver­
schafft so den vielen kleinen Friedens-, Öko­
logie- und Frauenprojekten die Position, von 
der aus die Erste Welt, „der Norden", den 
Adressaten des Protestes abzugeben vermag. 

Man kann so die Selbstfortschreibung der DWB 
bis heute z.T. aus der vielseitigen Verwendbar­
keit ihrer Generalformel erklären, die es mög­
lich macht, an Themen anderer Bewegungen 
zu partizipieren, durch sie die Formel zu inter­
pretieren und so durch Angleichung und Ab­
grenzung zugleich die eigene Einheit zu wah­
ren. Einsichtig wird so das weite Spektrum der 
Bewegung von den Nicaragua-Getreuen bis zu 
Umweltschützem in Provinzstädten der Bun­
desrepublik. Zu diesem immanenten Repro-
duktionspotential der Bewegung vermittels ih­
rer Generalformel kommt aber eine Besonder­
heit der politischen Konstellationen hinzu, in 
denen sich die DWB bewegt und die eine wei­
tere Gewähr dafür bietet, daß die Bewegung 
nicht in den anderen Bewegungen verdunstet 
oder an eigenen Inkonsistenzproblemen zer­
bricht: 

3. Die entwicklungspolitische Arena 
als Themen- und Konfliktpool 
der DWB 

Die DWB ist eingebettet in einen politischen 
Zusammenhang, der als entwicklungspolitische 
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Arena bezeichnet werden kann. Innerhalb die­
ser Arena existieren diverse Interaktionsnetz­
werke, aus denen sich dann konfliktive Bewe­
gungsereignisse entwickeln können. Da Groß­
demonstrationen und andere publikumswirk­
same Manifestationen eher unwahrscheinliche 
und seltene Ereignisse sind, müssen sie als nur 
eine mögliche Form der Konflikt- und Mobili­
sierungskommunikation angesehen werden." 
Rückt man nun Entwicklungspolitik in das Zen­
trum der Betrachtung, wird deutlich, daß die 
DWB auch deshalb über einen so langen Zeit­
raum verschiedene Mobilisierungs- und De­
mobilisierungsphasen „überlebte", weil es ei­
nen umfassenden Zusammenhang gibt, der die 
favorisierten Deutungsmuster kontinuiert und 
für neue Mobilisierungsphasen aktuell hält. Die 
entwicklungspolitische Arena stellt in diesem 
Sinne für Bewegungsakteure sowohl einen Re­
sonanzkörper als auch einen Themen- und Kon­
fliktpool dar. Themenpool meint hier sachli­
che Gemeinsamkeiten, Wertauffassungen (Mo­
ral) und Problemdeutungen, die verschiedene 
Akteure dieser Arena teilen. Konfliktpool meint 
hier den Sachverhalt, daß sich die Akteure der 
Arena, insbesondere Bewegungsakteure, selek­
tiv bestimmter entwicklungspolitischer Themen 
zur Konstruktion von Oppositionsbeziehungen 
bedienen. Der Begriff entwicklungspolitische 
Arena soll ein bestimmtes Terrain, in dem un­
terschiedliche Akteure und Organisationen han­
deln, fassen. Dieses Terrain läßt sich mit der 
Verortung auf der politischen Landkarte wei­
ter eingrenzen: Das, was gemeinhin als Ent­
wicklungspolitik bezeichnet wird, umfaßt an­
dere traditionelle Politikfelder wie Wirtschafts-, 
Außen- und Bündnispolitik. Zugleich muß die 
Gewichtigkeit der Entwicklungspolitik in der 
Bedeutungshierarchie von Politikfeldern als 
gering angesehen werden. Das Issue Entwick­
lung verfügt nicht über die relative Gestaltungs­
autonomie, wie sie für andere Arenen charak­
teristisch ist. Da die „harten Politikfelder" (Au­
ßen-, Verteidigungs-, Wirtschaftspolitik) für die 

Entwicklungspolitik die Rahmenbedingungen 
setzen, in denen sich dann eine „Nord-Süd-
Politik" formulieren läßt, kann dieser Kom­
plex nur als politische Nischenarena begriffen 
werden. Die verlautbarten und selbstgesteck­
ten Ziele stehen daher aber auch in keinem 
Verhältnis zu den Rahmenbedingungen. „Denn 
Entwicklungspolitik kann nicht leisten, was sie 
aufgrund ihrer politischen Existenzbedingun­
gen nicht leisten darf, und sie ist außerdem ein 
zu vernachlässigender Faktor..." (Wesel 1991, 
S. 69). 

Die relative Bedeutungslosigkeit von Entwick­
lungspolitik liegt zugleich begründet in der Un­
klarheit ihres Gegenstandes: Dritte Welt oder 
Nord-Süd-Politik grenzen kein Feld aus, auf 
das bezogen die Etablierung eines politischen 
Ressorts, das regelmäßig anfallenden politi­
schen Entscheidungsbedarf bedient, Sinn ma­
chen würde. Differenzierungstheoretisch ist 
daher das Betreiben eines Ministeriums, das 
für Entwicklung zuständig ist, erklärungsbe­
dürftig. Umgekehrt kann aber die Ausrichtung 
der Selbstbeschreibung der Aufgaben und Zie­
le eines solchen Ministeriums an den Gleich-
heits- und Gerechtigkeitspostulaten, wie sie 
auch für die DWB leitend sind und die in kei­
nem Verhältnis zu seinen Möglichkeiten ste­
hen, als Hinweis auf den Zusammenhang ge­
nommen werden, aus dem heraus sich die Exi­
stenz eines solchen Ministeriums begreifen läßt. 
Entwicklungspolitik und ein eigens dafür zu­
ständiges Ministerium (zunächst Ministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit, später für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick­
lung) entstehen im Zusammenhang des Kal­
ten Krieges und werden mitzuständig für den 
Erhalt der Stellung des Westens gegenüber dem 
Osten in den Dritte-Welt-Ländern (vgl. Men­
zel 1993, S. 137). Das in Konkurrenz zum 
Ostblock artikulierte Entwicklungsversprechen, 
das alle Maßnahmen begleitet und zugleich im 
Korsett der Hallstein-Doktrin gegeben wird, 
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wird mit dem Abflauen des Kalten Krieges 
Ende der 60er Jahre im Kontext der soziallibe­
ralen Koalition hochgefahren zu symbolischer 
Politik der Verfolgung weltweiter Gleichheit 
und Gerechtigkeit, mit der die BRD nicht zu­
letzt ihre Rückkehr auf das internationale Poli­
tik-Parkett, insbesondere in die UNO, flan­
kiert.12 

Die Gründung eines solchen Ministeriums als 
politische Organisation quer zu den etablierten 
Ressorts eröffnet erst ein Feld, in dem diese 
Organisation für zu treffende politische Ent­
scheidungen Ziele und Mittel sucht, die sich 
als Realisierungen ihrer verlautbarten Zielset­
zungen in Relation zu den jeweiligen Kon­
junkturen der allgemeinen politischen und wis­
senschaftlichen Entwicklungsdebatten13 inter­
pretieren und mit Geld, Recht und symboli­
scher Kommunikation subventionieren lassen. 
Es gilt bis dahin, daß weder klare Ziele noch 
klare Mittel noch feste Teilnehmer als Adres­
saten oder Ausführende von Entscheidungen 
gegeben sind.14 Auf diesem Feld piazieren sich 
nun Entwicklungsorganisationen und die DWB 
und konstituieren u.a. im Verhältnis zur politi­
schen Organisation B M Z bzw. B M Z E eben 
jene Konstellation, die wir als entwicklungs­
politische Arena bezeichnen.15 

Die Akteure der entwicklungs­
politischen Arena 

a) Die staatlichen und semi-staatlichen 
Einrichtungen 

Hierzu zählen v.a. das Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick­
lung (BMZE), der Deutsche Entwicklungs­
dienst (DED), die Gesellschaft für technische 
Zusammenarbeit (GTZ). Kommt dem B M Z E 
im politischen System nur eine marginale Be­
deutung zu, so nimmt es in der entwicklungs­
politischen Arena eine zentrale Stellung ein. 

Diese resultiert aus seiner Rolle als (Entschei-
dungs-) Träger der staatlichen Entwicklungs­
arbeit und als Ressourcenbeschaffer und -Ver­
teiler insbesondere gegenüber den Nichtregie­
rungsorganisationen (Kofinanzierung). Dem 
Ministerium und seinen Unterorganisationen 
gegenüber müssen sich Nichtregierungsorga­
nisationen (NRO) und andere Mittelempfän­
ger wie die Kirchen so piazieren, daß sie als 
Ziel- und Mittelträger zur Verfolgung von de­
klarierten entwicklungspolitischen Konzeptio­
nen in Frage kommen. Die staatlichen Ein­
richtungen eröffnen ein zu gestaltendes ent­
wicklungspolitisches Feld, auf dem sie nach 
Möglichkeiten der Entscheidung und des Mit­
tele erbrauchs suchen, die sich zugleich als Ziel­
erreichungsanstrengung darstellen lassen. Im 
Verhältnis zur DWB ist mit der Eröffnung ei­
nes solchen Feldes zugleich ein im politischen 
System verortbarer Adressat für Protest gege­
ben. 

b) Entwicklungspolitische Organisationen 

Unter diese Rubrik lassen sich die Nichtregie­
rungsorganisationen (NRO) zusammenfassen. 
Sie lassen sich von ihren Organisationszielen 
her weiter unterscheiden: 

1) Organisationen, die ausschließlich auf das 
Sammeln von Spendengeldern ausgerichtet 
sind. Diese Organisationen sind für die DWB 
unmittelbar weitgehend unbedeutend. Ihnen 
kommt aber da Relevanz zu, wo sie über ihre 
Publikationen ein „bewegungsfernes" Publi­
kum erreichen und damit zur Etablierung ent­
wicklungspolitischer Deutungsmuster beitra­
gen. 

2) Organisationen, die auf das Sammeln von 
Spendengeldern zur Projektfinanzierung aus­
gerichtet sind und zugleich mit ehrenamtlichen 
Teilstrukturen operieren. Diese Organisationen 
sind ursprünglich aus Basisinitiativen hervor-
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gegangen. Bezogen auf ihr semantisches Re­
pertoire gilt, daß sie sich wiederkehrend der 
Deutungsschemata der Bewegung (dazu noch 
weiter unten) bedienen.16 Sie treten häufig als 
Unterstützer von Bewegungsereignissen auf 
(IWF-Tagung). Während sie gegenüber den 
Bewegungsaktivitäten Unterstützungsbereit­
schaft signalisieren (auch aufgrund des Drucks 
ihrer Mitgliederbasis), wirken sie andererseits 
dämpfend auf die Bewegungsrhetorik, wo sich 
diese nicht mit den Organisationszielen kom­
patibel machen läßt. Einerseits versuchen sie 
aufgrund ihrer Konzentration auf das Einsam­
meln von Spendenmitteln durch Bezug auf Be­
wegungsthemen Bereitschaft zur Projektunter­
stützung zu wecken. Andererseits muß im Kon­
text von Lobbyarbeit und anderen Kooperati­
onsangeboten gegenüber staatlichen Trägern 
der Entwicklungspolitik die Organisierbarkeit 
der verfolgten Zielsetzungen zwecks Mittelre­
krutierung ausgewiesen werden. Gegenüber den 
staatlichen Organisationen müssen solche NRO 
das Bild seriöser, kooperationsbereiter und pro­
fessioneller Organisationen abgeben. Hier kann 
also nicht im Modus der Protestkommunikati­
on verblieben werden. Dies konfligiert jedoch 
mit dem Bild von Nichtregierungsorganisatio­
nen, das sie gegenüber Spendern und der Be­
wegung plausibel zu machen versuchen. Im 
Zweifelsfall versuchen sie daher, den Eindruck 
zu erwecken, „... die NRO seien Gebilde vor-, 
nach- oder überorganisatorischer Art, auf je­
den Fall nicht mit den konstitutiven Merkma­
len von Organisation behaftet. Im Zweifel sei­
en sie nicht nur anders, sondern sogar besser, 
besonders dann, wenn sich das Ganze mit Zu-
schreibungen aus anderen logischen Zusam­
menhängen wie Flexibilität, hohe Motivation 
und wenig Bürokratie heillos vermischt" 
(Glagow 1993, S. 309). Gegenüber den Mit­
gliedern und der DWB wird sich daher einer 
bewegungsnahen Rhetorik und Symbolik be­
dient. Da man andererseits bei den Medien 
über sehr gute Reputation verfügt, darüber hin­

aus durch Publikationen ein milieuübergrei­
fendes und entwicklungspolitisch interessier­
tes Publikum erreicht, ist diese Infrastruktur 
für die Bewegungskommunikation ein bedeut­
sames Terrain, das bei aller Kritik an Organi­
sation, die mit Protest nicht kompatibel zu ma­
chen ist, auch nicht aufgegeben werden kann. 

c) Medien und Kommunikations­
dienstleistungen 

Organisationen, die sich auf die Herstellung 
bestimmter Kommunikationsdienstleistungen 
im Feld Dritte Welt spezialisiert haben wie 
Erstellung von Informationsmaterial, Experti­
sen, Lobbyarbeit. 

d) Die kirchlichen Einrichtungen der 
Entwicklungspolitik 

Die Kirchen verfügen über eine Reihe von ent­
wicklungspolitischen Einrichtungen mit aus­
gebauter personeller, finanzieller und organi­
satorischer Infrastruktur, die von Hilfsorgani­
sationen (Brot für die Welt, Misereor) bis zu 
publizistischen Organen (EPD Entwicklungs­
politik) reichen. Sie sind damit einer der zen­
tralen Zusammenhänge, denen die Organisie­
rung von entwicklungspolitischen Zielsetzun­
gen zugetraut und übertragen wird. Die Kir­
chen sind im entwicklungspolitischen Feld 
auch insofern von sehr großer Bedeutung, als 
sie in der Öffentlichkeit eine sozial akzeptierte 
moralische Instanz darstellen. Ihre Rolle be­
gründet sich darüber hinaus aus ihrer Bedeu­
tung als Spitzenverbände der Sozialpolitik. Hier 
sind sie über verschiedene Kooperationsfor­
men in Entscheidungszusammenhänge des po­
litischen Systems und seiner Arenen eingebun­
den und beziehen daher ihren politischen Kre­
dit. Die Kirchen integrieren zugleich über ver­
schiedene Mitgliedsrollen eine sehr heteroge­
ne Basis, was die Formulierung von homoge­
nen Positionen erschwert. Dem kirchlichen 
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Spektrum kommt andererseits eine große Mo-
bilisierbarkeit bei den wesentlich moralisch vor­
getragenen Themenkomplexen der DWB zu, 
insofern in der christlichen Tradition ein Uni­
versalismus der „Barmherzigkeit" Gültigkeit 
besitzt. Durch ihre herausragende Stellung 
im politischen Raum können die Kirchen zu­
gleich Bewegungsthemen öffentlichkeitswirk­
sam verstärken. Umgekehrt wirkt die aus der 
Heterogenität der Mitgliederbasis resultieren­
de „Mittlerrolle" einerseits disziplinierend auf 
Extrempositionen, wie sich solche Positionen 
andererseits auch an den organisatorischen Prä­
missen der Kirchen brechen, die im Zweifels­
fall für sich selbst optieren.17 

e) Die Dritte-Welt-Bewegung 

Unter diese Kategorie lassen sich die Akteure 
fassen, die in ihrer Kommunikations weise (Pro­
test entlang der interpretierten Generalformel 
„Gleichheit und Gerechtigkeit weltweit" zu ar­
tikulieren) Zugehörigkeit zur Bewegung er­
kennbar18 machen. Dazu zählen z.B. die Grup­
pen, die sich im „Bundeskongreß entwicklungs­
politischer Aktionsgruppen" (BUKO) zusam­
mengeschlossen haben. Der BUKO koordiniert 
die Aktivitäten der Einzelgruppenmitglieder 
und sorgt für den Informationsfluß. Zusätzli­
che Dienstleistungen werden zudem von Ko­
ordinations- und Informationsbüros übernom­
men. Gelingt der DWB nun, wie weiter oben 
dargelegt, ihre Selbstfortschreibung auch auf­
grund der vielseitigen Verwendbarkeit ihrer 
Generalformel, so ist sie zugleich Teil eines 
Feldes, in dem unvermeidbare Verfehlung de­
klarierter normativer Zielsetzungen - "Gleich­
heit und Gerechtigkeit durch Entwicklung" -
für Protest genutzt werden kann. Dem politi­
schen System, das als Spitze der Gesellschaft 
und damit als Instanz „der Herrschenden der 
Ersten Welt", verkörpert in einem Ministeri­
um, verstanden wird und dessen Begrenzun­
gen von allen Beteiligten gesehen werden, kann 

Versagen in der Entwicklungspolitik vorgewor­
fen werden. Dieser Vorwurf kann periodisch 
entlang der wechselnden Programmatiken zur 
Interpretation der Zielformel „Entwicklung" als 
Versprechen des Zustandes von „Gleichheit und 
Gerechtigkeit" für die Zukunft jeweils neu vor­
getragen werden. Dabei führt die Einsicht in 
die Grenzen des Entwicklungsministeriums 
nicht zur Klärung, inwieweit die politische Eta­
blierung eines Organisationszusammenhangs, 
der sich an solchen normativen Zielsetzungen 
ausrichtet, überhaupt Sinn macht. Vielmehr be­
ziehen sowohl die Organisationen als auch die 
DWB Legitimationsgewinn daraus, daß sie 
die besondere, übergreifende Bedeutung der 
„Nord-Süd-Problematik" behaupten und diese 
semantische Überspielung der Aporien einer 
„Entwicklungspolitik" in konfliktiver Absicht 
an die politischen Entscheidungsinstanzen 
adressieren. Nichtbeachtung bzw. Zurückwei­
sung dieser Behauptung stiftet sodann weitere 
Identität der Bewegung. 

Das Verhältnis zu den NRO und zu den Kir­
chen ist ambivalent. Diese selbst tragen wie­
derkehrend ihre Ansprüche im Anschluß an 
und in limitierter Subventionierung von Pro­
testkommunikation vor. Sofern sie aber Ziel­
deklarationen und Protest in Organisation über­
setzen, brechen sie in der praktischen Organi­
sation mit der Form der Protestkommunikati­
on, die sich wesentlich an andere adressiert 
und deren Verantwortung einklagt. Sie werden 
so umgekehrt genauso wiederkehrend zum 
Adressaten von Protest, sofern ihre Organisa­
tionspraxis ebenfalls leicht wegen Zielverfeh­
lung, unzulässiger Kompromißbereitschaft oder 
gar Kollaboration mit den Regierungen („den 
Herrschenden") kritisiert werden kann. 

Semantisch wird die entwicklungspolitische 
Arena dabei mit gemeinsamen Deutungssche­
mata bearbeitet, die die Generalformel „Gleich­
heit und Gerechtigkeit weltweit" interpretie-
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ren und Gründe für Abweichung und Nichtan­
erkennung formulieren und die Gerhards 
(1991) etwas unglücklich als „imperialistisches 
Lexikon" bezeichnet hat.19 Deutungsschemata 
stellen Interpretationsrahmen dar, die die be­
teiligten Akteure je nach Kontext und Motivla­
ge in verschiedenen Formen ausfüllen können. 
Sie generieren kausale Argumentationsketten 
in bezug auf Weltzusammenhänge und Inter-
dependenzen. Innerhalb solcher Gesamtrahmen 
lassen sich dann Einzelthemen „ausbuchsta­
bieren", Abgrenzungslinien sowie Anknüp­
fungspunkte zu anderen Themen und Bewe­
gungen herstellen und so politische Entschei­
dungen und Probleme in ihrer Relevanz für 
die Dritte Welt konstruieren. Die Kernstruktur 
der Argumentationen in solchen Schemata stellt 
sich etwa so dar: Die Beziehungen zwischen 
Nord und Süd werden als kapitalistische Aus­
beutungsverhältnisse interpretiert; Herrschaft 
wird über den Besitz an Produktions und Ka­
pital sowie über die von den Industrieländern 
dominierten internationalen Institutionen (Ban­
ken, IWF, GATT etc.) aufrechterhalten; Aus­
beutungsstrukturen manifestieren sich in ei­
nem Weltmarkt, der auf Übervorteilung der 
Dritten Welt durch die Metropolen basiert; na­
tionale Eliten des Südens sind häufig Kollabo­
rateure. Auf dieser Basis lassen sich dann ver­
schiedene Themen wie z.B. Verschuldung der 
Dritten Welt kommunizieren, in denen die Ar­
gumentationsgrundstruktur entfaltet werden 
kann. So sind die „Herrschaftsverhältnisse" ver­
antwortlich für die „...Verschuldung der Drit­
te-Welt-Länder, Verelendung und Tod der dort 
lebenden Menschen, Zerstörung der ökologi­
schen Lebensvoraussetzungen, besondere Be­
lastung der Frauen, Waffenexport in die Dritte 
Welt als besondere Form der Ausbeutung, Exo­
dus verelendeter Bürger, die dann in der Er­
sten Welt um Asyl nachfragen, Arbeitslosig­
keit und Sozialabbau in der Ersten Welt als 
Folge des gleichen kapitalistischen Systems..." 
(Gerhards 1991, S. 228). Solche Deutungs­

schemata20 tragen eine für die Bewegung zen­
trale Unterscheidung: Das Thema ist immer 
schon in konfliktiver Absicht auf einen Gegner 
(„Schuldige") als Anlaufstelle für Protest ge­
lenkt und zugleich als Mobilisierungskommu­
nikation an potentielle Unterstützer adressiert. 
Diese Unterstützer können Akteure der ent­
wicklungspolitischen Arena oder andere „Be­
wegungsbewegte" der neuen sozialen Bewe­
gungen sein, an deren Diskurse die Mobilisie­
rungskommunikation der DWB - so wie oben 
erläutert - angeschlossen werden kann. 

4. Schluß 

Faßt man die Argumentation zusammen, dann 
ergibt sich, daß die DWB ihre auf den ersten 
Blick erstaunliche Dauer wesentlich zwei Zu­
sammenhängen verdankt: 

a) ihrer vielseitig verwendbaren Generalfor­
mel mit Anschlußfähigkeit an andere Bewe­
gungen und politische Konstellationen; 

b) einer Arena, die die Möglichkeit der Fort­
setzung des Themas „Dritte Welt" als Protest­
thema mit identifizierbaren Adressaten für den 
Protest eröffnet. Damit wird zum einen ein­
sichtig, warum die Bewegung mit vergleichs­
weise wenig spektakulären Ereignissen aus­
kommt, denn das Feld kommt auch bei Inter­
pretationsproblemen, wie das Issue Entwick­
lung aktuell zu konzipieren ist, nicht abhan­
den. Andererseits läuft sie da, wo sie den Bo­
gen der Anschlußfähigkeit an andere Bewe­
gungen überspannt, Gefahr, sich in diesen zu 
verlaufen: C02-Reduktion vor Ort als „Nord-
Süd-Ausgleich" oder „Entwicklung für den 
Norden" zu interpretieren, ist semantisch mög­
lich, aber auf Dauer eben wohl auch schlicht 
überflüssig. Es sollte deutlich geworden sein: 
Die DWB ist eine soziale Bewegung, deren 
Besonderheit zu erforschen sich für die Bewe­
gungsforschung lohnt. 
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arbeitet in Osnabrück. 

Anmerkungen 
' Der Begriff „Krise", wie er von einigen Bewe­
gungsteilnehmern verwendet wird, ist irritierend. 
Krise unterstellt, daß es einen „Normalzustand" 
gibt, von dem - vorübergehend - abgewichen wird. 
Worin, so stellt sich die Frage, besteht der Nor­
malzustand der Bewegung? Darauf findet sich kei­
ne Antwort. 
2 Zur weiteren theoretischen Ausarbeitung vgl. 
auch Japp 1993. 
3 Mit dieser Kontrastierung ist klar, daß „die hi­
storischen Situationen und Gelegenheiten", „die 
als Fremdauslöser der Selbstauslösung von Protest­
bewegungen dienen" (Luhmann 1991, S. 140) sich 
wandeln. Selbsterzeugung von sozialen Bewegun­
gen meint also weder Beliebigkeit noch „Grund­
losigkeit" von Bewegung. Nur müssen sie selbst 
ihre Gründe und Probleme hervorbringen und kon­
struieren, es gibt sie nicht einfach als „Verursa­
cher" von Bewegung. 
4 Für die Zwecke der Diskussion gehen wir nicht 
auf die weiteren theoretischen Überlegungen ins­
besondere bei Luhmann 1991, Japp 1993, Japp/ 
Halfmann 1992 und Halfmann/Japp 1992 ein, wie 
moderne Gesellschaften in der Form des Protests 
eine Selbstbeschreibung von sich selbst anferti­
gen und sich so im „Spiegel des Protestes selbst 
beobachten" (Japp/Halfmann 1992, S. 9). 
5 Vgl. dazu die Beiträge in Massarrat u. a. 1993. 
6 Zum Umgang der Bewegung mit dem Thema 
„Freiheit und Menschenrechte" siehe den Beitrag 
von Windfuhr in diesem Heft. 
7 Der nationale Unabhängigkeitskampf der „Völ­
ker" spielte und spielt z.T. noch heute auch in der 
Wahrnehmung und Bewertung der Linken eine 
bedeutende Rolle, die sich im übrigen zugute hal­

ten, ihre politischen Zielsetzungen mit Mitteln auf­
geklärter Gesellschaftsanalyse zu verfolgen. Die­
ses „Volk", auf das sich politisch beziehen läßt 
als Gegensatz zu „den Herrschenden", zerfällt aber 
bei analytischem Blick auf die jeweiligen gesell­
schaftlichen Verhältnisse stets in sozial zu veror­
tende Gruppen mit historisch wechselnden Inter­
essenlagen. 
8 Die semantische Verspätung der PKK im bun­
desrepublikanischen Kontext besteht genau darin, 
daß ihre revolutionäre Volksbefreiungsrhetorik in 
den aktuellen Diskursstrukturen der Bewegung nur 
noch sehr begrenzt Anschluß findet. 
9 Gerhards hat diese Verknüpfung anläßlich der 
Mobilisierungsphase zur IWF-Weltbanktagung 
1988 in Berlin untersucht. 
1 0 Es versteht sich, daß hier Topoi gelistet werden, 
die die Generalformel auch zu interpretieren ver­
mögen. Der sachliche Gehalt steht in diesem Arti­
kel ebensowenig zur Debatte, wie die Frage, ob es 
den von der DWB konstruierten Problemzusam­
menhang „gibt" und ob die Bewegung darauf die 
„angemessene Antwort" darstellt. 
1 1 Der Bewegungsalltag der Dritte-Welt-Aktivi­
sten besteht denn auch mehr im Alltag der Projek­
te, denen der Gesamtrahmen „Dritte Welt" Chan­
cen der protestbereiten Selbstüberhöhung bietet, 
als in der Inszenierung massenmobilisierender Er­
eignisse. 
1 2 Zur Geschichte der regierungsoffiziellen Ent­
wicklungspolitik in der BRD vgl. Bodemer/Thi-
baut 1991. 
1 3 Dazu Bodemer/Thibaut 1991; ein Übersichts­
schema findet sich in Wesel 1991, S. 84. 
1 4 Die hier eingenommene Perspektive ist organi­
sationstheoretisch inspiriert insbesondere durch die 
Arbeiten von Weick 1985, Cohen/ March/Olsen 
1990 und March/ Olsen 1990. 
1 5 Die Existenz eines Ministeriums quer zu den 
etablierten Politikfeldern und thematisch bezogen 
auf ein Bewegungsthema ist keine Besonderheit 
der DWB (mehr). Vergleichbare Fälle sind Um­
welt- und Frauenministerien. Darauf können wir 
hier nicht eingehen. Es ist jedoch offensichtlich, 
daß ein Entwicklungsministerium zunächst v. a. 
aus außenpolitischen Gründen entsteht und von 
Beginn an einen Teil des Formierungszusammen-
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hanges der DWB darstellt. Dies gilt so nicht für 
die anderen Ministerien. 
1 6 Als jüngstes Beispiel siehe hierzu: Deutsche 
Welthungerhilfe/ terre des hommes: „Die Wirk­
lichkeit der Entwicklungshilfe". Neben einer em­
pirisch begründeten Kritik an der staatlichen Ent­
wicklungspolitik finden sich darin auch eine Rei­
he von bewegungstypischen Forderungen und Ar­
gumentationsfiguren. Siehe auch die Replik des 
„Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusam­
menarbeit und Entwicklung", in der Teile der Kri­
tik als „realitätsfern" bzw.,, Wunschzettel für eine 
bessere Welt" bezeichnet werden (BMZE, S. 9). 
1 7 So wird beispielsweise die Befreiungstheologie 
auf das organisationskonforme Maß der Kirchen 
gestutzt. 
1 8 „Accountable" wäre hier der Terminus der Eth-
nomethodologie. Vgl. Garfinkel 1967. 
" Gerhards hat diesen Begriff im Zusammenhang 
mit seinen Untersuchungen zur IWF-Weltbankta-
gung in Berlin eingeführt. Das imperialistische 
Lexikon beschreibt bei ihm Deutungsmuster der 
Akteure. Wir übernehmen diese Perspektive, über­
tragen sie aber auf den Gesamtzusammenhang der 
entwicklungspolitischen Arena, da sie elementare 
Bezugsrahmen faßt, die auch über das aktuelle 
Ereignis hinaus Bestand haben. Solche Deutungs­
schemata vermögen gesellschaftliche Themen- und 
Bedeutungskontexte zu erschließen und dadurch 
die Relevanz der Gesamtperspektive aufzuzeigen. 
2 0 Sie geraten allerdings in Schwierigkeiten, seit 
die Herrschenden und Ausbeutenden selbst mit 
ihren imperialistischen Armeen die Unterdrück­
ten daran hindern sollen, sich weiterhin wechsel­
seitig umzubringen wie im Falle Somalia. 
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Michael Windfuhr 

Die Menschenrechtsfrage 
als 'Blinder Fleck' der 
Dritte-Welt-Bewegung 

1. Rituale linker Selbstbeschimpfung 

Menschenrechte als „blinder Fleck" der Drit­
te-Welt-Bewegung: Ein weiterer neuer Global­
vorwurf an die nationalen Streiter für interna­
tionale Solidarität und Gerechtigkeit, eine neue 
Legitimationshypothek für den moralisch en­
gagierten Teil der neuen sozialen Bewegungen 
in Deutschland? Die Bewegungen werden nicht 
gerade verwöhnt in diesen Tagen. Der Frie­
densbewegung wurde erst zu Golfkriegszeiten 
die moralische Legitimation ihres Engagements 
vehement streitig gemacht. Die Auseinander­
setzungen über den Einsatz deutscher Solda­
ten als „Blauhelme" oder im Rahmen militäri­
scher Einsätze sowie über die neue Rolle 
Deutschlands nach der Vereinigung lahmen zu­
dem nicht nur Teile der Friedensbewegung, 
sondern auch der Dritte-Welt-Bewegung nach­
haltig. Nicht viel besser als mit den „Golfbe­
wegten" geht die linke Intelligenzia inzwischen 
mit der Dritte-Welt-Bewegung1 ins Gericht. 
Ulrich Menzel wirft ihr Uninformiertheit und 
Orientierung an alten Mythen vor, wenn er 
z.B. formuliert, daß in ihr „das Mißverhältnis 
zwischen theoretischem Anspruch und 
tatsächlichem Kenntnis- und Erkenntnisstand 
aber besonders kraß" sei. Die Theoriebildung 
finde längst in einem begrenzten Kreis von 

Akademikern statt. Demgegenüber hielten sich 
in der Bewegung „die ganz radikalen Versio­
nen bestimmter Mythen und Vorurteile...".2 

Reimer Gronemeyer und Claus Leggewie se­
hen die noch Aktiven bei der Verteidigung der 
letzten der drei ehemaligen Säulen linker 
Selbstgewißheit (nachdem der Antikapitalismus 
und der Antifaschismus schon weggebrochen 
sind), des Antikolonialismus, in protestantischer 
Selbstanklage erstarren. Der Antikolonialismus 
wird bei ihnen sogar zu einer Motivations­
haltung, die „reine Verantwortungslosigkeit" 
hervorgebracht hat, und indirekt werden damit 
Dritte-Welt-Engagierte zu Mitverantwortlichen 
für Menschenrechtsverletzungen gestempelt.3 

Inzwischen folgen Teile der bundesdeutschen 
Öffentlichkeit damit einer Kritik, die in Frank­
reich von Intellektuellen wie Andre Glucks­
mann, Pascal Bruckner und Alain Finkelkraut 
seit Jahren an den „Internationalisten" geübt 
wird: Die Vernachlässigung der Menschenrech­
te in der Szene, die mit blindem linken Auge 
vielfach über Jahre Menschenrechtsverletzer 
unterstützt bzw. Menschenrechtsverletzungen 
in anderen Ländern überhaupt nicht themati­
siert hat. Ein Angriff, der an die Substanz der 
Glaubwürdigkeit jener geht, die sich oft sehr 
moralisch für gerechtere Nord-Süd-Beziehun-



FORSCHUNGSJOURNAL N S B 3/94 77 

gen eingesetzt haben: die Dritte-Welt-Bewe­
gung. Hat die Bewegung tatsächlich in dem 
Umfang der erhobenen Vorwürfe moralisch ab­
gewirtschaftet? Ist sie tatsächlich zu einem Hort 
derjenigen geworden, die den Beschleunigungs­
tendenzen der Geschichte - erst die Erfolge 
der Schwellenländer, dann das Ende des Ost-
West-Konfliktes 1989 - nicht mehr zu folgen 
in der Lage sind? 

Natürlich ist es ebenso berechtigt, die Fragen 
umgekehrt zu stellen: Woher stammt diese Lust 
an der Fundamentalkritik der Bewegung? War­
um werden Friedens- und Dritte-Welt-Beweg­
te ausgerechnet von denjenigen indirekt zu Tä­
tern gestempelt, die seit vielen Jahren theore­
tisch und praktisch die Inhalte von Nord-Süd­
politischen Debatten mitbestimmt haben? 

Spiegeln sich vielleicht darin die Ängste der 
Kritiker wider, den eigenen radikalen Utopie­
verlust, den Wechsel von der Lust an politi­
schen Entwürfen hin zur Akzeptanz des Leit­
bildes „Europa", der Erhard'schen sozialen 
Marktwirtschaft, zu verarbeiten; Und ist diese 
Verarbeitung eher in Anklageform durch radi­
kale Abgrenzung von der „Bewegung" mög­
lich, da die Selbstkritik sehr schmerzhaft wäre? 
Die Radikalität der Beschimpfung legt den 
Schluß nahe, daß über diese Fragen der Ent-
ideologisierung des Weltbildes und über die 
Suche nach realistischen Alternativen beide 
Seiten nachdenken müssen, die geläuterte 
Avantgarde der universitären Vordenker und 
die scheinbar 'altvorderen Salonkommunisten' 
in den Solidaritätsgruppen. Dabei ist die Be­
wegung sehr vielschichtig geworden, probiert 
in den letzten Jahren bereits ganz neue Ar­
beitsformen (professionellere Lobbyarbeit) aus, 
formuliert neue Themenstellungen (z.B. öko­
logischer Umbau im Norden). 

Eine sachlichere Auseinandersetzung mit dem 
menschenrechtlichen Engagement würde die 

Voraussetzung dafür schaffen, aktuelle, ent­
wicklungspolitisch relevante Debatten wie die 
Rechtfertigung und den Umfang von Einmi­
schungen in anderen Ländern, den Einsatz von 
Konditionalitätskriterien, die Steuerung von 
weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen und 
die Problematik bewaffneter Truppeneinsätze 
angemessener zu diskutieren. 

2. Menschen rechte, 
ein blinder Fleck? 

Versteht man die Überschrift als These, so läßt 
sie sich durch einige Beispiele schnell plausi-
bilisieren: 

• China galt vielen Solidaritätsengagierten lan­
ge Zeit (bis in die 70er, z.T. auch noch die 
80er Jahre) als positives Beispiel, wie Hun­
ger, Fragen ungerechter Ressourcenvertei­
lung, des Bevölkerungswachstums etc. ge­
löst werden könnten. 

• In Nicaragua wurden die Kommandanten 
der Sandinisten von großen Teilen der Soli­
szene vorbehaltlos unterstützt. Probleme des 
Umgangs z.B. mit den Miskito-Indianern, 
die ebenso von ihrem traditionellen Land­
besitz gewaltsam vertrieben wurden wie der­
zeit Indianer im Amazonasgebiet Brasiliens 
oder in Paraguay, wurden nur zögerlich 
wahrgenommen und lösten erst langsam 
Initiationen aus. 

• Zwangsumsiedlungen wurden oft sehr un­
kritisch bewertet, besonders dann, wenn sie 
unter der Zielsetzung eines neuen „dritten" 
Entwicklungsweges erfolgten, wie in Tan­
sania. In anderen Ländern (wie z.B. Äthio­
pien oder Rumänien) wurden sie kaum be­
achtet und thematisiert. Umgekehrt wurden 
Zwangsumsiedlungen im Zusammenhang 
mit westlichen Entwicklungsprojekten, sei 
es der Weltbank, sei es von Privatfirmen 
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oder von Militärdiktaturen im Rahmen der 
Bekämpfung von Aufständischen, besonders 
hervorgehoben. 

• Menschenrechtsverletzungen in osteuropäi­
schen und ehemals sozialistischen Ländern 
wurden sehr selten zu entscheidenden The­
men in der Solidaritätsbewegung. Ein Um­
stand, der vor allem französische Intellektu­
elle zu heftigsten Protesten bewogen hat. 

• Vieles wurde den Aufstands-/ Guerillabe­
wegungen in Entwicklungsländern nachge­
sehen. Menschenrechtsverletzungen durch 
die „Hoffnungsträger" wurden selten kate­
gorisch abgelehnt, sondern oft als zeitwei­
lig notwendige Ausnahme akzeptiert. In El 
Salvador wurden Bedenken erst dann laut, 
als innerhalb der Führung der Guerilla po­
litische Differenzen zu ersten Mordtaten 
führten. Vor allem das brutale Regime des 
„Leuchtenden Pfades" in Peru scheint an 
dieser Stelle inzwischen einem Umdenken 
den Weg zu bereiten. 

• Menschenrechtsverletzungen wurden dage­
gen immer dann vehement beklagt, wenn 
westliche Regierungen und die Wirtschaft 
dafür mitverantwortlich zu machen waren: 
Guatemalas Schicksal als Bananenrepublik, 
der von den USA und einzelnen Firmen mit 
unterstützte Sturz von Allende in Chile, das 
Engagement von bundesdeutschen Firmen 
in Südafrika etc. 

Der Vorwurf, daß Menschenrechte einen blin­
den Fleck innerhalb der Dritte-Welt-Bewegung 
darstellen, muß daher präzisiert werden: Men­
schenrechte und ihre Verletzungen wurden zwar 
von der Bewegung immer wieder thematisiert, 
doch standen eben nicht alle Menschen­
rechtsverletzungen, egal in welchem Land und 
in welchem Zusammenhang, auf der Agenda 
der Bewegung. Die These vom „blinden Fleck" 

meint die unterlassene universelle Einklagung 
von Menschenrechten. 

Solidaritätsarbeit, vor allem Ländersolidarität4, 
war oft geprägt von eigenen Hoffnungen nach 
revolutionärer Veränderung. Die in den 70er 
Jahren zunehmend erkennbare Unfähigkeit der 
Studentenrevolte, entscheidende Strukturverän­
derungen in der BRD bewirken zu können, 
ließ den revolutionären Blick nach Stellvertre­
ter-/ Vorbildländern suchen. Dabei spielte die 
Hoffnung mit, daß es langfristig „zu einer So­
lidarität der Benachteiligten im Norden mit 
den Entrechteten im Süden" kommen könne.5 

Diese Hoffnung ist auch heute noch nicht auf­
gegeben worden, wie vorstehendes Zitat ver­
deutlicht. Die offensive Kampagne „Waffen für 
El Salvador", die mehrere Jahre nicht nur von 
der taz, sondern auch von vielen Dritte-Welt-
Läden und Solidaritätsorgansiationen mitge­
tragen wurde, ist Ausdruck dieser Hoffnung.6 

Die Anfänge der Dritte-Welt-Bewegung sind 
in der Vietnamopposition der 68er-Studenten-
bewegung zu suchen. Zumindest Teile der Be­
wegung waren von Anfang an auf der Suche 
nach (radikalen) gesellschaftlichen Neuerun­
gen. Das Leitbild eines Sozialismus mit 
menschhchem Antlitz war lange prägende Kraft 
und Motor der Arbeit. Identifikationspersonen 
wie J. Nyerere waren Kronzeugen für diese 
Hoffnung. Die Identifikation mit dem real exi­
stierenden Sozialismus begann in Europa zwar 
schon nach der gewaltsamen Beendigung des 
Prager Frühlings zu erlöschen, doch viele Ent­
wicklungsländer - wie z.B. Kuba - wurden 
mit anderem Maße gemessen. 

Doch vor zu schnellen Verallgemeinerungen 
ist zu warnen. Unter dem Dach der Dritte-
Welt-Bewegung sammeln sich sehr verschie­
dene Organisationen und Initiativen. Neben den 
bislang benannten Ländersolidaritätsgruppen 
sind es vor allem drei Arten von Gruppen, die 
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unter dem Oberbegriff Dritte-Welt-Bewegung 
summiert werden können: (1) themenorientierte 
Gruppen; (2) die Händler der Dritte-Welt-Lä­
den; (3) die Projektorganisationen.7 Für viele 
dieser Gruppen und Organisationen waren 
revolutionäre Ideen/ Hoffnungen von geringer 
oder gar keiner Bedeutung. Es ist daher zu 
einfach, einen moralischen Generalangriff ge­
gen die viel facettenreichere und vielschichti­
gere Bewegung zu richten. Vielversprechender 
ist ein Nachdenken über die Differenzen zwi­
schen Menschenrechts- und Solidaritätsarbeit, 
über verschiedene Kriterien für die Themen­
auswahl und die Struktur der Solidaritätsbe­
wegung, über mögliche Widerstände, die in 
der Solidaritätsarbeit lange Zeit verhinderten, 
daß Menschenrechte tatsächlich als unteilbar 
und überall gültig eingefordert wurden. 

3. Gibt es eine Trennlinie zwischen 
Menschenrechts- und Solidaritäts­
arbeit? 

Vergleicht man die teilnehmenden Nicht-Re­
gierungsorganisationen (NRO) auf der U N -
Konferenz für Entwicklung und Umwelt 1992 
mit denen auf der Wiener Menschenrechtskon­
ferenz im folgenden Jahr, so sieht man, daß 
die Schnittmenge der auf beiden Konferenzen 
vertretenen NRO nicht sehr groß ist. Dies gilt 
sowohl für Süd- und Nord-NRO. In Rio waren 
- neben einer großen Zahl von Umweltorgani­
sationen - sehr viele NRO akkreditiert, die als 
soziale NRO im weiteren Feld zu „Entwick­
lungsthemen" arbeiten. In Wien dominierten 
die klassischen Menschenrechtsorganisationen, 
die zu bürgerlichen und politischen Menschen­
rechten arbeiten, sowie Initiativen der beson­
ders von Menschenrechtsverletzungen betrof­
fenen Bevölkerungsgruppen (Minderheiten, in­
digenen Organisationen, Frauen etc.). Soziale 
Bewegungen wie Kleinbauernorganisationen, 
Gewerkschaften, Landlosenverbände, Selbsthil­
fe- und Regionalentwicklungsgruppen, und da­

mit die Mehrzahl von Organisationen, die mit 
„Entwicklung" befaßt sind, waren vor allem 
aus Entwicklungsländern kaum anwesend. Aus­
nahmen bilden die Organisationen der indige­
nen Völker, die die Menschenrechtsarbeit längst 
zu einem integralen Bestandteil ihrer Arbeit 
gemacht haben und die Verteidigung ihres 
traditionellen Lebensraumes und ihrer ökono­
mischen und kulturellen Rechte als nicht von­
einander zu trennende Aufgaben begreifen. 

Auch in den bundesdeutschen NRO-Vorberei­
tungsgruppen8 für diese beiden Konferenzen 
gab es im Hinblick auf die NRO-Beteiligung 
Unterschiede. In der bundesdeutschen Vorbe­
reitungsarbeit zur Menschenrechtskonferenz 
waren die Menschenrechtsorganisationen, die 
zu Verletzungen von Menschenrechten in allen 
Teilen der Welt arbeiten, stark beteiligt. Als 
zweite Gruppe kamen NRO hinzu, die sich mit 
der Menschenrechtssituation in Deutschland 
beschäftigen (vom DGB bis Pro Asyl). Die 
Teilnahme bundesdeutscher Entwicklungs-
NRO auf der Wiener Konferenz an den beglei­
tenden NRO-Aktivitäten war überdurchschnitt­
lich. Schon einige Zeit vor der Konferenz hat­
ten bundesdeutsche Entwicklungs-NRO und 
Menschenrechtsorganisationen in einer gemein­
samen Arbeitsgruppe Fragen der Konditionie­
rung bundesdeutscher Entwicklungshilfe als 
(Druck-) Mittel zur Einhaltung von Menschen­
rechten diskutiert Anhand von drei Länder­
beispielen untersuchten sie den Versuch der 
Bundesregierung, Entwicklungshilfe mit Men­
schenrechtsaspekten zu verknüpfen.9 

Sie reagierten damit auf die neue regierungs­
amtliche 'Lust an der Konditionalität'. Das 
Ende des Ost-West-Konfliktes hatte möglich 
gemacht, was vorher immer an geostrategischen 
Notwendigkeiten scheiterte: die offizielle An­
kündigung der Bundesregierung, die Vergabe 
von Entwicklungshilfe zukünftig auch von der 
Beachtung der Menschenrechte des Empfän-
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gerlandes abhängig zu machen. Im Herbst 1991 
war der Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung, Carl-Die­
ter Spranger, an die Öffentlichkeit getreten und 
hatte - neben der Beachtung von Menschen­
rechten - vier weitere politische Kriterien, näm­
lich Entwicklungsorientierung, rechtsstaatliche 
Institutionen, Demokratisierung und Wirt­
schaftsordnung (soziale Marktwirtschaft), be­
nannt, von denen die Vergabe von Entwick­
lungshilfe durch sein Ministerium in Zukunft 
abhängig gemacht werden sollte. Zu Zeiten 
des Ost-West-Konfliktes war für den Charak­
ter der Außenbeziehungen der BRD entschei­
dend, zu welchem der Blöcke sich das betref­
fende Land bekannte. Erst mit Ende der Block­
konfrontation schwanden auch die Befürch­
tungen, gezielter politischer Druck würde ein 
Land zur anderen politischen Seite drängen. 
Nun gab es den nötigen Spielraum, um über 
den offensiven Einsatz von Konditionalitäts-
kriterien nachzudenken. 

Die 'Lust an der Konditionalität' blieb aber 
nicht auf die Bundesregierung beschränkt. Die 
Zahl der Befürworter einer politischen Einmi­
schung in innere Angelegenheiten von Entwick­
lungsländern hat in der bundesdeutschen Ent­
wicklungsdebatte seit 1989 erheblich zugenom­
men. Begriffe wie „Interventionen in Krisen­
gebiete", „Treuhandschaft für Afrika" 1 0 , „Eu­
ropa - zur Dominanz verurteilt"11 etc. sind 
Stichworte einer Debatte, in der die Unantast­
barkeit der Souveränität unabhängiger Staaten 
in Frage gestellt wird. Vor allem „korrupte, 
menschenverachtende und diktatorische Re­
gime" werden dabei für das Entstehen man­
cher Krisenregion bzw. Krisennation verant­
wortlich gemacht. Im Mittelpunkt der Überle­
gungen stehen meist die außenpolitisch wenig 
gewichtigen Länder Afrikas. 

Die Kritik der Nicht-Regierungsorganisationen 
an der bundesdeutschen Politik und der Kon-

ditionalitätspraxis setzt aber gerade an dieser 
Stelle ein. Zur Anwendung kämen, so die Kri ­
tik der NRO, die Kriterien vor allem gegen­
über Ländern, die außenpolitisch marginal sei­
en. Die Inkonsistenz und fehlende Glaubwür­
digkeit der Menschenrechtskonditionalität zei­
ge sich darin, daß sie gegenüber den wirtschaft­
lich attraktiven Staaten (z.B. Asiens) nicht oder 
nur sehr eingeschränkt Anwendung finde - „bei 
gleichzeitig intensivierter allgemeiner wirt­
schaftlicher und rüstungspolitischer Zusam­
menarbeit".12 Zusätzlich kritisierten die NRO, 
daß sich die Kriterien ausschließlich auf die 
Vergabe von Entwicklungshilfe beziehen, nicht 
aber auf die gesamten Außenbeziehungen (Rü­
stungsexporte, Außenwirtschaftsbeziehungen) 
Deutschlands zu den entsprechenden Ländern. 

Doch trotz aller Kritik an der fehlenden Glaub­
würdigkeit waren von NRO-Seite insgesamt 
eher positive Stellungnahmen gegenüber dem 
neuen Konzept zu vernehmen. Die Einschät­
zung, daß Einflußnahme auf falsche, entwick­
lungshemmende nationale Rahmenbedingun-
gen in Entwicklungsländern legitim sei, wird 
inzwischen von vielen Wissenschaftlern und 
NRO geteilt. Sprangers Kriterien machen dar­
über hinaus Karriere. Sie dienen inzwischen 
auch der EU als Vorlage für eine vergleichbare 
Orientierung bei der Vergabepraxis europäi­
scher Entwicklungshilfe. Auch andere interna­
tionale Organisationen (z.B. die Weltbank) be­
ginnen verstärkt über Konditionalitäten bei der 
Mittelvergabe nachzudenken. 

Auffallend gering war die Beteiligung der vie­
len Dritte-Welt-Gruppen an den NRO-Debat-
ten im Vorfeld der Menschenrechtskonferenz. 
Dies ist auf die oft mangelhafte Personal- und 
Finanzausstattung der meisten kleinen Dritte-
Welt-Gruppen zurückzuführen. Weitere Grün­
de sind in der geringen Verbindlichkeit bun­
desweiter Vernetzungsstrukturen, die eine kon­
tinuierliche Teilnahme an bundesweiten 
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Diskussionszusammenhängen erschweren, zu 
suchen. Die geringe Beteiligung kann aller­
dings auch als Bestätigung für die These ange­
sehen werden, daß die Dritte-Welt-Bewegung 
nach wie vor mit einem universelle Gültigkeit 
beanspruchenden Menschenrechtsbegriff 
Schwierigkeiten hat. 

Die Solidaritätsszene reagierte auf die Verkün­
dung politischer Kriterien, die bei der Vergabe 
von Entwicklungshilfe zur Anwendung kom­
men sollte, sehr skeptisch, lehnte aber solche 
Kriterien nicht prinzipiell ab. Kritisiert wurde 
vor allem die fehlende Glaubwürdigkeit, da 
die Kriterien wohl kaum bei wirtschaftlich 
wichtigen Partnern zur Anwendung kommen 
würden. 

Konditionalität ist allerdings für Dritte-Welt-
Gruppen - trotz der Sensibilität gegenüber 
Eurozentrismusvorwürfen - kein fremder 
Denkansatz. In den meisten Dritte-Welt-Läden 
wurden über Jahre Diskussionen über die Art 
der Kriterien geführt, die an Projekte anzule­
gen seien, deren Produkte später zum Verkauf 
angeboten werden sollten. Dabei wurden noch 
sehr viel weitergehende Konditionalitätskri-
terien als in der aktuellen entwicklungspoliti­
schen Debatte ins Spiel gebracht. Hohe mora­
lische, ethische, organisatorische (genossen­
schaftliche) Kriterien, die Aspekte der Einkom­
mensverteilung und der Arbeitsorganisation 
umfaßten, wurden formuliert, um einem Klei­
dungsstück oder einer handgezogenen Kerze 
den Weg in den Dritte-Welt-Laden zu ebnen. 
Die eigene Einmischung wurde dabei immer 
anders als die von Industrieländern bewertet, 
da man sich - im Gegensatz zu den staatlichen 
Einmischungsversuchen, die als ökonomischer 
oder politischer Neokolonialismus galten - mit 
den progressiven Kräften in diesen Ländern 
im Dialog wähnte. Schließlich galt es, die Ba­
sis dieser Kräfte zu stärken. 

Routine besitzt die Bewegung auch in der Ein­
forderung staatlicher Konditionalität, wenn es 
gilt, Handelsboykotte gegenüber Unrechtsre­
gimen, Kürzung und Streichung der Entwick­
lungshilfe für Militärdiktaturen zu fordern. Dies 
hinderte auf der anderen Seite nicht daran, den 
Industrieländern, allen voran den USA, Ein­
mischung in innere Angelegenheiten zum Vor­
wurf zu machen. Die Hinterhofpolitik gegen­
über Lateinamerika, die Einmischung in Chi­
le, Guatemala, Grenada etc. waren zum Teil 
sogar Kulminationspunkte von Solidaritätsen­
gagement. 

Aus dieser unterschiedlichen Bewertung von 
äußerer Einmischung entsteht ein Spannungs­
feld, dessen Analyse helfen kann zu klären, 
wo genau die Konfliktlinie zwischen Solidari­
tätsarbeit und Menschenrechtsengagement ver­
läuft. Konditionalität, verstanden als Einmi­
schung in innere Angelegenheiten, wurde im­
mer dann akzeptiert, wenn der Dialog über die 
„richtigen" Entwicklungziele sozusagen „ba­
sisintern" zwischen der Bewegung im Norden 
und der Bewegung im Süden angesiedelt war. 
Staatliche Einmischung durch Industrieländer 
in innere Angelegenheiten wurde dagegen in 
der Regel abgelehnt und als „Neokolonialis­
mus" gebrandmarkt. Jedoch wurde in Fällen 
massiver Menschenrechtsverletzungen selek­
tiv bei einigen Ländern die Einmischung des 
„Nordens" gefordert. Welche Gründe können 
für dieses eigenartig inkonsistente Verhalten 
gegenüber externer Einmischung in innere 
Angelegenheiten von Entwicklungsländern, das 
sich vergleichbar auf die gesamte Art der Ein­
forderung und Verteidigung von Menschenrech­
ten erstreckt, benannt werden? 

Menschenrechte waren für die Solidaritätsar­
beit kein originärer Beweggrund für Engage­
ment. Auf ihre Verletzung wurde zwar oft in­
strumenteil als Argument für Einmischung und 
Aktion verwiesen, doch speiste sich das Enga-
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gement nicht aus der Absicht der Verteidigung 
von Menschenrechten. Solidaritätsarbeit bzw. 
„Dritte-Welt-Engagement" hatte und hat im­
mer etwas mit dem Wunsch nach Veränderung 
von nationalen und internationalen Beziehun­
gen in Richtung auf mehr Gerechtigkeit und 
Gleichheit zu tun. Die Verbindung der Men­
schenrechte erschien nicht immer kompatibel 
mit dieser Zielsetzung, was nachfolgend näher 
erläutert werden soll: 

(1) Ein entscheidender Unterschied zwischen 
der Menschenrechtsarbeit und dem Solidari­
tätsengagement besteht im Staatsbegriff und 
dem daraus folgenden Umgang mit dem natio­
nalstaatlichen Anspruch auf Souveränität. Eine 
Klärung wird hier zusätzlich erschwert durch 
die - auch nach vielen Jahrzehnten entwick­
lungspolitischer Debatten - offene Streitfrage, 
welche Faktoren für die schlechte ökonomi­
sche Situation (die Unterentwicklung) vieler 
Entwicklungsländer verantwortlich zu machen 
sind: eher interne Faktoren nationaler Politik 
oder externe Rahmenbedingungen. 

(2) Der Ost-West-Konflikt hat die Menschen­
rechtsarbeit und die inhaltliche Debatte über 
das Menschenrechtsverständnis über mehrere 
Jahrzehnte geprägt. Die Instrumentalisierung 
der Menschenrechte in der ideologischen De­
batte und in der praktischen Politik (z.B. als 
Interventionsgrundlage) durch beide Seiten 
führte zu Polarisierungen, die Auswirkungen 
auf alle gesellschaftliche Organisationen hat­
ten. 

(3) Die Menschenrechtsidee entstammt libera­
len philosophischen Grundlagen und ist ge­
prägt vom universellen Gültigkeitsanspruch der 
sich mit der Moderne verbreitenden Grund­
werte. Der Schutz des Individuums vor Über­
griffen des (atl)mächtigen Staates war einer 
der Ausgangspunkte für die Formulierung von 
Bürgerrechten, die immer auch den Schutz des 

„wirtschaftenden Bürgers" (des Bourgeois) vor 
Staatsinterventionismus einschließen. 

Demgegenüber waren viele politische Hoff­
nungen der Dritte-Welt-Bewegung geprägt von 
Vorstellungen eines eingreifenden, steuernden 
Staates, dem - sei es im Rahmen revolutio­
närer Veränderungen, sei es durch Begrenzung 
des Kapitalismus - eine wichtige Rolle zuge­
messen wurde. 

3.1. Staatliche Souveränität versus 
Menschenrechte 

Noch bis zum Ende des 19. Jahrhunderts war 
der Kreis der Völkerrechtssubjekte auf die eu­
ropäischen Staaten beschränkt. Die anderen 
Territorien wurden den christlich-europäisch-
zivilisierten Staaten gegenübergestellt. Aus die­
sem Gefälle ergab sich für den Kolonialismus 
- als indirekte Rechtfertigung - ein Erziehungs­
auftrag für die 'unzivilisierten' Gebiete. Erst 
die Aufgabe dieser Kriterien für die Definition 
des Staates in den politischen Auseinanderset­
zungen des 20. Jahrhunderts führte zum 
„entfeudalisierten" Staatsbegriff des modernen 
Völkerrechts. Seitdem wird Staatlichkeit - ge­
mäß der allgemeinen Staatslehre - nach der 
Anwesenheit der drei Elemente Volk, Gebiet 
und Staatsgewalt, mit dem entsprechenden 
Zusammengehörigkeitsverhältnis (das ent­
sprechende Volk muß auch die Staatsgewalt 
auf dem Territorium ausüben) bestimmt. Hin­
zu kommt, als vierte Bedingung, die An­
erkennung des Staates durch andere Staaten 
als Völkerrechtssubjekt. Mit dieser Begrifflich­
keit war der Territorialstaat international eta­
bliert Nur der Territorialstaat kann die 
Rechtssubjektivität im Völkerrecht erhalten13, 
d.h. Träger von völkerrechtlichen Rechten und 
Pflichten sein. Gemäß der Charta der Verein­
ten Nationen beruht das Völkerrecht immer 
noch auf dem Grundsatz der souveränen 
Gleichheit der Staaten (vgl. Art. 2 Ziff. 1 der 
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Charta der VN), die, wie in der Präambel der 
Charta erneut bekräftigt wird, auf der 
„Gleichberechtigung von allen Nationen, ob 
groß oder klein" fußt. 1 4 

Territorialstaat und Souveränität wurden da­
mit zum Ausgangspunkt und Leitbegriff der 
Dekolonisierung nach dem Zweiten Weltkrieg 
nicht nur für die neuen Eliten in den unabhän­
gig werdenden Staaten, sondern auch für die 
Solidaritätsengagierten mit „anti-eurozentristi-
schen und anti-imperialistischen"15 Absichten. 
Die Staaten können sich zudem auf das 
„Selbstbestimmungsrecht der Völker" berufen, 
das an zwei Stellen der Charta der V N (Art. 1 
Abs. 2 und im Art. 55) genannt wird. Auch 
beide Menschenrechtspakte, der über bürgerli­
che und politische (IPBPR) und der über wirt­
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte 
(IPWSKR), erklären in ihrem ersten Artikel 
übereinstimmend: ,Alle Völker haben das 
Recht auf Selbstbestimmung"16, d.h. „das 
Recht, ohne Eingriff von außen über ihren po­
litischen Status zu entscheiden und ihre wirt­
schaftliche, gesellschaftliche und kulturelle 
Entwicklung frei zu verfolgen".17 Interventio­
nen von außen werden durch dieses Recht zu­
nächst ausgeschlossen. 

Gerade das Selbstbestimmungsrecht der Völ­
ker18 wurde und wird von den neuen Territori­
alstaaten genutzt, um sich alter und neuer In­
terventionen und Mitsprache von außen zu er­
wehren. 

In der Solidaritätsszene wurde das Selbstbe­
stimmungsrecht der Völker zu einem der wich­
tigsten appellativen Instrumente für die Unter­
stützung von Unabhängigkeitsbewegungen und 
für den Schutz neuer Staaten gegenüber 
neokolonialistischen Einmischungen. Während 
also in der Solidaritätsszene immer eine insge­
samt positive Grundhaltung gegenüber dem 
souveränen Staat - im beschriebenen anti-euro-

zentristischen Sinne - bestand, beginnt Men­
schenrechtsarbeit grundsätzlich mit der Ein­
schränkung von Souveränitätsrechten des Staa­
tes. Lange Zeit versuchten konservative Völker­
rechtler, gegen die universelle Geltung von 
Menschenrechten zu argumentieren, indem sie 
betonten, daß die Charta der V N kein einziges 
konkretes Menschenrecht mit Verpflichtungen 
beschreibe. Doch selbst die Charta erklärt in 
zwei Artikeln ausdrücklich die Förderung der 
Menschenrechte zu ihrem Hauptanliegen (Art. 
13 und Art. 55c). Zudem liegen inzwischen 
viele kodifizierte Texte mit ausdrücklicher Er­
wähnung der Menschenrechte vor. Ferner wur­
den die grundsätzlichen Menschenrechte in fast 
allen modernen Verfassungen umfänglich als 
Referenzpunkte eingebaut, so daß die Men­
schenrechte - als Hauptziel der Vereinten Na­
tionen - nicht mehr in Frage gestellt werden. 

Die Völkerrechtslehre stand und steht trotz­
dem vor dem Dilemma, daß der internationale 
Menschenrechtsschutz auf der Grandlage des 
geltenden Völkerrechts verwirklicht werden 
muß: Ist inzwischen auch anerkannt, daß für 
die Staaten eine Verpflichtung zur Anerkennung 
der Menschenrechte gilt, so müssen doch die 
betreffenden Rechte wiederum von den Natio­
nalstaaten durchgesetzt werden. Die Bemühun­
gen der Völkerrechtslehre und der Menschen­
rechtsbewegung richten sich also darauf, diese 
Souveränitätsschwelle zu überwinden. Die ein­
schlägigen Satzungsbestimmungen (UN-Char­
ta) „haben rechtlich die Bedeutung, daß die 
Achtung von Menschenrechten dem Vorbehalt 
für die ausschließliche Zuständigkeit der Mit­
gliedsstaaten (Art. 2 Ziff. 7) entzogen wird" 1 9. 

Aufbauend auf dieser vom Völkerrecht gewähr­
ten Autonomie und Selbstbestimmung der Staa­
ten waren es während der Weltkonferenz in 
Wien vor allem asiatische Staaten, die die na­
tionale Selbstbestimmung über den Universa­
litätsanspruch der Menschenrechte stellten. Im 
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Text der Bangkok-Charta, der asiatischen Vor­
bereitungskonferenz zur Weltmenschenrechts-
konferenz, stellten die Staaten die souveräne 
Selbstbestimmung in den Mittelpunkt und lehn­
ten jegliche Form der Einmischung und Kondi­
tionalität grundsätzlich ab. Dem Universalitäts­
anspruch begegneten die asiatischen Staaten 
vor allem mit dem Einwand, daß das 
Menschenrechtskonzept westlich-okzidental 
geprägt sei und ihrer kulturellen Andersartig­
keit und Vielfalt nicht gerecht werde. Dieser 
Ansatz findet in der Solidaritätsszene immer 
wieder Unterstützung, vor allem, wenn es um 
den Schutz kultureller Rechte von Minderhei­
ten gegenüber dem Souverän geht. Im Vorfeld 
der Wiener Konferenz fanden sich denn auch 
zahlreiche Kommentatoren, die über die uni­
verselle Gültigkeit der Menschenrechtsnormen 
nachdachten. In der Tat gibt es berechtigte Kri­
tik an der Auslegung und Formulierung man­
cher Menschenrechte, die zumindest sprach­
lich und geschichtlich geprägt sind. Ein Dia­
log zwischen den Kulturen könnte helfen, Be­
sonderheiten - wie z.B. kollektive Landrechte 
bei indigenen Völkern - zu berücksichtigen 
und, in diesem Sinne, manche Formulierung 
der nach 1945 kodifizierten Menschenrechte 
zu präzisieren. Doch gerade die in der Un­
rechtserfahrung von Menschen zutage treten­
de Substanz der Menschenrechte wurde in Wien 
vor allem von NRO aus asiatischen Ländern 
betont. Sie forderten eine unbestechliche in­
ternationale Aufmerksamkeit und Einmischung 
gegenüber Menschenrechtsverletzungen, denen 
Einzelpersonen oder ganze Bevölkerungsgrup­
pen in ihren Staaten ausgesetzt seien. 

Nicht nur gegenüber kultureller, sondern auch 
gegenüber wirtschaftspolitischer Einmischung 
wurde im Vorfeld der Wiener Konferenz der 
Souveränitätsgedanke hochgehalten. Während 
der Konferenz wurde dieser Gedanke vor al­
lem von lateinamerikanischen NRO vorge­
bracht. Tief sitzt bei ihnen die Sorge, daß, ver­

bunden mit wirtschaftspolitischen Auflagen des 
Währungsfonds und der Weltbank, soziale Not­
stände wachsen und ein „ungerechtes" Wirt­
schaftsmodell festgelegt wird. Diese wirt­
schaftspolitischen Einmischungen (und ihre 
z.T. beobachtbaren sozialen Folgen)20 werden 
von der Dritte-Welt-Bewegung sehr kritisch 
gewürdigt und als ein weiterer Vorbehalt ge­
gen die externe Einmischung in innere Ange­
legenheiten vorgebracht. Die Skepsis entspringt 
der jahrzehntelang geführten entwicklungspo­
litischen Debatte darüber, ob eher interne oder 
eher externe Ursachen für die schwierige 
ökonomische und soziale Situation in Entwick­
lungsländern verantwortlich zu machen sind. 
Während sich die akademisch-theoretische 
Debatte in Europa und den USA inzwischen 
wieder den internen Verursachungszusammen­
hängen zuwendet, werden in der Dritte-Welt-
Bewegung oft externe Verursachungszusam­
menhänge in den Vordergrund gerückt. Dem­
entsprechend groß ist die Skepsis gegenüber 
Interventionen in die Wirtschaftspolitik der 
Länder des Südens. Daher wird Einmischung 
generell negativ bewertet. Gerade lateinameri­
kanische NRO können deshalb in bezug auf 
äußere Einmischung oft widersprüchlich - ähn­
lich wie Teile der Dritte-Welt-Bewegung - bei­
de Seiten in einem Gedankengang vereinen: 
Einerseits bestehen sie auf internationaler Ein­
mischung, wenn Verletzungen der bürgerlichen 
und politischen Menschenrechte vorliegen, an­
dererseits lehnen sie internationale Einmi­
schung völlig ab, wenn es sich um wirtschaft­
liche Auflagen handelt, wie sie z.B. bei Um-
schuldungsverhandlungen oder Strukturanpas­
sungsprogrammen von internationalen Orga­
nisationen (IWF/ Weltbank) gemacht werden. 

Deutlich wird, daß bei allen Debatten über ex­
terne Einmischung menschenrechtliche und 
wirtschaftspolitische Einmischungen voneinan­
der geschieden werden müssen. Die aktuelle 
Realität der Einmischung von internationalen 
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Institutionen und westlichen Industrieländern 
scheint sich viel stärker um wirtschafts­
politische Rahmenbedingungen zu kümmern 
denn um menschenrechtliche Unbestechlich­
keit und Glaubwürdigkeit. Vor allem die feh­
lende Einmischung bei Verletzungen wirtschaft­
licher, sozialer und kultureller Menschenrechte 
- z.B. verbunden mit nationaler Verantwortung 
bei fehlenden Landreformgesetzen oder mit in­
ternationaler Verantwortung bei Weltbankpro­
jekten, die z.T. zu Zwangsvertreibungen und 
-Umsiedlungen (damit direkt zu Menschen­
rechtsverletzungen führen) - verweist auf die 
fehlende universelle Einforderung von Men­
schenrechten durch die Industrieländer. Hier 
erweist es sich als folgenschwerer Mangel, daß 
die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Menschenrechte (WSK-Rechte) besonders im 
westlichen Politikverständnis so lange eine un­
tergeordnete Rolle gespielt haben. Entspre­
chend unterentwickelt ist das Instrumentarium 
zur Durchsetzung dieser Rechte, zu denen die 
Rechte auf angemessene Nahrung, Wohnung, 
Arbeit, Gesundheit und Bildung gehören. Erst 
1987 hat der Wirtschafts- und Sozialrat der 
V N (ECOSOC) ein Komitee zur Überwachung 
dieser Rechte eingesetzt. Auch diesem Komi­
tee gegenüber sind die Staaten nur berichts­
pflichtig. Offizielle Beschwerdeverfahren, die 
für bürgerliche und politische Menschenrechte 
gelten - sei es als Staaten- oder Individualbe­
schwerden - , gibt es nicht. 

3.2. Der Ost-West-Konflikt dominierte 
lange Zeit die Menschenrechts­
diskussion 

Die skizzierte Diskrepanz in der Menschen-
rechtspolitik der westlichen Staaten - Ein­
forderung einiger bürgerlicher und politischer 
Rechte auf der einen und Nichtbeachtung 
wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Men­
schenrechte auf der anderen Seite - hat ihre 
Ursache in dem die Nachkriegsgeschichte 

dominierenden Ost-West-Konflikt. Im Westen 
war das leitende Menschenrechtskonzept sehr 
lange auf die bürgerlichen und politischen 
Rechte beschränkt. Sie galten als die eigentli­
chen Menschenrechte, die, als liberale Abwehr­
rechte formuliert, vor Übergriffen des Staates 
schützen sollten. Die wirtschaftlichen, sozia­
len und kulturellen Rechte wurden demgegen­
über als positive Rechte bezeichnet, als Politik­
zielvorstellungen, die von den jeweiligen Staa­
ten - mit wachsendem Wohlstand - umgesetzt 
werden könnten. Der Osten betonte demgegen­
über die Bedeutung der wirtschaftlichen Men­
schenrechte. Der Kern der Menschenrechts­
idee, die Achtung der Menschenwürde, erfor­
derte in östlicher Sichtweise vor allem eine 
Absicherung der Grundbedürfnisse. Bürgerli­
che und politische Rechte wurden als nur in 
zweiter Linie notwendig betrachtet. 

Dieser ideologische Gegensatz machte nicht 
nur für Jahrzehnte eine fruchtbare Diskussion 
in den Vereinten Nationen darüber, wie man 
die Durchsetzung beider Teile der Menschen­
rechte vorantreiben könnte, unmöglich, son­
dern bestimmte auch die außenpolitische Rhe­
torik in der Zeit des kalten Krieges. Unabhän­
gig von dieser Rhetorik spielten beide Blöcke 
ein doppelbödiges Spiel im Rahmen ihrer Men­
schenrechtspolitik. Menschenrechtsverletzun­
gen in Diktaturen übersah der Westen genauso 
wie er versuchte, sozialistische Befreiungsbe­
wegungen und Staaten zu destabilisieren. Der 
Osten hatte demgegenüber keinerlei Bedenken, 
im Rahmen von Zwangskollektivierungen tra­
ditionelle Rechte wie Landrechte und das Recht 
auf Wohnung zu zerstören bzw. Staaten zu för­
dern, die ebenso verfuhren (z.B. Äthiopien). 
Lange Zeit konnten Entwicklungsländer den 
Konflikt zwischen Ost und West durch Aus­
spielen der Lager für sich nutzen, gab es doch 
immer zwei Optionen, um finanzielle oder auch 
militärische Hilfe zu erhalten. 
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Die Instrumentalisierung von Menschenrech­
ten in der politischen Praxis hat NRO im Sü­
den und Teile der Dritte-Welt-Bewegung glei­
chermaßen skeptisch gegenüber Forderungen 
nach Menschenrechtskonditionalität werden 
lassen. Gerade afrikanische Menschenrechts­
aktivisten betonten in Wien, daß sie erst zuse­
hen mußten, wie westliche Regierungen über 
Jahrzehnte jene Diktatoren unterstützten, ge­
gen die sie sich jetzt im Rahmen der Demokra­
tiebewegung zur Wehr setzen müssen, obwohl 
der Menschenrechtssituation in ihren Ländern 
lange Zeit keine Beachtung geschenkt wurde. 
Mit dem Wegfall der geostrategischen Auftei­
lung der Welt (durch die Blockkonfrontation) 
sei nun der Zwang entfallen, sich auch für 
kleine Länder einzusetzen. Wenn zudem 
Menschenrechtskonditionalität vor allem ge­
gen kleine, politisch und ökonomisch wenig 
bedeutsame Länder eingesetzt wird, bei wich­
tigen Partnern dieses Druckmittel aber keine 
Anwendung findet, bleibt auch nach dem Ost-
West-Konflikt der Eindruck: Die Forderung 
nach Menschenrechten ist nur eine Forderung 
unter vielen. 

Zudem beklagten in Wien vor allem NRO aus 
Lateinamerika und Afrika, daß - statt offensi­
ver Demokratieförderung - heute die Men­
schenrechte sehr schnell mit anderen Leitideen 
verbunden würden. Besonders von westlichen 
Staaten und den UN-Organisationen werde so 
ein Entwicklungskonzept vorgelegt, das - mit­
tels politischer Konditionalität und Struktur­
anpassungsprogrammen - außenpolitische und 
ökonomische Interessen mit der Menschen­
rechtslage verbindet. 

3.3. „Good governance" und Men­
schenrechte 

Für die Vergabe bundesdeutscher Entwick­
lungshilfe sind Demokratisierung, rechts­
staatliche Organisationsprinzipien, die Höhe 

der Rüstungsausgaben, aber auch marktwirt­
schaftliche Orientierung gleichwertige Kriteri­
en. Offen bleibt die Frage, wie diese Kriterien 
im Verhältnis zueinander gewichtet werden sol­
len. Im Kriterienkatalog des Bundesministeri­
ums für wirtschaftliche Zusammenarbeit fehlt 
zudem die Berücksichtigung wirtschaftlicher, 
sozialer und kultureller Menschenrechte. An 
diesem Punkt setzt zusätzliche Kritik von Men­
schenrechtsaktivisten aus dem Süden an. Im­
mer wieder haben Entwicklungsprojekte und 
kreditfinanzierte Vorhaben zu Zwangsver­
treibungen und anderen Verletzungen dieser 
Rechte geführt.2 1 Auch die Hilfe selbst ist sel­
ten an den tatsächlichen Bedürfnissen von Ar­
men orientiert. Mit den gleichen Kriterien wird 
in den verschiedensten entwicklungspolitischen 
Arenen ein vergleichbares Konzept vorangetrie­
ben. Ins Zentrum der Debatte rückt dabei mehr 
und mehr ein Begriff, der inzwischen von ver­
schiedenen Organisationen, von UNCTAD bis 
hin zur Weltbank und europäischer Ent­
wicklungszusammenarbeit, verwendet wird: 
„good governance". Alle diese Konzepte um­
fassen die Achtung der Menschenrechte als 
Kriterium, doch gehen sie darüber hinaus. Sie 
beinhalten eine wirtschafts- und z.T. gesell­
schaftspolitische Programmatik: Mal eher so­
zial verstandene Marktwirtschaft wie beim 
UNDP, mal eher liberal deregulierte Markt­
wirtschaft beim IWF und der Weltbank. 

Dieses wirtschafts- und gesellschaftspolitische 
Programm ist es, das asiatische und arabische 
Regierungen in Wien so in Opposition zum 
Universalitätsanspruch der Menschenrechte 
gehen ließ. Dies gilt ebenso für Teile der Drit­
te-Welt-Bewegung. 

Es wäre besser, die Menschenrechtsforderung 
losgelöst von einem gesellschaftspolitischen 
Gesamtkonzept einzufordern. So notwendig es 
sein mag, über strukturelle Anpassung auch in 
ökonomischer und rechtsstaatlich-institutionel-
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ler Perspektive nachzudenken, sollten Kondi-
tionalitätskriterien ein breiteres Spektrum 
gesellschaftspolitischer Alternativen umfassen. 
Die nicht gewichtete Einbeziehung von 
Menschenrechten in einen Konditionalitätska-
talog schwächt zudem eher den Universalitäts­
anspruch von Menschenrechten. Glaubwürdig­
keit kann ein Konzept von Konditionalität nur 
dann gewinnen, wenn es offen für verschiede­
ne Modelle partizipativer Gesellschafts-
organisation und ökonomischer Regulierung ist. 
Statt eine „Monokultur" ökonomischer Instru­
menten zu entwickeln, kann es z.B. für die 
Erfüllung wirtschaftlicher und sozialer Rechte 
durchaus sinnvoll sein, staatliche Eingriffe in 
die Wirtschaft (z.B. Landreformprogramme, 
Außenhandelsschutz von Kleinbauern etc.) 
durchzuführen. 

4. Internationalisierung und Gegen­
macht 

Der Souveränitätsbegriff - als positiver Schutz­
begriff gegenüber Außeneinmischung - erodiert 
derzeit sehr schnell. Die große Unglaubwür-
digkeit und Ineffizienz mancher Entwicklungs­
länderregierung treibt die Legitimität externer 
Einmischung voran. Die Diskussionen um die 
Einmischung in Somalia, Bosnien und über 
UN-Blauhelmeinsätze sind zusätzliche Belege 
für diesen Erosionsprozeß. Eine weitere Di­
mension erhält diese Debatte, wenn man die 
Internationalisierung der Wirtschaftsbeziehun­
gen in den Blick nimmt. Dieser Trend läßt 
nationale Steuerungspotentiale - sei es im Hin­
blick auf Umwelt- und Sozialgesetzgebung, sei 
es im Hinblick auf wirtschaftspolitische Steue­
rung (vgl. die Standortdebatte) - schwinden 
und trägt zur faktischen Erosion nationaler 
Souveränität erheblich bei. In der entwick­
lungspolitischen Debatten sollte deshalb nicht 
mehr darüber gestritten werden, ob Ein­
mischung als solche gerechtfertigt ist oder 
nicht. Gerade die Demokratiebewegungen in 

Afrika fordern die „souveräne Abkapselung" 
heraus und wünschen sich offensive Einmi­
schung. Nationale Souveränität muß als Kon­
zept in Frage gestellt werden. Dies ist aller­
dings nur überzeugend möglich, wenn bei in­
ternationalen Entscheidungsfindungsprozessen 
in Zukunft Bürgerbeteiligung möglich ist, d.h. 
Mitsprache- und Mitgestaltungschancen exi­
stieren. Auf der einen Seite bedarf es eines 
Ensembles demokratisch-partizipativer Struk­
turen auf lokaler, nationaler Ebene. Anderer­
seits muß über Partizipation in einem weiteren 
Sinn als bisher gesprochen werden. Die Versu­
che von UNDP (wie im letzten Bericht über 
menschliche Entwicklung), Partizipation um­
fassender zu definieren und auf die ökonomi­
sche Sphäre zu übertragen (z.B. „menschen­
freundliche Märkte" zu schaffen, also Landlo­
sen Produktivkapital zukommen zu lassen, är­
meren Bevölkerungsschichten Zugang zu Kre­
diten zu geben etc.), weisen in die richtige 
Richtung. Ökonomische und politische Deregu-
lation alleine reicht als politisches Konzept 
nicht aus, insbesondere, wenn als weiterer Pro­
blemhorizont die ökologische Begrenzung von 
Entwicklungsaktivitäten zusätzlich in den Blick 
rückt: „sustainable development". Angesichts 
der Übernutzung der ökologischen Ressour­
cen muß eine globale Umverteilung (Nord nach 
Süd) nicht nur finanziell, sondern auch im 
Umfang der Umwelt(ver)nutzung erreicht wer­
den. 

Die faktische Internationalisierung von Öko­
nomie und Politik erfordert neue, nationalstaat­
liche Steuerung überwindende Regelungskom­
petenzen. Um diese politisch partizipativ ge­
stalten zu können, müssen auch soziale Bewe­
gungen verstärkt über eine internationale Zu­
sammenarbeit nachdenken. Im Ökologiebereich 
sind inzwischen einige große internationale 
NRO entstanden. Selten allerdings umfassen 
sie wirklich engagierte Personen aus Industrie-
und Entwicklungsländern. Noch schlechter 
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sieht die Situation im Bereich sozialer Fragen 
aus. Die eigentliche Internationalisierung so­
zialer Bewegungen muß erst noch geschehen. 

Menschenrechtsarbeit verlangt seit langem, 
gedanklichen Universalismus mit lokaler Ak­
tivität zu verbinden. In Bereich der Verteidi­
gung der Menschenrechte sind deshalb viel­
leicht auch die meisten internationalen NRO 
entstanden. Das Festhalten an nationalstaatli­
chen Souveränitätskonzepten - gerade gegen­
über vermeintlich negativen Weltmarkttenden­
zen - dürfte der größte Hinderungsgrund für 
eine (national organisierte) Dritte-Welt-Bewe­
gung sein, auf diese Herausforderung zu rea­
gieren. 

Michael Windfuhr, Executive Director des In­
ternationalen Sekretariats von „Food First In­
formation & Network" (FIAN), Heidelberg. 

Anmerkungen 

1 Der Begriff „Dritte Welt" ist inzwischen proble­
matisch geworden: Menzel spricht bereits vom 
Ende der „Dritten Welt", Kößler und Melber plä­
dieren für die Beibehaltung („Chancen internatio­
naler Zivilgesellschaft", Frankfurt/ M., 1993). 
Ohne diese Debatte aufgreifen zu wollen, soll hier 
vermerkt werden, daß im folgenden der Begriff 
„Dritte Welt" und „Entwicklungsländer", - in An­
erkenntnis einer notwendigen Differenzierung -
für alle Länder dieser Kategorie verwendet wird, 
da diese gesamte Ländergruppe im Blickfeld der 
Dritte-Welt-Bewegung lag und liegt. 
2 Menzel, U. (1992): „Das Ende der Dritten Welt 
und das Scheitern der großen Theorie", Frankfurt/ 
M . 
3 Gronemeyer, R./Leggewie, C. (1992): „Rituale 
europäischer Selbstkasteiung", in: Blätter für deut­
sche und internationale Politik, Jg. 37, H.l/92, S. 
78-85. 
4 Eine der wichtigsten Säulen der Dritte-Welt-Be­
wegung waren die Solidaritätsgruppen, die Be­

freiungsbewegungen in einzelnen Ländern unter­
stützten und Informationen über die betreffenden 
Länder weitervermittelten (z.B. zu Algerien, Chi­
le, Zimbabwe, Nicaragua etc.). 
5 Zitat aus: Thielen, H.: „Das Kreuz des Südens -
Tod im Hinterhof', in: Pater, S.: „Aktionshand­
buch Süd-Nord", Göttingen 1993, S. 25. 
6 Die Geschichte der El-Salvador-Solidaritätsbe-
wegung (neben den Geschichten anderer Länder-
solidaritäts-Arbeitszusammenhänge) ist z.B. be­
schrieben in: Balsen, W./Rössel, K. (1986): „Hoch 
die internationale Solidarität", S.455-500. 
7 Hilfreich ist es sicherlich, bei projektfinanzie­
renden Organisationen zwischen den aus der Soli­
daritätsarbeit stammenden kleinen, oft kleinsten 
Organisationen, und den größeren Entwick­
lungshilfeorganisationen mit institutioneller Ver­
ankerung zu differenzieren; dies soll auch im fol­
genden Text so beibehalten werden. Doch schon 
Sonderfälle wie „terre des hommes" machen deut­
lich, wie unscharf Kategorien wie 'Dritte-Welt-
Bewegung' oder 'Solidaritätsorganisationen' sind. 
8 Der Begriff „Nichtregierungsorganisation" um­
faßt eine Vielzahl unterschiedlicher Organisatio­
nen. Bei der Welternährungsorganisation sind z.B. 
unter dem NRO-Kürzel sowohl Interessengruppen 
registriert, die „privat interests" verfolgen, wie sol­
che, die „public interests" verteidigen. Im folgen­
den bezieht er sich ausschließlich auf „public in­
terest" - NRO. Nachfolgend wird jeweils angege­
ben, welche Organisationen aktuell gemeint sind. 
Der Begriff „Dritte-Welt-Bewegung" umschreibt 
hier lokale Initiativen, auch wenn im Detail eine 
Gegenüberstellung von institutionalisierten Ent-
wicklungshilfe-NRO und der Bewegung begriff­
lich problematisch bleibt, da beide Seiten histo­
risch eng miteinander verwoben sind. 
9 Die drei Länderstudien zu Kenia, Peru und Sri 
Lanka sind bei epd-Dokumentation, Nr. 34-36 er­
schienen: Weltwirtschaft, Ökologie und Entwick­
lung (WEED) (Hg.): „Die Entwicklungshilfe als 
Druckmittel zur Einhaltung von Menschenrech­
ten". 
1 0 Beide Begriffe von Menzel, U. (s. Anm. 2). 
11 Quelle: Gronemeyer, R./Leggewie, C. (s. Anm. 
3). 
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1 2 Erdmann, G. (1993): „Nur ein Alibi? Die Men­
schenrechtskonditionalität des BMZ", in: blätter 
des iz3w, Nr. 190, Juli 93, S.21. 
1 3 Im Völkerrecht wird der Begriff Völkerrechts­
subjekt inzwischen auch mit Einschränkungen -
wie der partiellen Völkerrechtssubjektivität (d.h. 
ohne Selbstregierung) - auch auf internationale 
Organisationen angewendet. Zudem gibt es 
Sonderregeln für den Heiligen Stuhl, den Malte­
ser Orden, das Internationale Komitee des Roten 
Kreuzes und für Staatenverbindungen. 
14 Zitiert nach Simma, B. (1991) (Hg.): „Charta 
der Vereinten Nationen. Kommentar", München. 
1 5 Vgl. die Ausführungen von Knieper, der diese 
Entwicklung spannend beschreibt: Knieper, R. 
(1991): „Nationale Souveränität. Versuch über 
Ende und Anfang einer Weltordnung", Frankfurt / 
M„ Teil I, S.27-47. 
1 6 Die meisten Menschenrechtstexte sind (wie das 
Zitat) zusammengefaßt in dem Band: Simma, B./ 
Fastenrath, U. (Hg.)(19923): „Menschenrechte -
Ihr internationaler Schutz", München. 
" Aus der „Erklärung über Völkerrechtsgrundsät­
ze betreffend die freundschaftlichen Beziehungen 
und die Zusammenarbeit zwischen den Staaten 
gemäß der Satzung", Resolution der Generalver­
sammlung der VN vom 24. Oktober 1970 (Nr. 
2625-XXV). 
1 8 Der Begriff „Selbstbestimmungsrechte der Völ­
ker" bezieht sich im Völkerrecht nicht auf die 
Staatsbegriffselemente Volk oder Nation. Völker­
rechtssubjekte sind die Staaten. 
1 9 Partsch, K.J. (1991): „Menschenrechte", in: 
Wolfrum, R. (Hg.): „Handbuch der Vereinten Na­
tionen", München 19912, S.544-551. 
2 0 Über soziale und ökologische Auswirkungen 
z.B. von Strukturanpassungsprogrammen gibt es 
inzwischen eine Fülle an Studien und Literatur. 
Gleiches gilt über Auswirkungen von Weltbank-
projekten. 
2 1 Erst kürzlich stellte die Weltbank in einem in­
ternen Bericht fest, daß allein von ihren derzeit 
1900 Projekten 146 zu Zwangsumsiedlungsmaß­

nahmen führen werden, von denen rund 2 Millio­
nen Menschen betroffen sind. 

Literatur 

„Erklärung über Völkerrechtsgrundsätze betreffend 
die freundschaftlichen Beziehungen und die 
Zusammenarbeit zwischen den Staaten gemäß der 
Satzung", Resolution der Generalversammlung der 
VN vom 24. Oktober 1970 (Nr. 2625-XXV). 
Balsen, W./Rössel, K. (1986): „Hoch die interna­
tionale Solidarität", S.455-500. 
Weltwirtschaft, Ökologie und Entwicklung 
(WEED) (Hg.): „Die Entwicklungshilfe als Druck­
mittel zur Einhaltung von Menschenrechten", epd-
Dokumentation, Nr. 34-36. 
Erdmann, G. (1993): „Nur ein Alibi? Die 
Menschenrechtskonditionalität des BMZ", in: blät­
ter des iz3w, Nr. 190, Juli 93, S.21. 
Gronemeyer, R./Leggewie, C. (1992): „Rituale 
europäischer Selbstkasteiung", in: Blätter für deut­
sche und internationale Politik, Jg. 37, H.l/92, S. 
78-85. 
Knieper, R. (1991): „Nationale Souveränität. Ver­
such über Ende und Anfang einer Weltordnung", 
Frankfurt/ M„ Teil I, S.27-47. 
Kößler, RJ Melber (1993): „Chancen internatio­
naler Zivilgesellschaft", Frankfurt/ M. 
Menzel, U. (1992): „Das Ende der Dritten Welt 
und das Scheitern der großen Theorie", Frankfurt/ 
M. 
Partsch, K.J. (1991): „Menschenrechte", in: Wolf­
rum, R. (Hg.): „Handbuch der Vereinten Natio­
nen", München 19912, S.544-551. 
Simma, B. (1991) (Hg.): „Charta der Vereinten 
Nationen. Kommentar", München. 
Simma, B./Fastenrath, U. (Hg) (19923): „Men­
schenrechte - Ihr internationaler Schutz", Mün­
chen. 
Thielen, H. (1993): „Das Kreuz des Südens - Tod 
im Hinterhof', in: Pater, S.: „Aktionshandbuch 
Süd-Nord", Göttingen 1993, S.25. 



90 FORSCHUNGSJOURNAL N S B 3/94 

Ingrid Spiller 

Die feministische Diskussion zur 
Bevölkerungspolitik 

Einen wichtigen, eigenständigen Bereich in der 
Dritte-Welt-Bewegung nehmen frauenspezifi­
sche Themen ein. So haben sich Frauen neben 
ihrer Arbeit zu geschlechterübergreifenden The­
men und Fragestellungen zusammengetan, um 
sich mit frauenrelevanten Themen auseinan­
derzusetzen. Auf dem jährlichen Bundeskon­
greß entwicklungspolitischer Aktionsgruppen 
(BUKO) gibt es z.B. ein nur Frauen vorbehal-
tenes Frauenplenum; innerhalb des BUKO hat 
sich ein Arbeitsschwerpunkt Frauen herausge­
bildet, und auch viele Solidaritätsgruppen ha­
ben eigene Frauenuntergruppen. Kennzeichen 
dieser Gruppen ist, daß sie sich als feministi­
sches oder auch nur frauenspezifisches Seg­
ment in gemischtgeschlechtlichen Zusammen­
hängen verorten. Während sich reine Frauen­
gruppen, die sich mit internationalistischen 
Themen befassen, im allgemeinen eher der 
Frauenbewegung zugehörig fühlen als der So­
lidaritätsbewegung, arbeiten die einzelnen Ak­
teurinnen durchaus in beiden Bewegungen mit. 

Innerhalb der Solidaritätsbewegung haben sich 
vor allem Frauen mit Bevölkerungspolitik be­
schäftigt. Mit der nun folgenden Darstellung 
der Diskussion zu diesem Thema wird ein Ar­
gumentationsverlauf aufgezeigt, der zwar auf­
grund seiner themengebundenen Konfliktlini­
en sehr speziell, aber m.E. dennoch exempla­
risch für die Solidaritätsbewegung ist. Zunächst 
wird die offizielle Legitimation für Bevölke­
rungspolitik erläutert, und dann die feministi­
sche Kritik daran angeschlossen. Die spezifi­

sche bundesrepublikanische Diskussion unter­
scheidet sich dabei nicht prinzipiell von der 
internationalen, sondem ist vielmehr Teil da­
von. Das weltweite Bevölkerungswachstum 
gehört zu den umstrittensten Themen in der 
entwicklungspolitischen Debatte. Seit dem 
Zweiten Weltkrieg argumentieren die Befür­
worter von Bevölkerangskontrollmaßnahmen 
mit globalen Interessen, hinter denen indivi­
duelle Bedürfnisse zurückzustehen hätten. Die 
Kritik aus Frauensicht weist diese Ansprüche, 
die weibliche Sexualität und die Zahl der ge­
borenen Kinder zu kontrollieren, zurück. Statt­
dessen erhält das Wohl des einzelnen Men­
schen einen sehr viel größeren Stellenwert.1 

Dem Versuch, gesellschaftlichen Zugriff auf 
die menschliche Reproduktion zu erlangen, 
steht der Anspmch entgegen, selbst zu ent­
scheiden, ob Kinder gewünscht werden oder 
nicht. Erst in neuerer Zeit findet eine stärkere 
Überschneidung beider Perspektiven statt. 

1. Die Befürworter von 
Bevölkerungskontrolle 

Grundlage jeglicher Argumentationen für Be-
völkemngskontrolle sind statistische Schätzun­
gen über die gegenwärtige und zukünftige An­
zahl der Menschen, die auf der Erde leben 
werden. In drei verschiedenen Prognosen (ei­
ner unteren, mittleren und oberen Annahme) 
werden die aktuellen Bevölkerungszahlen bis 
ins nächste Jahrtausend hochgerechnet und die-
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nen als Rechtfertigung und Grundlage für eine 
entsprechende Bevölkerungspolitik. Die Ver­
einten Nationen gehen meistens von der mitt­
leren Annahme aus, nach der im Jahr 2025 
etwa 8,5 Milliarden Menschen auf der Erde 
leben werden. Diese statistischen Annahmen 
bilden den wissenschaftlichen Hintergrund für 
eine Debatte, in der unterschiedliche Interes­
sen sich artikulieren und aufeinandertreffen. 
Die Argumente haben im Laufe der Jahre ge­
wechselt, die Schlußfolgerungen - nämlich die 
Notwendigkeit, das Bevölkerungswachstum 
einzudämmen - sind gleich geblieben. Das 
Schüren von Angst durch den Hinweis auf eine 
Überfremdung oder Bedrohung unserer Zivili­
sation durch die Massen des Südens ist dabei 
immer ein wesentlicher Strang der Diskussion 
gewesen. 

Die ersten internationalen Familienplanungs-
und Sterilisationskampagnen entstanden auf­
grund privatwirtschaftlicher Initiative, vor al­
lem der Rockefeiler- und Ford-Foundation. In 
den 60er Jahren wurden sie von der US-Regie­
rung und schließlich auch von internationalen 
Organisationen wie der U N fortgesetzt. Heute 
sind Bevölkerungskontrollprogramme Bestand­
teil nahezu jeglicher Entwicklungshilfe auf bi­
lateraler und multilateraler Ebene. Bis Anfang 
der 70er Jahre war vorherrschende Meinung, 
die „Dritte Welt" müsse eine nachholende Ent­
wicklung durchlaufen, um an Produktions- und 
Lebensstandard der Industrieländer anzuschlie­
ßen. Bevölkerungsreduzierung galt dabei zu­
nächst als Grundvoraussetzung, um diese „Mo­
dernisierung" zu erreichen. Auf der Weltbe­
völkerungskonferenz 1974 in Bukarest zeigte 
sich jedoch, daß eine solche Sicht der Verhält­
nisse keinen internationalen Konsens darstell­
te. Während die Vertreter der Industrieländer, 
auf deren Initiative die Konferenz zustandege­
kommen war, in den hohen Geburtenraten in 
der Dritten Welt die Wurzel allen Übels sahen, 
bestritten die meisten Entwicklungsländer die 

Existenz eines „Bevölkerungsproblems", defi­
niert als das Überschreiten bestimmter Wachs­
tumsraten ohne Berücksichtigung einer sozia­
len Dimension. Sie verwiesen darauf, daß vie­
le Kinder nicht unbedingt Armut verursachen, 
sondern im Gegenteil diese lindern können, da 
sie zum einen schon früh mitarbeiten und da­
mit zur Existenzsicherung beitragen und zum 
anderen bei fehlender staatlicher Altersversor­
gung sich im Alter um die Eltern kümmern 
können. Der schließlich verabschiedete Welt-
bevölkerungsaktionsplan war ein Kompromiß 
zwischen den streitenden Parteien, in dem ei­
nerseits die Ausweitung der Geburtenkontroll­
programme, andererseits aber auch umfassen­
de sozialpolitische Maßnahmen empfohlen 
wurden. Entwicklung wurde als Beitrag zur 
Senkung der Geburtenrate begriffen. „Entwick­
lung ist die beste Pille" hieß der Slogan, unter 
dem das daraus resultierende Politikprogramm 
bekannt wurde. 

Zehn Jahre später, auf der Weltbevölkerungs­
konferenz in Mexiko, waren die Stimmen ver­
stummt, die sich dagegen ausgesprochen hat­
ten, das Bevölkerungswachstum als Haupthin­
dernis für die Entwicklung zu begreifen. In 
90% aller in der UN versammelten Länder der 
Dritten Welt hatten sich inzwischen Institutio­
nen des Bevölkerungsfonds der Vereinten Na­
tionen UNFPA etabliert und Familienplanungs­
programme durchgeführt. Mit der Anerkennung 
der komplexen gesellschaftlichen Faktoren, die 
an der Entscheidung über die Verwirklichung 
von Kinderwünschen beteiligt sind und mit 
den Anstrengungen, die Motivation zur Fami­
lienplanung zu erhöhen, rückte die Situation 
der Frauen als bevölkerungspolitische Zielgrup­
pe zunehmend ins Blickfeld: Wenn - wie An­
fang der 70er Jahre formuliert - die Befriedi­
gung der Grundbedürfnisse zur Reduzierung 
der Geburtenrate und zur Verbesserung der Le­
benssituation führe, dann müsse besonders der 
Status der Frauen angehoben werden, zumal 
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inzwischen offensichtlich geworden war, daß 
vor allem Frauen von Armut betroffen waren. 
Unter dem Stichwort „Armutsbekämpfung" 
hatte die Beseitigung von Armut programma­
tischen Stellenwert bekommen. Die diesbezüg­
lich in Mexiko verabschiedeten Empfehlun­
gen benennen als Hauptpunkte die Integration 
von Frauen in alle Phasen des Entwicklungs­
prozesses einschließlich „der Planung, der Po­
litik und der Entscheidungsprozesse", „die freie 
Entscheidung der Frau, sich als Arbeitskraft 
zur Verfügung zu stellen", sowie das Recht auf 
Erziehung, Ausbildung und Beschäftigung im 
nicht-familiären Bereich bei gebührender Un­
terstützung ihrer Rolle als Mutter. Mit ihren 
Empfehlungen unterstützte die Weltbevölke­
rungskonferenz die im Rahmen der Frauende­
kade von etablierten Entwicklungsagenturen 
geforderte „Integration der Frau in die Ent­
wicklung". Frauen sollten dazu veranlaßt wer­
den, Geldeinkommen in der Marktwirtschaft 
zu erwerben, während gleichzeitig ihre Rolle 
im privaten bzw. im Subsistenzbereich gestärkt 
werden sollte. Der Weltbevölkerungsbericht 
von 1989 war unter der Uberschrift „Vorrang 
für Frauen. Der Schwerpunkt für die 90er Jah­
re" ganz der Situation von Frauen gewidmet. 
Es wird betont, daß Frauen im Zentrum des 
Entwicklungsprozesses stehen und die Verant­
wortung für die meisten volkswirtschaftlichen 
Bereiche außerhalb der Geldwirtschaft (für die 
Subsistenzwirtschaft, das Austragen und Groß­
ziehen der Kinder, die Hausarbeit) tragen. Sie 
spielen aber auch in der Geldwirtschaft eine 
wichtige Rolle, etwa im Handel, im „informel­
len Sektor" und bei der Lohnarbeit. Die Miß-
achtung ihrer persönlichen und politischen 
Rechte - etwa Zugang zu Landbesitz, Kredi­
ten und einträglichen Beschäftigungsmöglich­
keiten - hindert sie jedoch daran, ihr ganzes 
Potential an Möglichkeiten auszuschöpfen. 
Aufgrund ihrer wirtschaftlichen und sozialen 
Schlüsselrolle führt die Nichtbeachtung der 
Bedürfnisse der Frauen laut Weltbevölkerungs­

bericht zu „unkontrolliertem Bevölkerungs­
wachstum, hohen Säuglings- und Kindersterb­
lichkeitsraten, einer geschwächten Wirtschaft, 
einer uneffektiven Landwirtschaft, sich stän­
dig verschlechternden Umweltbedingungen, 
einer zutiefst gespaltenen Gesellschaft und ei­
ner schlechten Lebensqualität für alle." Die 
vorgeschlagene Lösung lautet deshalb „Inve­
stieren in Frauen" - darunter werden Famili­
enplanung und „soziale Investitionen" verstan­
den, d.h. Dienstleistungen wie Gesundheits­
fürsorge und Bildungseinrichtungen - , denn 
„langfristig gesehen, bringen Investitionen in 
Frauen einen eindeutigen, wenn auch nicht 
quantifizierbaren ökonomischen Nutzen." Über 
den Ansatz, daß die Reduzierung der Kinder­
zahl einer Erhöhung der Produktivität dienlich 
sei, werden die Komponenten Frauenförderung 
und Bevölkerungspolitik unmittelbar zusam­
mengeführt. Während Geburtenkontrolle einer­
seits zum integralen Bestandteil von Frauen­
förderplänen zur Effektivierung der Produk­
tivkraft Frau wird, nimmt andererseits die Frau­
enproblematik eine Schlüsselposition in bevöl­
kerungspolitischen Überlegungen ein. 

Parallel zu der Argumentation, daß Bevölke­
rungspolitik in der Form von Familienplanung 
letztlich dem Wohl der Frauen diene, wird seit 
Beginn der 90er Jahre ein direkter Zusammen­
hang zwischen der zunehmenden Umweltzer­
störung und dem Bevölkerungswachstum her­
gestellt. Im Weltbevölkerungsbericht von 1990 
heißt es z.B.: Die „wachsende Menschenmen­
ge geht an die Substanz der Erde selbst. Das 
schnelle Bevölkerungswachstum in den armen 
Ländern hat bereits begonnen, die Erde unwi­
derruflich zu verändern. Diese Veränderungen 
werden in den 90er Jahren ein kritisches Aus­
maß erreichen; zu ihnen gehören anhaltendes 
Wachstum der Städte, Zerstörung von Boden 
und Wasser, massive Waldrodungen und die 
weitergehende Konzentration von 'Treibhaus­
gasen'." Das Förderkonzept 'Bevölkerungspo-



FORSCHUNGSJOURNAL N S B 3/94 93 

litik und Familienplanung' des Bundesmini­
steriums für Wirtschaftliche Zusammenarbeit 
B M Z geht ein Jahr später noch einen Schritt 
weiter: „Die Versorgung der wachsenden Be­
völkerung mit Nahrungsmitteln, Wasser und 
Energie wird einerseits die Umweltprobleme 
in den Entwicklungsländern weiter verschär­
fen (z.B. Waldzerstörung, Desertifikation) und 
andererseits zur weltweiten Umweltgefährdung 
mit beitragen (z.B. Klimaveränderung durch 
Emission von Kohlendioxid). Schließlich kann 
besonders hoher Bevölkerungsdruck unkontrol­
lierte Wanderungsbewegungen in andere Län­
der und damit außenpolitische Konflikte aus­
lösen, die den Weltfrieden gefährden können." 
Diese argumentative Verknüpfung wird im 
Weltbevölkerungsbericht von 1993 weiter aus­
geführt, indem die Gefahren beschrieben wer­
den, die durch Migration aus „überbesiedel­
ten" Regionen ausgelöst werden können. 

Im September 1994 findet in Kairo eine weite­
re Weltbevölkerungskonferenz statt, diesmal 
unter dem Namen „Bevölkerung und Entwick­
lung". Zentrale Themen werden Migration und 
Flüchtlinge sein; aber auch andere Schwer­
punkte wie Bevölkerungs- und Wirtschaftsent­
wicklung, Umweltzerstörung, Frauenförderung, 
Familienplanung und die Auswirkungen von 
Aids stehen auf der Tagesordnung. Im Weltak­
tionsplan, der dort verabschiedet werden soll, 
kommen voraussichtlich erstmals auch indivi­
duelle Belange vor: Einerseits sollen auf „lo­
kaler Ebene effektivere Maßnahmen zur Be­
friedigung individueller Bedürfnisse und Wün­
sche eingesetzt werden", andererseits sollen -
mit internationaler Unterstützung - „die natio­
nalen Politikmaßnahmen und Programme ef­
fektiver werden, um das Bevölkerungswachs­
tum in ein Gleichgewicht mit den zur Verfü­
gung stehenden Ressourcen zu bringen".2 

Damit scheint eine wichtige Forderung der Kri­
tikerinnen von Bevölkerungspolitik aufgenom­

men worden zu sein. Schon bildet sich in ihren 
Reihen eine Position heraus, die Bevölkerungs­
politik generell für reformierbar hält und des­
halb eine „feministische Bevölkerungspolitik" 
fordert. 

2. Die Gegnerinnen von 
Bevölkerungskontrolle 

Seit Programme zur Bevölkerungskontrolle 
durchgeführt werden, werden diese von Frau­
en kritisiert. Insbesondere diejenigen, die un­
mittelbar davon betroffen sind, haben ihre kon­
kreten negativen Erfahrungen thematisiert. 
Grundlegende und zusammenhängende Kritik 
an der Bevölkerungspolitik wurde aber erst in 
den 70er Jahren entwickelt. Die 70er Jahre 
sind u.a. das Jahrzehnt, in denen in der ent­
wicklungspolitischen Auseinandersetzung die 
Bedeutung der Frauen für die gesellschaftli­
che Entwicklung „entdeckt" wurde. Nachdem 
Esther Boeserup ihre Studien über die ökono­
mische Rolle der Frauen in Afrika, Asien und 
Lateinamerika1 veröffentlicht hatte, setzte ein 
Umdenkprozeß ein, in dessen Verlauf die viel­
fältigen Tätigkeiten der Frauen und ihre tra­
gende Rolle bei der Nahrangsmittelprodukti-
on und für die familiäre Reproduktion sichtbar 
wurde. Der „koloniale Blick" auf die Gesell­
schaften Afrikas, Asiens und Lateinamerikas 
hatte die Frauenarbeit schlichtweg zum blin­
den Flecken werden lassen. Unreflektiert wur­
de davon ausgegangen, daß die geschlechtli­
che Arbeitsteilung ebenso aussähe wie in den 
Industrieländern. In der Folgezeit wurden vie­
le empirische Studien veröffentlicht, die die 
Unterschiedlichkeit belegten. Dabei wurde der 
Blick geschärft für die vielen strukturellen und 
faktischen Benachteiligungen, denen Frauen in 
Entwicklungsländern ausgesetzt sind. Die 1. 
Weltfrauenkonferenz 1975 und die gleichzei­
tig ausgerufene UN-Frauendekade trugen zu 
einer größeren Verbreiterung des Bewußtseins 
über die Bedürfnisse von Frauen bei. Die Ka-
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nadierin Bonnie Mass gehört mit ihrem An­
fang der 70er Jahre veröffentlichten Buch 
„Population Target" zu den Wegbereiterinnen 
einer feministischen Kritik an Bevölkerungs­
politik.4 

Mass zeigte auf, daß der „Feldzug" gegen die 
Reproduktivkräfte der Armen in der Dritten 
Welt von mächtigen Kapitalinteressen der USA, 
vor allem der Banken, beeinflußt ist und von 
langer Hand sowie mit Unterstützung der Wis­
senschaft vorbereitet wurde. Darüber hinaus 
vertrat sie die These, daß die Bevölkerungs­
strategen einerseits den in vielen Ländern der 
Dritten Welt bestehenden Patriarchalismus und 
Sexismus noch bestärken, sich andererseits aber 
gewisse Forderungen der westlichen Frauen­
bewegung zueigen machten. Bonnie Mass 
schreibt: „Wir haben gesehen, wie die brutal­
sten Sexisten und Feinde des Frauenkampfes 
die Forderung nach freier Abtreibung durch 
die IPPF (International Planned Parenthood 
Federation) oder den Pathfinder Fund oder die 
Rockefeiler Foundation erhoben haben. Ko­
stensparende Geburtenkontrollprogramme wer­
den schon durch amerikanische Agenturen für 
Millionen Dollar praktiziert. Die Direktoren 
und Auf sichtsräte dieser Agenturen sind direkt 
mit der amerikanischen Außenpolitik in Afri­
ka, Vietnam und Lateinamerika verbunden." 

Andere Kritikerinnen bevölkerungspolitischer 
Programme gingen in der Folge stärker von 
den konkreten Auswirkungen auf die betroffe­
nen Frauen aus. Sie stellten vor allem einen 
Zusammenhang her zwischen dem niedrigen 
sozialen Status von Frauen und der Art und 
Weise, wie sie in den Programmen behandelt 
werden. Maria Mies beschreibt z.B. die Mas­
sensterilisationen in Indien: „Genausowenig 
wie der Kreuzzug gegen die Reproduktivkräf­
te klassenneutral ist, ist er geschlechtsneutral. 
Denn die Schwächsten unter den Armen sind 
deren Frauen. 1975 wurden nach offiziellen 

Statistiken mehr Frauen sterilisiert als Män­
ner, obwohl bei ihnen der Eingriff leichter ist."5 

Kritik wurde und wird auch an den Verhü­
tungsmitteln und -methoden geäußert, die ei­
nen Angriff auf die körperliche Unversehrtheit 
der Frauen darstellen. Seit Ende der 70er Jahre 
werden verstärkt hormonelle Langzeitkontra-
zeptiva entwickelt und angewendet, wie z.B. 
die Zwei- und Drei-Monatsspritzen, das Im­
plantat Norplant und als neuestes Forschungs­
ziel ein Anti-Schwangerschafts-Impfstoff. In 
empirischen Untersuchungen weisen die Kri­
tikerinnen die negativen Auswirkungen nach, 
die solche Kontrazeptiva auslösen können, und 
zeigen auf, daß solche „Nebenwirkungen" 
durchaus im Kalkül der Bevölkerungsstrate­
gen enthalten sind. Sie kritisieren auch, daß 
durch diese Mittel den Anwenderinnen zuneh­
mend die Möglichkeit genommen wird, ihre 
Fruchtbarkeit selbst zu kontrollieren. Diese 
können die Wirkung der Kontrazeptiva nicht 
selbst beenden, wenn sie es wollen; entweder 
brauchen sie dazu ausgebildete Leute, die das 
Pessar, die Spirale oder die Kapsel wieder ent­
fernen, oder sie müssen Monate bis Jahre war­
ten, bis die Wirkung nachläßt. Das Primat der 
Freiwilligkeit bei der Einnahme von Verhü­
tungsmitteln ist aber eine der wichtigsten For­
derungen von Frauenseite. 

Solange die Notwendigkeit von Bevölkerungs­
politik von deren Befürwortern insbesondere 
mit dem Status und der Rolle von Frauen be­
gründet wurde, wie dies in den 70er und 80er 
Jahren der Fall war, und die Kritikerinnen ih­
ren Schwerpunkt auf die negativen Auswir­
kungen für die Betroffenen legten, galt dieses 
Thema zumindest in der bundesrepublikani­
schen Solidaritätsbewegung weitgehend als 
„Frauenthema". Männer wurden davon fern-
gehalten oder hielten sich fern. Mit Beginn der 
90er Jahre zeichnet sich hier eine Änderung 
ab. In zunehmendem Maße nehmen auch Män­
ner an den Diskussionen zu diesem Thema 
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teil.6 Das hängt u.a. damit zusammen, daß 
durch den Paradigmenwechsel in der Bevölke­
rungspolitik hin zu ökologischen und sicher­
heitspolitischen Begründungen die Kritikerin­
nen zunehmend auch auf die geschlechterüber­
greifenden, globalpolitischen Implikationen 
dieses Themas verweisen. Sie kritisieren z.B., 
daß in dieser Diskussion um Ökologie und 
Sicherheit Unterschiede im Produktionsverhal­
ten und Lebensstil sowie soziale Kategorien 
negiert werden. Während aus ihrer Sicht im 
herrschenden Diskurs die Verantwortung für 
die ökologische Krise den Menschen allge­
mein zugesprochen wird, ungeachtet ihres un­
terschiedlichen Beitrags zur Umweltzerstörung, 
werden mit der Forderung nach Bevölkerungs­
kontrolle für die Länder der Dritten Welt die 
Konsequenzen vor allem den sozial und öko­
nomisch Schwächsten zugeschoben. Die Indu­
strieländer, die gleichzeitig im eigenen Land 
eine Politik der Geburtenförderung betrieben, 
seien allerhöchstens zu einem Nachdenken über 
einen ökologischen Umbau bereit. Von der 
Wachstumsideologie und der ihr verhafteten 
Wirtschafts- und Konsumpolitik ließen sie nicht 
ab. 

In einer Erklärung, die auf einem Seminar des 
BUKO verabschiedet wurde, heißt es: „Wir 
fordern daher die Umkehr der Debatte. Die 
Ursachen der globalen Probleme müssen an­
gegangen werden. Nationale und internationa­
le Politik muß endlich die Ursachen von Ar­
mut, Hunger und weltweiter Umweltzerstörung 
benennen und konstruktive Wege beschreiten, 
die sie verursachenden Strukturen zu verän­
dern. Technokratisches Herumwerkeln an Sym­
ptomen wie z.B. dem Bevölkerungswachstum 
ist nur ein Ablenken von notwendigen grund­
legenden Veränderungen. (...) Maßnahmen zur 
Bevölkerungskontrolle sind eindeutig der fal­
sche Weg und gehen in erster Linie zu Lasten 
der Frauen. Die monokausale Debatte, die im 
„Bevölkerungsdruck" den zentralen Ansatz­

punkt sieht, wird keine Lösungen für Umwelt­
oder andere Probleme finden."7 

3. Nord-Süd Differenzen 

Die Debatte der Kritikerinnen von Bevölke­
rungspolitik wird aber nicht nur durch den herr­
schenden Diskurs beeinflußt. Zunehmend stel­
len sich auch Differenzen in den eigenen Rei­
hen zwischen den Frauen aus dem Süden und 
aus dem Norden ein. So gibt es z.B. eine Dis­
kussion über den von westlichen Feministin­
nen geprägten Begriff der „reproduktiven Rech­
te". Feministinnen aus dem Süden kritisieren, 
daß dahinter ein bürgerliches Konzept von 
Recht steht, das individuelle Freiheit voraus­
setzt. Farida Akhter aus Bangladesh schreibt 
z.B.: „Bei der Forderung nach reproduktiven 
Rechten geht es um das individuelle Recht 
einer Frau über ihren eigenen Körper, wäh­
rend die ganze Frage der politischen Emanzi­
pation ausgeschlossen wird.(...) In neo-kolo­
nialen Gesellschaften wie Bangladesh, in der 
der Kampf um die Emanzipation der Frau ver­
bunden und verflochten ist mit dem Kampf 
gegen die Vorherrschaft der Weltmächte und 
Weltmärkte, gegen Rassismus, Militarismus 
und sich verschlechternde Folgen des kapitali­
stischen Patriarchats, ist die Einengung der For­
derung politisch fragwürdig und bedenklich. 
(...) Das reproduktive Recht beinhaltet keine 
Forderung zur Umstrukturierung des Umfel­
des der Reproduktion. Um diese Problematik 
anzugehen, braucht es eine neue Sichtweise in 
der Beziehung zwischen Mann und Frau. Eine 
neue Art der Gesellschaft, die das bestehende 
kapitalistische Patriarchat auseinandernimmt 
oder umwandelt, muß aufgebaut werden. Aber 
mit ihrem Ruf nach reproduktiven Rechten ver­
langen die weißen Mittelschichtsfrauen der ka­
pitalistischen Länder genau das eben nicht. Die 
Forderung negiert die Rolle der Frau in der 
Reproduktion der Menschheit; sie beabsich­
tigt, die Frauen von der Reproduktion zu be-
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freien. Es geht dabei nicht um das Recht, Kin­
der zu haben oder keine zu haben. Die Forde­
rung umfasst bloß, keine Kinder haben zu dür­
fen."8 

In eine ähnliche Richtung geht die Kritik der 
in Deutschland lebenden Inderin Shalini Ran­
deria, wenn sie Befürworterinnen wie Gegne­
rinnen von Bevölkerungskontrolle eine utilita­
ristische Doppelmoral nachweist. Sie macht 
darauf aufmerksam, daß im entwicklungspoli­
tischen Diskurs von der Annahme ausgegan­
gen wird, Menschen würden in bezug auf Kin­
der Kosten und Nutzen gegenüberstellend ab­
wägen. Viele Kinder zu haben sei demnach 
irrational, und Kinderreichtum würde als die 
Ursache für Armut und Unterentwicklung an­
gesehen. Auch die Gegenargumentation basiert 
nach Shalini Randeria auf dem gleichen Prin­
zip, indem diese Kausalität umgekehrt und po­
stuliert wird, daß es gerade für die Armen ra­
tional sei, viele Kinder zu haben, da sie zum 
Familieneinkommen und zur Altersversorgung 
beitragen. „Beiden Vorstellungen ist die utili­
taristische Denkweise gemeinsam, wonach die 
einzige Art rational zu sein darin besteht, Ko­
sten und Nutzen oder auch „reale" Vorteile zu 
kalkulieren. Aber genau wie im Norden sind 
Kinder auch im Süden nicht nur Arbeitskraft 
oder Altersfürsorge und somit Ersatz für feh­
lenden Sozialstaat. Sie darauf zu reduzieren 
bedeutet, emotionale Gründe fürs Kinderkrie­
gen nur den Frauen in den Industrieländern als 
Privileg zuzugestehen, während den Frauen des 
Südens solche Motive abgesprochen werden. 
(...) Dabei wird der Wunsch der Frauen im 
Süden nach Verhütungsmitteln umstandslos 
gleichgesetzt mit einem Bedürfnis nach Klein­
familien."9 

Während diese Differenzen von beiden Seiten 
möglicherweise als hilfreich und der weiteren 
Vertiefung des Themas dienlich empfunden 
werden, zeichnet sich an anderer Stelle ein 

sehr viel grundlegenderer Konflikt ab. Hierbei 
geht es um die Frage, ob es eine „feministi­
sche Bevölkerungspolitik" geben kann. Schon 
auf dem Global Forum im Rahmen der UN-
Konferenz für Umwelt und Entwicklung 
UNCED 1992 in Rio konnte nur mühsam eine 
gemeinsame Frauenposition zu Bevölkerung, 
Umwelt und Entwicklung verabschiedet wer­
den. Mehrere der dort anwesenden Frauen er­
arbeiteten kurze Zeit später zusammen mit der 
International Women's Health Coalition eine 
Erklärung „Women's Voices - Women's De-
claration on Population Policies" mit dem Ziel, 
sich positiv in den Vorbereitungsprozeß für die 
Weltbevölkerungskonferenz in Kairo einzu­
schalten. Die Erklärung wurde sehr schnell von 
über 100 Organisationen und sehr vielen Ein­
zelpersönlichkeiten auf sämtlichen Kontinen­
ten unterzeichnet.10 Ausgehend von einem 
Selbstbestimmungsrecht von Frauen über ih­
ren Körper und ihre Reproduktionsfähigkeit 
fordert die Erklärung eine grundsätzliche Re­
form des Konzepts, der Strukturen und der 
Durchführung von Bevölkerungspolitik mit 
dem Ziel des „empowerments" von Frauen. 
Dabei werden ethische Prinzipien formuliert, 
Mindestanforderungen an Programme und not­
wendige Bedingungen bezüglich Personalstruk­
tur und Finanzierung, wobei mindestens 20% 
der vorhandenen Gelder Frauenorganisationen 
zur Verfügung gestellt werden sollen, um Ge­
sundheitsprogramme durchzuführen. Diese Er­
klärung führte zu herber Kritik von Frauensei­
te. Die Schweizer Gruppe Antigena verfaßte 
z.B. ein Papier, das auch von mehreren bun­
desrepublikanischen Gruppen unterzeichnet 
wurde. Hauptvorwurf an Women's Voices ist 
das Fehlen einer grundsätzlichen Kritik an Be­
völkerungspolitik, da diese per se „sexistisch, 
rassistisch und imperialistisch" sei. Darüber 
hinaus wird die Integration von Bevölkerungs­
politik in Entwicklungspolitik bemängelt, das 
„Postulieren von fundamentalen ethischen Prin­
zipien, ohne diese in einen realen politischen 
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Zusammenhang zu stellen", und der „Versuch 
der Akzeptanzschaffung für bevölkerungspoli­
tische Programme mit der Forderung nach dem 
Einbezug von Basisfrauenorganisationen in 
deren Planung und Durchführung". 

Die Einschätzungen darüber, ob eine Annähe­
rung der beiden Positionen möglich ist, gehen 
auseinander. Christa Wichterich sieht z.B. trotz 
"der aktuellen Kontroverse und dem immer noch 
großen begrifflichen Klärungsbedarf einen sich 
abzeichnenden Minimalkonsens in der inter­
nationalen Frauendebatte und einen Willen zur 
Verständigung. Als Elemente, auf deren Grund­
lage eine konstruktive Auseinandersetzung wei­
tergeführt werden kann, sieht sie: 

- die Ablehnung monokausaler Verknüpfun­
gen von Bevölkerungswachstum als Ursa­
che für Armut, Hunger, Umweltzerstörung 
und Migrationsbewegungen; 

- die Ablehnung demographischer Zielvorga­
ben zur Senkung der globalen Fruchtbar­
keitsrate; 

- keine Abstriche vom Prinzip der Freiwillig­
keit; 

- Ausweitung der Kontroll- und Handlungs­
möglichkeiten von Frauen durch einen Zu­
wachs von Verhandlungsmacht und Verfü­
gungsrechten in allen Bereichen des Lebens; 

- Verzicht auf die Entwicklung und den Ein­
satz von Verhütungsmitteln, die nicht mehr 
der Kontrolle der Frauen unterliegen und 
mit einem hohen Gesundheitsrisiko einher­
gehen.11 

Die Frauen, die Bevölkerungspolitik prinzipi­
ell nicht für reformierbar halten, befürchten 
statt einer Annäherung vielmehr eine weitere 
Spaltung auf Seiten der Kritikerinnen. Sie ver­

muten, daß mit dem Aufgreifen individueller 
Belange, wie sich dies u.a. für die UN-Konfe­
renz in Kairo abzeichnet, die internationale Be­
völkerungslobby durchaus bewußt ein Dialog­
angebot macht, das radikalere und weniger ra­
dikale Frauen auf allen Kontinenten spalten 
soll. In dem Maße, in dem die einen dann 
integriert werden, werden die anderen weiter 
ausgegrenzt. 

Auch bei anderen Themen der Solidaritätsbe­
wegung gab es in der Vergangenheit heftige 
Kontroversen, etwa wenn es um die Frage des 
bewaffneten Kampfes in El Salvador oder die 
Politik von IWF und Weltbank ging. Trotz al­
ler inhaltlichen Differenzen kam es nie zu ei­
ner völligen Entsohdarisierung, ggfs. prakti­
zierte man bzw. frau ein relativ unverbundenes 
Nebeneinander. Gegenwärtig gibt es keinen 
Grund anzunehmen, daß dies bei der Debatte 
um Bevölkerungspolitik anders sein wird. Diese 
Annahme resultiert u.a. aus der These, daß die 
herrschende Politik den wesentlichen Bezugs­
rahmen der Argumentationen der Solidaritäts­
bewegung darstellt. Diese wird einer kritischen 
Betrachtung und daraus abgeleiteten Abgren­
zung unterworfen, die entscheidend für die ei­
gene Identitätsfmdung ist. Dieses Grundver­
ständnis teilt man mit anderen Opponenten, so 
daß die Übereinstimmung untereinander letzt­
lich immer noch größer ist, als die mit der 
herrschenden Politik. 

Auch bei der dargestellten Diskussion um Be­
völkerungspolitik handelt es sich - so die The­
se - die noch im Detail zu beweisen wäre, um 
eine Art Reiz-Reaktionsschema. Während der 
„Mainstream" Bevölkerungspolitik unter herr­
schaftstechnokratischen Gesichtspunkten befür­
wortet und weiterentwickelt, antworten die Kri­
tikerinnen mit wohlmeinenden Gegenargumen­
ten, die die Perspektive „von unten" einneh­
men sollen. Gemeinsam ist beiden Seiten, daß 
sie von der Annahme ausgehen, Weltverhält-
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nisse herstellen zu können. Die Diskussionen 
etwa um reproduktive Rechte oder Utilitaris-
mus machen jedoch auf Unterschiedlichkeiten 
aufmerksam. Dies wird zumindest in der femi­
nistischen Diskussion inzwischen teilweise er­
kannt. So entsteht einerseits eine größere Sen­
sibilisierung und Zurückhaltung gegenüber den 
Aussagen, die frau in sogenannter Stellvertre­
terinfunktion über andere macht. Andererseits 
gibt es Versuche, sich nicht nur reaktiv auf die 
Diskussion um Bevölkerungspolitik zu bezie­
hen, sondem aktiv zu erforschen und zu for­
mulieren, wie eine Politik im Interesse von 
und für Frauen aussehen könnte. 

Ingrid Spiller, Mitarbeiterin der „Aktionsge­
meinschaft Solidarische Welt" in Berlin. 

Anmerkungen 

'Natürlich wird Bevölkerungspolitik nicht nur von 
Frauen kritisiert. Aus ganz anderen Gründen steht 
z.B. die katholische Kirche in scharfem Widerspruch 
zu der internationalen Bevölkerungslobby, da sie 
jede Form der Empfängnisverhütung ablehnt. 
2Nafis Sadik, Generalsekretärin des Bevölkerungs­
fonds der Vereinten Nationen UNFPA, in: The 
Network 2/3 1994. 
'Esther Boeserup: Die ökonomische Rolle der Frau 
in Afrika, Asien und Lateinamerika, Stuttgart 1982. 
Die englische Erstausgabe erschien 1970. 
4Bonnie Mass: The Population Target. The Politi­
cal Economy of Population Control in Latin Ame­
rica, Montreal 1975 
'Maria Mies: Kampf gegen die Armen, in: epd-
Entwicklungspolitik Nr. 1/2/78, S.24. 
6So z.B. auf dem Gegenkongreß zum IWF-Gipfel 
1993 in München oder in den Publikationen der 
Solidaritätsbewegung. 
7Die Erklärung wurde unter dem Titel „Umwelt 
versus Bevölkerung?" von den Teilnehmerinnen 
des BUKO-Seminars „Mit allen Mitteln? Entwick­
lungspolitik und Forschung gegen das Bevölke­
rungswachstum in der Dritten Welt" vom 25.-
27.10.1991 verabschiedet. 
8Farida Akhter: Reproduktive Rechte und Bevöl­

kerungspolitik, in: Brot für Alle, Erklärung von 
Bern, Fastenopfer (Hg.): Wenig Kinder - viel Kon­
sum? Basel 1994,S.35f. 
'Shalini Randeria: Kinder als Entwicklungsdefi­
zit? Utilitaristische Doppelmoral, in: Weltwirt­
schaft & Entwicklung Sonderdienst 7/92, S.3. 
10Zu den Initiatorinnen der Women's Voices ge­
hören z.B. Peggy Antrobus/DAWN, Sonia Cor-
rea/SOS Corpo, Brasilien, Malini Karkai/Wissen­
schaftlerin aus Indien sowie Frieda Meissner-Blau 
von den Europa-Grünen 
"Christa Wichterich: Feministische Bevölkerungs­
politik? Zur Debatte in der internationalen Frau­
enbewegung vor der UN-Bevölkerungskonferenz, 
in: epd Entwicklungspolitik Nr. 22/93. 
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Michael Bommes/Albert Scherr 

Migration und 
Dritte-Welt-Bewegung 

Nachfolgend wird die Dritte-Welt-Bewegung 
(DWB) als eine Bewegung verstanden, die als 
Thema das Verhältnis Erste/ Dritte Welt hat 
und ihren Protest gegen die Erste Welt mittels 
der Forderung nach „weltweiter Gleichheit und 
Gerechtigkeit" vorträgt1. Ein Spezifikum die­
ser Bewegung besteht darin, daß sich aus der 
Konstruktion ihrer Thematik nicht zwanglos 
die Aufforderung ergibt, an der Bewegung des­
halb teilzunehmen, weil man selbst Betroffe­
ner ist. Betroffenheit muß vielmehr erst er­
zeugt werden. Nicht nur ist die Dritte Welt 
nicht unmittelbar zugegen, sondern einzig als 
mediales Produkt präsent. Darüber hinaus be­
deutet Nichtteilnahme am Protest Seitenwech­
sel: Als Bewohner der Ersten Welt und damit 
Nutznießer der Ausbeutung der Dritten Welt 
ist man immer auch zugleich Adressat für den 
Protest der Bewegung. Latent gilt diese Nutz­
nießung für die Bewegungsteilnehmer selbst. 
Diese Gefahr des tu quoque-Vorwurfs, selbst­
kritisch von Bewegungsteilnehmern oft genug 
gegen sich selbst gerichtet,2 bildet den Hinter­
grund einer Präferenz für demonstrativ beschei­
denen, nicht konsumistischen Lebensstil.3 Aber 
die kommunikativ stilistischen Lösungen für 
dieses Problem sollen uns hier nicht weiter 
interessieren, sondern wir wollen auf das Be­
troffenheitsproblem näher eingehen. 

1. Das Problem der Betroffenheits­
erzeugung 

Im Unterschied zu anderen, alten und neuen 
sozialen Bewegungen wie der Arbeiterbewe­
gung, den Bürgerrechtsbewegungen, der Frau­
enbewegung, der Ökologie- und Friedensbewe­
gung kann sich die DWB nicht als ein kollek­
tiver Protest der von sozialen Konflikten und 
Problemen direkt betroffenen Bürger, als ein 
Protest der Opfer darstellen. Es gehört zu ih­
ren Grundannahmen, daß die Bewohner der 
westlichen Industriestaaten von der Ausbeutung 
der sogenannten Dritten Welt profitieren. Mo­
bilisierung von Protest gegen Verhältnisse, von 
denen unterstellt wird, daß diejenigen, die pro­
testieren sollen, profitieren, kann nicht an ma­
terielle Interessen und egoistische Nutzenkal­
küle appellieren, sondern ist auf Moralisierung 
angewiesen. Eine grundlegende Mobilisie­
rungsstrategie der DWB besteht deshalb darin 
aufzuweisen, daß und wie von politischen und 
ökonomischen Akteuren und Strukturen allge­
mein geteilte moralisch ethische Prinzipien von 
Gerechtigkeit und Gleichheit außer Kraft ge­
setzt werden. Die universalistische Formel 
„Gleichheit und Gerechtigkeit weltweit" ist für 
die Bewegung konstitutiv. Die vorgetragene 
Kritik beschränkt sich jedoch nicht auf ent­
sprechend moralisch begründete Anklagen des 
Handelns politischer und ökonomischer Eliten 
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sowie der Weltmarkt- und Weltpolitikstruk­
turen. Zudem soll der Aufweis der Verstrik-
kungen der Bürger der Ersten Welt (als Konsu­
menten, Arbeitskräfte und Staatsbürger) in die 
herrschende Welt(un)ordnung „Betroffenheit" 
anstelle von vermuteter Distanz zum Problem 
treten lassen.4 „Betroffenheit" aber meint hier 
die Einsicht, daß man selbst schuldhaft zur 
Erzeugung und Stabilisierung des weltweiten 
Unrechts und der Ungleichheit beiträgt. So er­
zeugte Betroffenheit ist aber schwer auf Dauer 
zu stellen, denn sie kann nicht „erlebt", son­
dern muß „eingesehen" werden. Gegenüber den 
Mitteln des Erzeugens solcher „Einsicht", z.B. 
dem massenmedialen Vorzeigen von Kriegs­
opfern und verhungernden Kindern, treten da­
bei Gewöhnungseffekte ein und es bedarf im­
mer neuer Mobilisierungskampagnen, um in­
dividuelle und kollektive Akteure in Bewegung 
zu setzen. Auch vor diesem Hintergrund wer­
den Themen und Bezugspunkte ausgetauscht. 

Themenwechsel in der DWB haben verschie­
dene Hintergründe, die hier nicht zu behan­
deln sind. In bezug auf die skizzierte „Betrof­
fenheitsproblematik" soll nachfolgend die The­
matisierung von Migration im Kontext der 
DWB diskutiert werden. Migration in Form 
von politischen Fluchtbewegungen ist für die 
DWB kein neues Thema. Seit Ende der 70er 
Jahre sind der Bewegung nahestehende Orga­
nisationen wie terre des hommes und später 
Pro Asyl etwa stets für das Asylrecht und ge­
gen bekundete Absichten der Änderungen des 
Grundgesetzes eingetreten, u.a. mit Verweis 
darauf, daß politische Flüchtlinge aus der Drit­
ten Welt Opfer der durch die Ungleichheit zwi­
schen Erster und Dritter Welt mit verursachten 
politischen Unterdrückung seien. Initiativen vor 
Ort begründen ihr Eintreten für Flüchtlinge mit 
dem Verweis auf ungleiche und ungerechte 
Weltverhältnisse. Aber erst in dem Maße, wie 
Migration zum gesellschaftlich umstrittenen 
Feld wird, öffentliche Aufmerksamkeit auf sich 

zieht und nicht Feld der Experten bleibt, neh­
men die Intensität der Thematisierung, die Hef­
tigkeit der Debatten und damit die Anschluß­
fähigkeit des Themas zu. 

In die noch wachsende Zahl von Publikatio­
nen zu den Feldern Migration, „Fremdenfeind­
lichkeit", „Nationalismus" und „Rassismus" 
reihen sich Organe der DWB wie „Blätter des 
iz3w" oder die Spenderzeitschrift von terre des 
hommes mit zahlreichen Artikeln und Themen­
heften, aber auch spezielle eigene Buchpubli­
kationen ein (z.B. A G 501 1993, Massarrat 
u.a. 1993, Gorzini/Müller 1993). Es ist hier 
nicht möglich, im Detail einzugehen auf die 
Vielfalt der Beiträge und die jeweils unter­
schiedlich eingenommenen Positionen zu M i ­
gration, Einwanderungspolitik, den politi­
schen Diskussionen um das Asylrecht sowie 
zur Erklärung von „Nationalismus", „Fremden­
feindlichkeit" und „Rassismus". Aufschlußreich 
für unseren Zusammenhang ist nicht diese Viel­
falt, sondern sind einige in den meisten Texten 
gemachte Grundannahmen: Migration - und 
hierbei insbesondere Fluchtmigration - wird 
als Folge von ökonomischen Deprivationen 
und/oder politischer Unterdrückung und/oder 
ökologischer Katastrophen aufgefaßt, die ins­
besondere der Abhängigkeit der Dritten Welt 
von der Ersten Welt und den entsprechend un­
terstellten Ausbeutungsverhältnissen geschuldet 
sind: „'Wir sind arm, weil ihr reich seid', so 
lautet die Botschaft der Flüchtlinge in dem 
oben erwähnten Film („Der Marsch", M.B./ 
A.S.). Und genau diesen Zusammenhang gilt 
es zu beachten..." (Löhlein 1993, S. 189). 

Diese pauschale Schuldzuweisung an die Er­
ste Welt für Armut, politische Unterdrückung, 
ökologische und demographische Probleme er­
möglicht es, Wanderung als Ausdruck des Ver­
hältnisses zwischen Erster und Dritter Welt zu 
interpretieren. Dies eröffnet ersichtlich zwei 
Möglichkeiten: Zum einen können Wanderer 
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nun „Betroffenheit" auslösen, wie auch Ge­
genstand der Bearbeitung dieser Betroffenheit 
werden. Zum anderen kann mit Verweis auf 
ihre Anwesenheit und daraus resultierende Fol­
geproblematiken „Gerechtigkeit und Gleich­
heit weltweit" als einzige sowohl moralische 
als auch politische Möglichkeit der Problem­
bewältigung eingeklagt werden: moralisch als 
Wiedergutmachung an den Migranten, für die 
sofortige rechtliche Gleichstellung eingeklagt 
wird, und an den „Noch-nicht-Gekommenen" 
in den Herkunftsländern; politisch als Mittel 
zur „Bekämpfung der Fluchtursachen". Diese 
mit der Mobilisierungsformel der DWB eröff­
neten Möglichkeiten lassen die Bewegung aber 
nun auf Argumentationsfiguren zurückgreifen, 
die sich in ihren Konsequenzen nicht so sehr 
von dem unterscheiden, was man aus der Per­
spektive der DWB „den Herrschenden" vor­
wirft, nämlich „Angst vor Migration und Über­
fremdung zu schüren". Dies wollen wir nach­
folgend verdeutlichen. 

2. „Multikulturalismus" und 
„Anti-Rassismus" als program­
matische Diskurse der DWB 

Die politische Bearbeitung von Migration und 
ihren sozialen Folgen bezieht sich in der jün­
geren Geschichte der BRD wesentlich auf drei 
verschiedene Wanderungsbewegungen: Ar­
beitsmigration seit Mitte der 50er Jahre, Zu­
wanderung von Asylbewerbern verstärkt seit 
Ende der 70er Jahre, Zuwanderung von Aus­
siedlern mit dem Zusammenbruch des Ost­
blocks seit Mitte der 80er Jahre. Die Bundes­
republik wurde so im Verlauf der 80er Jahre 
und mit Beginn der 90er Jahre zu dem westli­
chen Land mit den höchsten Zuwandererzahlen, 
für das zugleich seitens der Regierung erklärt 
wird, es sei kein Einwanderungsland. Politi­
sche Auseinandersetzungen um Migration dreh­
ten sich daher bis heute wesentlich um die 
Fragen, welche Rechte lange hier lebenden Zu-

wanderem und ihren Familien zuzuerkennen 
seien,5 ob der Asylparagraph des Grundgeset­
zes erhalten oder abgeschafft werden soll oder 
ob dieser Paragraph mißbräuchlich in Anspruch 
genommen werde, ob schließlich die Zu­
wanderung von Aussiedlern weiterhin als das 
Recht von im Prinzip deutschen Staatsbürgern 
behandelt werden soll oder ob diese Zuwande­
rung kontingentiert oder perspektivisch ab­
schließend geregelt werden soll (vgl. dazu zu­
sammenfassend Bade 1992). Will man die von 
allen bisherigen Bundes- und fast allen Lan­
desregierungen verfolgte, nur in Schattierun­
gen differente Politik gegenüber Migranten zu­
sammenfassend kennzeichnen, dann ist fest­
zustellen: Gegenüber Arbeitsmigranten und ih­
ren Familien wurde eine Politik der sozialen 
Integration bei weitgehend fortgeschriebener 
Absperrung der Einbürgerungsoption verfolgt. 
Gegenüber Aussiedlern wurden die zunächst 
großzügigen Emgliederungsmaßnahmen mit 
dem Anwachsen ihrer Zahl reduziert und ge­
genüber Asylbewerbern wurde seit Ende der 
70er Jahre eine Pohtik der forcierten Abschrek-
kung bis hin zum sogenannten „Asylkompro-
miß" etabliert. Die Dynamik dieser politischen 
Entwicklungen läßt sich systematisch nur er­
fassen, wenn sie auf die Strukturprobleme bezo­
gen wird, die westliche, nationale Sozialstaa­
ten unter Bedingungen weltwirtschaftlicher 
Umbrüche, des Zusammenbruchs des Ost­
blocks sowie weltweiter Migrationsbewegun­
gen kennzeichnen. Darauf ist hier nicht im De­
tail einzugehen (vgl. dazu Bommes 1994). 

Zentrales Stichwort in der programmatischen 
Auseinandersetzung über den angemessenen 
Umgang mit Migration und ihren Folgen ist 
seit Beginn der 80er Jahre „Multikulturelle 
Gesellschaft". Unterschiedliche Positionen zu 
Fragen der Einbürgerung, Integration und po­
litischen Partizipation von Migranten, zur Öff­
nung oder Schließung von Grenzen sowie zur 
Konzipierung einer Einwanderungspolitik kri-
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stallisieren sich lange Zeit um ein Pro oder 
Kontra zur „Multikulturellen Gesellschaft" (vgl. 
Radtke 1990). In Ergänzung zu dieser Perspek­
tive des Multikulturalismus - und zum Teil 
bereits in Kritik dieser Perspektive - wird dar­
über hinaus seit einiger Zeit, insbesondere seit 
den Ereignissen in Hoyerswerda, Rostock, 
Mölln, Solingen und Magdeburg, verschärft 
die Frage gestellt, ob die modernen westlichen 
Gesellschaften, die sich und ihren Wohlstand 
gegen Migranten und Flüchtlinge abschotte­
ten, nicht „strukturell rassistisch" seien (vgl. 
Argument Sonderband Nr. 201, 1991; A G 501 
1993). 

Zu beiden Komplexen - „Multikulturelle Ge­
sellschaft" und „Rassismus" - gibt es eine 
kaum mehr überschaubare Vielfalt an Litera­
tur. Im Kontext der DWB sind die Stellung­
nahmen dazu uneinheitlich und reichen von 
der Favorisierung der Förderung der Toleranz 
und des Verständnisses zwischen „den Kultu­
ren" bis zur Kritik des Multikulturalismus als 
„kulturalistischem Rassismus".6 Eignet sich 
Migration als Thema für die DWB aus den 
oben skizzierten Gründen, so findet die Bewe­
gung schnell Anschluß an die Debatte um die 
multikulturelle Gesellschaft insofern, als die 
Thematisierung von Kultur im Kontext der Kri­
tik internationaler Ausbeutungs- und Herr-
schaftsverhältnisse selbst bereits eine zuneh­
mende Rolle gespielt hatte. 

3.1. Der Kulturdiskurs der DWB 

Die Kritik der staatlichen Entwicklungspolitik 
war noch in den 70er Jahren wesentlich durch 
den Versuch gekennzeichnet, den theoretisch 
fundierten Nachweis zu erbringen, daß nicht 
die von Modernisierungstheorien behauptete 
kulturelle Rückständigkeit der Länder der so­
genannten Dritten Welt die Ursache von Ar­
mut und Elend sei. Nicht das kulturell beding­
te Fehlen „schöpferischer und unternehmeri­

scher Menschen", die möglicherweise in man­
chen Entwicklungsländern niedrige „Bereit­
schaft der Menschen zur Leistung"7 sollten ur­
sächlich verantwortlich gemacht werden - also 
das Ausbleiben einer Parallelentwicklung zu 
der von Max Weber (1972) analysierten Durch­
setzung der protestantischen Ethik und ihrer 
Säkularisierung - , sondern die durch Ausbeu­
tung ökonomisch bedingte und durch interna­
tionale politische Herrschaftsverhältnisse sta­
bilisierte Weltordnung. Auch hierin war zu­
nächst die Attraktivität solcher Entwick­
lungstheorien, die sich grundlegend auf die 
Marxsche Kritik der politischen Ökonomie be­
zogen, begründet. Seit Beginn der 80er Jahre 
steht dem die verstärkte Berücksichtigung kul­
tureller Aspekte im Diskurs kritischer Entwick­
lungstheoretiker und der DWB gegenüber. 

Die für diesen Perspektivenwechsel relevanten 
Gründe und Ursachen sind komplex: Bedeut­
sam war zum einen die im Kontext der Ökolo­
giebewegung formulierte Kritik der westlichen 
Industriegesellschaften. Die Behauptung der 
grundsätzlichen Überlegenheit des Entwick­
lungsmodells der wohlfahrtsstaatlich abgesi­
cherten Industrialisierung wurde mit Verweis 
auf „ökologische Grenzen des Wachstums" in 
Frage gestellt. Vorstellungen eines einfachen, 
mit der Natur versöhnten Lebens gewannen in 
diesem Kontext an Attraktivität (vgl. etwa Ul l ­
rich 1979). Damit eröffnete sich zugleich eine 
neue Sichtweise der sog. primitiven Gesell­
schaften: Sie konnten nunmehr als Modelle 
für ökologische Lebensweisen, als Reservate 
von Kulturen betrachtet werden, die noch im 
Einklang mit der Natur zu leben wissen. Ein­
schlägig für entsprechende Tendenzen war z.B. 
die weite Verbreitung popularisierter Varianten 
der Naturmythologien indianischer Völker. 
Damit verbanden sich zweitens - vor dem Hin­
tergrund der Ausweitung der Ökologie zur A l -
temativbewegung - umfassendere „Versuche, 
der Zivilisation zu entkommen" (Greverus/ 
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Haindl 1983), die Ausschau hielten nach „Vor­
wegrealisierungen in einer neuen, nicht aus­
beuterischen Gesellschaft - auch in der Drit­
ten Welt" (Bahr/Gronemeyer 1978, S. 9). Auf­
gegriffen wurden hier z.B. die Überlegungen 
zur Entschulung der Gesellschaft, einer Rück­
kehr zu einer anderen Medizin, wie sie in ein-
flußreicher Weise Illich formulierte (vgl. Iiiich 
1978). Angestrebt wurde eine grundlegende 
„Verschränkung von ökologischem und öku­
menischem Lernen" (vgl. Daubner/Simpendör-
fer 1981) - auch im Sinne einer „strategischen 
Vernetzung" von DWB, Ökologie- und Alter­
nativbewegung. Drittens wurden kulturelle 
Aspekte nunmehr - in Abgrenzung zu ökono­
mistischen Theorien - als relevante Bestand­
teile von Entwicklung und Unterentwicklung 
entdeckt. An dem in Bewegungskontexten in­
tensiv diskutierten Fall des Exports von Baby­
nahrung durch den Nestle-Konzern wurde zu 
verdeutlichen versucht, daß Verelendung in der 
Dritten Welt nicht nur aus dem unmittelbaren 
Zwang der ökonomischen Verhältnisse resul­
tiere, sondern daß dieser sich mit der Durch­
setzung westlicher Lebensweisen und Konsum­
normen, mit kultureller Modernisierung als 
Fremdbestimmung verbinde (vgl. Arbeitsgrup­
pe Dritte Welt Bern 1976). Viertens wurde die 
kulturelle Dimension des Verhältnisses von Er­
ster und Dritter Welt in der Kritik einschlägi­
ger großtechnologischer Projekte thematisiert, 
indem darauf hingewiesen wurde, daß indu­
strielle Produktionsanlagen in Entwick­
lungsprojekte implementiert wurden, ohne die 
sozialen und kulturellen Bedingungen und Fol­
gen zu bedenken, die mit einer „Entmündi­
gung durch Experten" (Illich u.a. 1980) ein­
hergingen. Kritisiert wurde der Typus des west­
lichen Entwicklungsexperten, die die „Entwick­
lung in einem Land vorantreiben sollen, des­
sen Sprache sie nicht sprechen, dessen kultu­
rellen, sozialen, religiösen und politischen Hin­
tergrund sie bestenfalls ein wenig, meistens 
gar nicht kennen" (Krause 1981, S. 206). 

In diesem hier nur unvollständig skizzierten 
Kontext wird auch „Kulturzerstörung" zum 
Thema der DWB. Pointiert formulierte z.B. R. 
Dhunjibhoy (1983, S. 29) anläßlich der 10. 
Frankfurter Römerberggespräche unter dem 
Titel „Sag mir, wo ich zuhause bin - Enteig­
nung von Kultur durch Kolonisation": „...we­
der die aufgezwungene Verwaltung noch die 
ökonomische Ausbeutung wären ohne einen 
dritten Faktor möglich gewesen. Ich spreche 
von der stärksten Waffe des Kolonialisten: Das 
war und ist die psychologische Beherrschung 
der unterlegenen Völker und Nationen durch 
die Zerstörung ihrer Kultur und Tradition." Der 
Verzicht auf Zerstörung und Respekt vor der 
„Eigenart der Kulturen" und der „kulturellen 
Identität" wurde damit zu einem politisch rele­
vanten Programm.8 

Die Auseinandersetzung mit „der Kultur" „der 
unterlegenen Völker und Nationen" bzw. „der 
indigenen Stammesgesellschaften" fand so aber 
von vornherein unter spezifischen Vorannah­
men statt. Es war nicht die nüchtern distan­
zierte Perspektive, die von auf Postulate der 
wissenschaftlichen Objektivität verpflichteten 
Ethnologen zu erwarten wäre. Vielmehr wurde 
eine moralische Selbstverpflichtung auf Soli­
darität eingefordert, die sich mit der Erwar­
tung verband, von den Kulturen der „Völker" 
und „Stämme" in der Dritten Welt grundlegen­
des für eine Abkehr von der selbstzer­
störerischen Zivilisation der westlichen Indu­
striegesellschaften lernen zu können (vgl. Dia­
mond 1976, S. 55ff). Bereits hier legt eine 
solche Perspektive analytische Verkürzungen 
nahe: 

Tritt die moralisch aufgeladene Solidarisie-
rungsforderung an die Stelle kritischer Analy­
sen, dann verbietet sich eine sachlich nüchter­
ne Auseinandersetzung mit den komplexen 
Realitäten der Gesellschaften in der sog. Drit­
ten Welt und mit den problematischen Seiten 
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der jeweils in den Blick genommenen Kultu­
ren. Ihre Macht- und Herrschaftsverhältnisse 
legitimierenden Werte und Normen werden 
nicht thematisiert (vgl. Sarkar 1993; Nussbaum 
1993). An deren Stelle tritt eine dichotomische 
Gegenüberstellung der negativ bewerteten 
„Kultur des europäischen weißen Mannes" zu 
den dieser vermeintlich grundsätzlich überle­
genen Kulturen. 

Unklar bleibt in einschlägigen Texten auch das 
Verständnis von Kultur, des Verhältnisses von 
Kultur und Ökonomie, Kultur und Gesellschaft 
etc. (vgl. z.B. die Beiträge im Heft 153/1988 
der Blätter des iz3w sowie Scherr 1989). Zwar 
wird der projektive Charakter der Suche nach 
der intakten, authentischen und lebensbejahen­
den Kultur der vorindustriellen Gesellschaft in 
zahlreichen Texten ebenso reflektiert (vgl. etwa 
Fohrbeck/Wiesand 1983) wie betont wird, daß 
kulturelle Formen aus ihren gesellschaftlichen 
Verflechtungen nicht herauszulösen sind. Dies 
hindert jedoch nicht daran, Verweise auf vor­
industrielle „Kulturen" (im Sinne der kultur­
anthropologischen Gleichsetzung von Kultur 
und Gesellschaft) als Vorbilder für Entwürfe 
eines „anderen Lebens" zu beanspruchen (vgl. 
Bahr/Gronemeyer 1978). 

Analytisch fragwürdige bzw. unbrauchbare Be­
griffe wie „kulturelle Identität", „Volk bzw. 
Völker", „Ethnie" werden wiederkehrend und 
unreflektiert gebraucht. Die Aussage etwa, daß 
ein „Volk" sich durch eine gemeinsame Kultur 
auszeichne und berechtigt sei, diese gegen Ein­
flüsse von außen zu wahren bzw. zu verteidi­
gen, wird als politisch konservativ bewertet 
werden, wenn damit das „deutsche Volk" ge­
meint ist. Sie kann sich jedoch theoretisch be­
reits bei Fanon (1966, S. 158ff.) und praktisch 
in Kontexten der Nicaragua-Bewegung oder 
der Manifestkultur der DWB (vgl. z.B. das 
sog. „Osnabrücker Manifest" in Massarrat u.a. 
1993, S. 497-505, hier S. 504) als Ausdruck 

einer solidarischen Haltung mit der Dritten Welt 
darbieten.9 

Die Beanspruchung universalistischer Positio­
nen (etwa der Allgemeingültigkeit der in der 
Erklärung der Menschenrechte formulierten 
Normen) wird dabei unter den Verdacht ge­
stellt, selbst Ausdruck der Macht- und Herr­
schaftsansprüche der europäischen Zivilisation 
zu sein.10 Mit dem Argument, der Eigensinn 
jeweiliger Kulturen sei als oberstes Prinzip an­
zuerkennen, wird die Möglichkeit einer uni­
versalistische Prinzipien beanspruchenden Kri­
tik aufgegeben (vgl. Bruckner 1984, S. 166ff.; 
Finkielkraut 1989, S. 57ff.). 

Die Betonung des Gegensatzes zwischen der 
Kultur moderner (industrieller, naturzerstö­
render, dynamischer, formalrationaler) und tra­
ditionaler (ganzheitlicher, lebensbejahender) 
Gesellschaften vermag, was immer analytisch 
davon zu halten ist, im Diskurs der DWB ei­
nen weiteren Bezugspunkt des moralischen 
Protestes gegen weltweite Ungleichheitsver­
hältnisse zu etablieren. Nicht nur ökonomi­
sche Ausbeutung, politische Machtausübung 
und die Vernichtung ökologischer Ressourcen 
werden so zum Problem erklärt, sondern auch 
die Zerstörung von anderen, „blühenden Kul­
turen" „durch die marktwirtschaftliche Domi­
nanzkultur" (Kaufmann 1992, S. 180). 

3.2. Aspekte des Rassismusdiskurses 
in der DWB 

Bereits 1980 konnte man die Warnung Meilla-
soux' (1980) vor der Ethnologisierung der Ein­
wanderungsfrage nachlesen. Das hat die kul-
turalisierende Ethnisierung der Migrationspro­
blematik nicht verhindert, die dazu beigetra­
gen hat, daß der skizzierte Kulturdiskurs der 
DWB Anschluß an die Migrationsdebatte in 
der Bundesrepublik fand. Dabei konnte die 
DWB einen ihr eigenen Thematisierungs-
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Schwerpunkt etablieren: Migranten als „Die 
Dritte Welt bei uns". Es erübrigt sich, die Dis­
kussion um die „multikulturelle Gesellschaft" 
hier zu skizzieren, sie umfaßt im rechten wie 
im linken Spektrum Befürworter wie Gegner." 

Rekonstruiert man Texte der DWB als Mobili­
sierungskommunikation für Protest gegen „die 
Erste Welt", „den Norden", dann findet sich 
darin bis heute das Plädoyer für „ein multikul­
turelles Zusammenleben" zwischen „Deut­
schen" und „Ausländern", für ein „Kennenler­
nen der Kulturen"; für „interkulturellen Aus­
tausch" und für „Respekt vor den fremden Kul­
turen". Nimmt man in solchen Wendungen an 
der Konzipierung von Migration als Kulturdif­
ferenzproblem zwischen „Völkern" bzw. „Eth-
nien" teil, 1 2 so wird in jüngster Zeit insbeson­
dere vor dem Hintergrund der Anschläge auf 
Flüchtlings wohnheime die Multikulturalismus­
diskussion von einer Rassismusdiskussion über­
lagert und zum Teil verdrängt. 

In dieser Diskussion wird nicht so sehr auf das 
volkspädagogische Programm „Lernen von 
Toleranz und Akzeptanz im Verhältnis zu frem­
den Kulturen" gesetzt, sondern auf die Ankla­
ge diskriminierender Strukturen und Ideologi­
en, die als genuiner Bestandteil der Herrschafts­
und Ausbeutungsverhältnisse zwischen der Er­
sten und Dritten Welt betrachtet werden. Theo­
rien des Rassismus verbinden im Unterschied 
zu Konzepten des Multikulturalismus die Kri­
tik politischer und alltäglicher „Fremdenfeind-
lichkeit" eng mit der Kritik der Geschichte 
und Gegenwart „internationaler Herrschafts­
verhältnisse" und fassen bezogen auf Migrati­
on „Rassismus" als Herrschaft der Ersten über 
die Dritte in der Ersten Welt auf. Die Rede 
vom sozialwissenschaftlich „modernisierten 
Rassismus", der sich vor allem auf Kulturdif­
ferenz als unaufhebbaren Unterschied zwischen 
Völkern stütze, legt eine Kontinuität gegen­
wärtiger Ideologien und Praktiken der Dis­

kriminierung zum klassischen Rassismus nahe, 
der als Begründungs- und Rechtfertigungs­
zusammenhang des klassischen Kolonialismus 
verstanden werden kann. 

Auch auf diese Diskussion kann in ihren theo­
retischen Verzweigungen nicht eingegangen 
werden (vgl. dazu Hall 1989, Clausen 1994), 
sondem es soll einzig die Anmerkung gemacht 
werden, daß die politisch-moralische Verwend­
barkeit des Rassismusvorwurfs oft die analyti­
sche Unplausibilität der verwendeten Konzep­
te in Bewegungstexten verdeckt.13 Generell be­
steht die Gefahr, daß das politische Etikett 
„Rassismus" sowie die Redeweise vom „struk­
turellen Rassismus" eine historisch spezifische 
Analyse von Formen sozialer Diskriminierung 
in modernen Gesellschaften sowie der sich 
wandelnden Formen der Diskriminiemng zu­
gunsten politischer Vereindeutigungen und Ho­
mogenisierangen für Protestzwecke verdeckt. 
Theoretisch gesprochen ist es nicht überzeu­
gend, die allgemeine Kategorie der Diskrimi­
nierung, verstanden als Bezeichnung einer so­
zialen Praxis, in der an verwendete askriptive 
und kaum zurückweisbare Unterscheidungen 
zur Bezeichnung von Individuen oder Gmp­
pen Bevor- oder Benachteiligungen gebunden 
werden (können), durch die Ablehnung eben 
einer solchen Unterscheidung - „Rassismus" 
als etikettierende Ablehnung der Unterschei­
dung „Rasse" - zu ersetzen. Die vielfältigen 
Formen und Rechtfertigungen von Diskrimi­
nierung werden hier grob vereinfachend auf 
ein singuläres Muster zurückgeführt. 

Zusammenfassend wäre daher für Rassismus­
konzepte wie für Konzepte multikultureller Ge­
sellschaft im Bewegungskontext festzuhalten, 
daß es sich auch hier eher um Mobilisierangs-
konzepte handelt, die den Protest der DWB als 
nun konkret erlebbar strukturieren: Verständi­
gung mit fremden Kulturen und Toleranz als 
Wiedergutmachung an der Dritten Welt vor 
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Ort; Antirassismus als scharfe Profilierang des 
Protestadressaten ohne Zwischentöne, der da­
mit auch für „Widerstand" wieder erreichbar 
wird: „Schlußendlich sind es Flüchtlinge selbst, 
die als erste gegen ihre Lebenssituation revol­
tieren... Neben ihrer repressiven Rolle sind La­
ger (Ausfluß der „weißen Realität"; (M.B./ 
A.S.) auch soziale Orte, an denen sich Wider­
stand konstituiert." (Anti-Rassismus-Büro (Bre­
men) 1993, S. 168; Hervorhebung M.B./A.S.). 

4. Betroffenheitserweckung durch 
quasi-religiöse Aufrüttelungs­
rhetorik 

Mit diesem Anschluß an Multikulturalismus 
und Rassismuskonzepte fügt sich die DWB 
relativ nahtlos in ein Spektrum der sog. Aus­
länderarbeit und von Initiativgruppen im Be­
reich Migration ein und stützt dieses in Versu­
chen der Mobilisierung für die Bewegungs­
kommunikation. Die Einpassung der Argumen­
tationsfiguren der Migrationsdiskussion in die 
bewegungstypische Protestkommunikation ist 
soweit auch nicht sonderlich aufregend. Hei­
kel wird die Thematisierung von Migration 
durch die DWB erst da, wo Multikulturalis­
mus- und Antirassismusfiguren - sowie die Be­
schreibung und Erklärung von Migration ins­
gesamt - in einer Reihe von Bewegungstexten 
mittels quasi-religiöser Aufrüttelungsrhetorik 
zur Betroffenheitserweckung eingesetzt wer­
den. Dies soll an Beispielen vorgeführt wer­
den: 

„Die Industrieländer haben ... die gesamte 
Menschheit in eine Katastrophe hineingeführt, 
aus der eine Rettung kaum vorstellbar ist. In 
Anbetracht dieser Situation ist bei den wohl­
habenden Ländern die Befürchtung entstan­
den, sie könnten bald ihren Wohlstand verlie­
ren und müßten in naher Zukunft ihre Privile­
gien preisgeben. Die neue Weltordnung soll 
diese Gefahr unterbinden. Sie soll gegen den 

Strom von Flüchtlingen und Vertriebenen un-
überwindbare Dämme errichten, gegen den 
Strom von Menschen, die eines Tages auf den 
Gedanken kommen könnten, an dem aus ihren 
Ländern geraubten Reichtum teilhaben zu wol­
len. Das ist sicherlich kein abwegiger Gedan­
ke, er könnte bald zur Wirklichkeit werden" 
(Nirumand 1993, S. 20; Hervorhebungen M.B./ 
A.S.). 

„Im Westen muß man sich dessen bewußt wer­
den, daß es nicht möglich ist, nachdem Völker 
in einem Weltmarkt integriert wurden daß 
man ... in protektionistische Selbstgenügsam­
keit zurückfallen kann, um seine Prosperitäts­
insel gegen Überflutung von Fremden schüt­
zen zu wollen. Leben in einer multikulturellen 
Welt muß also eher eine bereichernde als eine 
bedrohende Perspektive werden. Wenn dies 
nicht möglich ist, dann werden auch alle Aus­
ländergesetze die Überflutung nicht verhindern 
können" (Simo 1993, S. 32; Hervorhebung 
M.B./A.S.). 

„'Wir sind arm, weil ihr reich seid', so lautet 
die Botschaft der Flüchtlinge in dem oben 
erwähnten Film, und genau diesen Zusammen­
hang gilt es zu beachten, wenn man über 'Wirt­
schaftsflüchtlinge' spricht, die ihr Land ver­
lassen haben, weil dort ihre Existenz nicht mehr 
gesichert war." Und Löhlein zitiert in diesem 
Zusammenhang Günter Grass: „Da der Druck 
der stündlich anschwellenden Weltbevölkerung 
nicht nachläßt, sich vielmehr steigern wird, da 
die Zahl und Dichte der Slums mit dem un­
kontrollierten Wachstum der Städte... zunehmen 
wird, da dieses Wachstum und seine Zuwachs­
rate an Elend nicht der Dritten Welt vorbehal­
ten bleiben kann, vielmehr grenzüberschrei­
tend schon jetzt Vorboten schickt, werden die 
Industrienationen - sie werden noch so unbe­
lehrbar von einer „Festung Europa" träumen -
unabwendbar Teilhaber dieses Wachstums und 
der entsprechenden Verelendung werden. Mit 
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anderen Worten: Kalkutta wird über uns kom­
men" (Günter Grass: Zum Beispiel Kalkutta. 
In: Club of Rome; Die Herausforderung des 
Westens, Bern 1990, S. 67; zit. nach Löhlein 
1993, S. 190; Hervorhebungen M.B./A.S.). 

Es bedarf keiner sonderlichen Interpretations­
anstrengung zu sehen, daß in Texten der DWB 
Bilder der Sintflut bemüht werden und Migra­
tion als sichtbares Zeichen des Sündenfalls der 
Ersten Welt behandelt wird. Die Figur der „Be­
lastung" und „Bedrohung" durch Migration 

~U mir ekkck lud, aber) 

TWjflwt ist b w i l s 

durchzieht zahlreiche Texte, sie wird hier nur 
als Forderung nach Gerechtigkeit, als Ausdruck 
„himmelschreiender Not und sozialer Unge­
rechtigkeit" (Kaufmann 1992, S. 179) inter­
pretiert. Mit solchen quasi-religiösen Interpre­
tationsangeboten als Mobilisierungskommuni­
kation zur Erzeugung von Betroffenheit pro­
duziert die DWB aber zwei Probleme: 

1) Sie beteiligt sich an dem, was im übrigen 
stets „den Herrschenden", den „Politikern" u.a. 
in Resolutionen und Manifesten vorgeworfen 

wird, sie „schürt Äng­
ste" vor Migration. 
Ganz in der religiösen 
Tradition nimmt sie 
diese Angst als erzeug­
te Betroffenheit als An­
knüpfungspunkt für 
ihre Forderung nach 
„weltweiter Gerechtig­
keit". In der Konse­
quenz und bei allem 
deklarierten Anti­
rassismus lautet - poin­
tiert formuliert - die 
heimliche Botschaft 
aber so: „Werdet ge­
recht, sonst kommt der 
Fremde (Neger)." Ge­
genüber den Migran­
ten, die bereits hier 
sind, inszenieren sich 
die entsprechenden In­
itiativen als Wiedergut­
machung an den M i ­
granten für die angeta­
ne Ungerechtigkeit. Sie 
tun Buße. 

Nicht nur wird in die­
ser Weltuntergangsrhe­
torik jeder Versuch der 
Differenzierung bei der 
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Thematisierung der Ursachen von Migration 
verstellt, sondern die Form der drohenden 
Protestkommunikation teilt mit Argumentati­
onsfiguren im rechten Spektrum, wo ebenfalls 
Fluten, Ströme und Stürme gesehen werden, 
den Blick auf Migration. Einzig die morali­
sche Schlußfolgerung ist eine andere, bibli­
sche: „Werdet gerecht!" Aber bereits die Kir­
chen waren nicht sonderlich erfolgreich mit 
dem Versuch, Gerechtigkeit (und Glauben) mit 
Drohungen zu erreichen. 

2) Die skizzierte moralisierende Protestkom­
munikation zur Betroffenheitserzeugung wird 
aber zugleich eingesetzt, um jeden politischen 
Organisationsvorschlag zur Gestaltung von 
Migration unter Verdacht zu stellen: 

„Wer die vielfältige Verantwortung der westli­
chen Industrieländer für die heutigen Fluchtbe­
wegungen anerkennt (Waffenlieferungen, Welt­
handel und Verschuldung, weltweite Umwelt­
zerstörung...), kann nicht ernsthaft dafür plä­
dieren, daß sich die Industrieländer vor den 
Konsequenzen dieser Verantwortung abschot­
ten. Und nichts anderes bedeutet die mit den 
Einwanderungsgesetz-Vorschlägen geforderte 
„Sozialverträglichkeit" der Zuwanderungen: Es 
sollen nur so viele Menschen einwandern dür­
fen, daß unser Lebensstandard erhalten bleibt, 
der Arbeitsmarkt nicht durcheinandergerät und 
das soziale Netz nicht gefährdet wird. Kein 
Wort darüber, daß die jahrhundertelange Aus­
plünderung durch Kolonialherren, Konzerne 
und Banken, die Unterstützung von Diktatu­
ren und Kriegen durch westliche Regierangen, 
dieser sozial und ökonomisch so „unverträgli­
chen" Zustände hervorgerufen haben, die der­
zeit 5 Mio. Menschen weltweit auf der Suche 
nach Arbeit, Brot und Überleben zur Flucht 
treiben" (Merk 1993, S. 33). 

In der Konsequenz dieser Argumentation ist 
jeder Versuch der politischen Regulierung von 
Migration moralisch diskreditiert. Bereits Fra­
gen nach den sozialen, politischen und ökono­
mischen Folgen offener Grenzen für die Erste 
und für die Dritte Welt gelten als illegitim (vgl. 
Scherr 1992). Für Bewegungskommunikation 
ist dies insofern funktional, als nicht nur M i ­
gration Betroffenheit erzeugt, sondern damit 
zugleich jede Migrationspolitik Anlaß für Pro­
testkommunikation bietet. Das bedeutet aber 
zugleich die Verabschiedung aus jeder Politik. 
Dies wird auch von Bewegungsteilnehmern 
gesehen, wie uns Erfahrungen aus der Teilnah­
me an Debatten solcher Imtiativen lehren. Man 
sieht, daß die moralische Diskreditierung je­
des Regelungsversuches das Ende der Politik 
bedeutet. Jeder konkrete Vorschlag der Rege­
lung wird aber zugleich sofort als „ungerecht" 
kritisiert. Dies aber zeigt nur ein weiteres Mal 
die Limitierungsformel der DWB-Kommuni-
kation, durch die jede Thematisierung, also 
auch die von Migration hindurch muß: „Gleich­
heit und Gerechtigkeit weltweit." 

Dr. Michael Bommes, Hochschulassistent für 
Soziologie am Fachbereich Sozialwissenschaf­
ten und Mitglied des „Instituts für Migrations­
forschung und interkulturelle Studien" (IMIS) 
der Universität Osnabrück. 

Prof. Dr. Albert Scherr, Professor für Soziolo­
gie an der Fachhochschule Darmstadt. 

Anmerkungen 

'Zur ausführlichen Begründung vgl. Bommes/Heu-
er in diesem Heft. 
2"Wir stehen auf der einen Seite der Barrikade, 
auf der Seite der Festungsbewohnerinnen, sympa­
thisieren aber offen mit den in die Festung Flie­
henden. Das Dilemma: Im strukturellen Rassis­
mus begründet, können eine 'schwarze' und eine 
'weiße' Realität derzeit nicht deckungsgleich wer-



FORSCHUNGSJOURNAL N S B 3/94 109 

den, alle Harmonisierungsbestrebungen können das 
nicht herbeireden." Anti-Rassismus-Büro Bremen, 
Januar 1993; zit. nach Herr 1993. 
'Problematik und stilistische Lösung teilt die Drit­
te-Welt-Bewegung hier mit der Ökologie-Bewe­
gung. 
"Vgl. z.B. Räthzel 1993, S. 22f„ die Dritte-Welt-
Werkstätten in Analogie zu den Geschichtswerk­
stätten für die Bildungsarbeit als methodische Be­
troffenheitserzeugung vorschlägt. 
'Z.B. Einbürgerung zum Zwecke der Integration 
versus Integration als Voraussetzung für Einbür­
gerung; kommunales oder gar allgemeines Wahl­
recht für lange hier lebende Ausländer; Einfüh­
rung eines Niederlassungsrechtes; Einwanderungs­
statt Ausländergesetze etc. 
'Erstgenannte Position kommt häufig in Selbst­
darstellungen von Initiativgruppen zum Ausdruck 
(vgl. dazu die Selbstdarstellungen in Gorzini/Mül-
ler 1993, S. 125-176, 258-293 u. S. 406-427), zur 
zweitgenannten Position vgl. Müller/Tuckfeld 
1993. 

7So die noch in einer Veröffentlichung der Bun­
deszentrale aus dem Jahre 1993 ( Kaiser/Wagner 
1991, S. 127) reformulierten Topoi. 
Entsprechende Formulierungen finden sich etwa 
in dem zwischen der EG und den AKP-Staaten 
abgeschlossenen Lome-III-Vertrag. 
9 Entsprechend löst es dann Irritationen aus, wenn 
sandinistische Aktivisten Baseball-Mützen tragen 
und Coca-Cola trinken, was sich für manche Be­
wegungsteilnehmer im Sinne einer antiimperiali­
stischen Lebensführung verbietet. 
1 0Vgl. ebenfalls Fanon 1969, S. 33ff., im Kontext 
der Migrationsdebatte Mert, 1993; kritisch dazu 
Nussbaum 1993. 
"Vgl. dazu z.B. Radtke 1990, Leggewie 1990, 
Ulbrich 1991, Cohn-Bendit/Schmidt 1993, Obern­
dörfer 1993, Geißler 1991. 
1 2Vgl. z.B. Simo 1993, Kaufmann 1992, o.g. 
Selbstdarstellungen von Initiativgruppen sowie das 
„Osnabrücker Manifest". 
"Zwei Beispiele: Bei Mert (1993) geht Antiras­
sismus mit Ethnopluralismus zusammen; bei Kauf­
mann (1992) ist in die „Strukturen der Dominanz­
kultur des marktwirtschaftlichen Systems" der 
„Rassismus" 'eingebaut'" (S. 180), andererseits 

weiß er „aus eigener Erfahrung, daß das Zusam­
menleben, die Begegnung und ein lebendiger Aus­
tausch zwischen Deutschen und Ausländern für 
alle eine Bereicherung darstellt" (S. 176). 
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Soziale 
Bewegungen 
und Kollektive 
Identität 
Einladung zurTagung 
der Forschungsgruppe 
Neue Soziale Bewegun­
gen vom 18.-20. Novem­
ber 1994 in Saarbrücken 

Die Auflösung traditioneller 
Gruppenzugehörigkeiten (Fami­
lie oder Traditionsmilieus wie 
Dorfgemeinschaften, Arbeiterbe­
wegung etc.) hat in modernen 
Gesellschaften dazu geführt, daß 
die individuelle Verortung im 
sozialen Raum unter den Bedin­
gungen von zunehmenden Wahl­
freiheiten und einem kulturellen 
Pluralismus erfolgt. Die Hoff­
nung, daß individuelle soziale 
Bindungen und Mitgliedschaften 
in kulturellen Gemeinschaften 
sich zwanglos durch freie Wahl 
ergeben, wird in der modernen 
soziologischen „Individualisie­
rungsthese" fortgeschrieben. 
Doch die Erfahrungen, mit de­
nen wir in den letzten Jahren zu­
nehmend konfrontiert werden, 
lassen Skepsis gegenüber allzu 
harmonistischen Deutungen der 
kulturellen Modernisierung auf­
kommen. 

Nicht nur die Strukturen sozia­
ler Ungleichheit beschränken die 
Wahlfreiheit des Individuums. 
Auch kulturelle Deutungsange­
bote, die sich bspw. unter Be­
zugnahme auf askriptive Merk­
male (Rasse, Ethnie), auf fest­
stehende Glaubensgewissheiten 

(Religion) oder auf eine behaup­
tete Traditionsgeltung einer kri­
tischen Überprüfung entziehen, 
limitieren den Bezugsrahmen 
kollektiver Identitätsbildung. 
Nicht nur in Deutschland erlan­
gen derzeit nationalistische und 
offen rassistische Überzeugun­
gen zunehmend (auch mas-
sen-) publizistische Beachtung. 
Sie dementieren den kulturellen 
Pluralismus und demontieren die 
für diesen grundlegenden zivi­
len und demokratischen Um­
gangsformen. 

Wie kann ausgrenzenden und 
aggressiven Formen der Verge­
meinschaftung entgegengewirkt 
werden? Welche Anforderungen 
müssen Gemeinschaftsbezüge 
erfüllen, die zum einen Grup­
penbildungen erzeugen, zum an­
deren jedoch überlappende 
Gruppenbindungen ermöglichen 
und kulturellen Pluralismus to­
lerieren sollen? 

Diese Fragen verweisen auf die 
Anforderungen, die wir an die 
politische Kultur demokratischer 
und pluralistischer Gesellschaf­
ten stellen. Die Gleichheit der 
Bürgerinnen setzt die Anerken­
nung kultureller Differenz vor­
aus. An Prominenz gewinnt das 
Thema in allen Bewegungssek­
toren über die Auseinanderset­
zung mit den rassistischen und 
nationalistischen Ausgrenzungs­
bestrebungen des Rechtsextre­
mismus und seinen Resonanzen 
bis in das Zentrum der Gesell­
schaft. 

Probleme der Vergemeinschaf­
tung sind in der Bewegungsfor­
schung bisher nicht ausreichend 

erforscht worden. Soziale Bewe­
gungen sind offensichtlich nicht 
nur als zielbewußte und rationa­
le kollektive Akteure zu verste­
hen, die sich in den politischen 
Prozeß mit ihren Anliegen ein­
bringen. Gemeinschaftsbezüge 
dienen sozialen Bewegungen als 
Ressource und sind schwerlich 
mit 'Rational Choice'-Ansätzen 
erfaßbar. In den 70er/80er Jah­
ren waren es postmaterialistische 
Werthorizonte, die soziale Be­
wegungen auszeichneten. Dabei 
waren die Bildung gemeinsamer 
Milieus und Lebenswelten ent­
scheidende Voraussetzungen für 
das Entstehen von kollektiven 
Bewegungsakteuren als Solidar­
gemeinschaften, die sich den 
gängigen politischen Zurech­
nungsschemata entziehen. 

In diesem Kontext eröffnet sich 
eine Reihe von Fragestellungen, 
für deren Beantwortung das in­
terdisziplinäre Wechselspiel von 
Bewegungsforschung, Sozial­
psychologie und allgemeiner 
Soziologie von Nutzen sein 
kann. 

Individuen machen sich ein Bild 
von sich selber und richten ihr 
soziales Handeln entsprechend 
aus. Sie orientieren sich dabei 
an sozialen Nahbereichen, Ge­
meinsamkeiten, Ähnlichkeiten 
etc. und identifizieren sich auf 
diese Weise mit Zielen und Wer­
ten anderer. Im Alltag findet dies 
Ausdruck in der Musik, die 
mensch hört, in Mode, 'Szene'-
Zugehörigkeiten usw. Offen 
bleibt, unter welchen Vorausset­
zungen sich 'Gleichgesinnte' fin­
den und erkennen. In welchem 
Zusammenhang stehen beispiels-
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weise Identität und soziales Han­
deln, Individuen und bewegtes 
Kollektiv? 

Bewegungsforscher heben die 
Erzeugung und Stabilisierung 
kollektiver Identitäten als kon­
stitutives Merkmal sozialer Be­
wegungen hervor, ohne je­
doch den Begriff 'kollektive 
Identität' und den Prozeß ihrer 
Entstehung und ihres Wandels 
exakt zu erklären. Es macht je­
doch den Eindruck, daß kollek­
tive Identitätsbildung einer be­
wegungsinternen Dynamik stän­
diger Redefinitions- und Aus­
handlungsprozesse auf der 
Grundlage tatsächlicher oder fik­
tiver Gemeinsamkeiten einzelner 
Bewegungssegmente unterliegt. 
Gemeinschaftsbildung und ihre 
Artikulation stehen vor allem 
unter dem Einfluß gemeinsamer 
Gegnerschaft bzw. Abwehrhal­
tungen. Eine stark homogene, 
geschlossene Bewegungs-Identi­
tät birgt jedoch das Risiko der 
Ausgrenzung und Sektiererei, 
eine extrem heterogene das des 
Zerfalls der Bewegung. 

Die 'Forschungsgruppe Neue 
Soziale Bewegungen' konnte für 
die Tagung Referentinnen 
gewinnen, die ein vielfältiges 
Spektrum der genannten Frage­
stellungen abdecken. Unter Be­
zugnahme auf spezifische Bewe­
gungen (z.B. Umweltbewegung, 
Schwulenbewegung etc.) sollen 
Konzepte 'kollektiver' bzw. 'so­
zialer Identität' auf ihre Aussa­
gekraft für die Bewegungsfor­
schung hin überprüft werden. 
Angesichts der Vielfalt der 
Aspekte, die aus der Perspekti­
ve unterschiedlicher For­

schungsdisziplinen beleuchtet 
werden sollen, haben wir in der 
Grundanlage der Tagung vor al­
lem darauf geachtet, daß zwi­
schen den einzelnen Vorträgen 
ausreichend Zeit für Diskussio­
nen bleibt. 

Das Programm der Tagung sieht 
wie folgt aus: 

Freitag 
18:00 Begrüßung 

18:30 Dieter Rucht (Berlin): 
Kollektive Identität: 
Konzeptionelle Überle­
gungen zu einem Desi­
derat der Bewegungsfor­
schung 

19:30 Diskussion 

20:00 Abendessen mit anschlie­
ßender Möglichkeit zum 
„Kamingespräch" 

Samstag 
9:30 Bernd Simon (Münster): 

Individuelles und kollek­
tives Selbst: Zum sozial­
psychologischen Verhält­
nis von Individuum und 
Gruppe in modernen Ge­
sellschaften 

10:30 Diskussion 

11:00 Kaffee-Pause 

11:30 Brigitte Pörzgen (Ko­
blenz): Selbstkonzept und 
soziales Handeln 

12:30 Diskussion 

13:00 Mittagessen 

14:00 Ulrich Wagner (Mar­
burg)/ Andreas Zick 
(Wuppertal): Soziale 
Identität und Beeinflus­
sung 

15:00 Diskussion 

15:30 Klaus Eder (Berlin): Das 
Identitätskonzept der 
Umweltbewegung 

16:30 Diskussion 

Sonntag 
9:30 Kai-Uwe Hellmann (Ber­

lin): Soziale Bewegun­
gen: Kollektive Identi­
tätsbildung sozialer Mi­
lieus 

10:30 Diskussion 

11:00 Veit-Michael Bader 
(Amsterdam): Artikulati­
on kollektiver Identitäten. 
Zwischen Primordialis-
mus und Diskurs 

12:00 Diskussion 

bis 

13:00 Möglichkeit zu abschlie­
ßender Diskussionsrande 

Der Teilnahmebeitrag beträgt 80 
DM bzw. 50 DM für Studieren­
de und Arbeitslose. 

Kontakt und verbindliche An­
meldungen an: 

Markus Rohde, Dorotheenstra-
ße 85, 53111 Bonn, Tel.: 0228/ 
691043. 
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Kurzkom-
m e n t a r 
Stichflammen-
Journalismus 
Ökologie ist heute für viele Me­
dien ein modisches Thema. Alle 
reden von Umweltschutz, doch 
niemand tut etwas nachhaltiges, 
um die kollektive Apathie auf­
zuhalten. Grund für dieses Di­
lemma ist auch ein Stichflam­
men-Journalismus, an den sich 
fast alle gewöhnt haben. Krisen 
und Katastrophen werden plötz­
lich (und oft rein zufällig) ent­
deckt, brisant dargestellt und 
dann wieder vergessen. Dieser 
Mechanismus verläuft fast im­
mer nach der gleichen Drama­
turgie. In vielen Redaktionen 
gibt es für diese journalistische 
Methode auch schon einen Be­
griff: Die Planer fordern einen 
„Aufreger". Nachdem das Publi­
kum sich aufgeregt hat, kann es 
sich auch rasch wieder abregen. 
Diese Negativtendenz, nicht nur 
in der Umweltberichterstattung, 
muß zugunsten eines erklären­
den und aufklärenden Journalis­
mus gebrochen werden. 

Es geht um Strukturen, um 
gründliche Nachfragen, um 
nachvollziehbare Erklärungen 
und glaubwürdige Darstellung 
von Umweltthemen. Al l dies 
klingt unglaublich altmodisch, 
würde jedoch den Interessen des 
Publikums entgegenkommen. 

An die Stelle von „Aktion-
News" in zwei Sätzen oder ei­
nem Kurzreport von einer Mi­

nute könnten andere Präsentati­
onsformen treten, die Nachricht 
mit Hintergrund bringen. Ein 
Beispiel: Ständig gibt es neue 
Skandale zum illegalen Export 
von Plastikmüll; die kriminellen 
Praktiken des Dualen Systems 
werden jedoch nicht analytisch 
aufgearbeitet und dem Publikum 
nachvollziehbar vermittelt. 

Hier liegt auch ein entscheiden­
des Defizit der Umweltverbän­
de. Allzu oft verstricken sie sich 
in ihre Spezialinformationen und 
Expertendialoge, ohne die ge­
wonnenen Erkenntnisse .sinnvoll­
umzusetzen. Es müßte eine 
Kurskorrektur vorgenommen 
werden. Die Hälfte der Zeit, die 
eine Projektgruppe damit ver­
bringt, ein Thema zu erschlie­
ßen und aufzuarbeiten, müßte 
darauf verwandt werden, mit ei­
nem klugen Konzept die Er­
kenntnisse der Öffentlichkeit zu 
vermitteln. Damit könnte erreicht 
werden, daß viele interessante 
und spannende Informationen 
über ein Fachpublikum hinaus 
registriert werden. 

Ökologie ist heute Teil des Zeit­
geistes, es ist chic, sich ökolo­
gisch zu geben. Doch es nutzt 
niemandem etwas, allein an der 
ökologischen Inspiration festzu­
halten und an Versprechungen 
zu glauben. Eine ökologische 
Umsteuerung der Industriege­
sellschaft ist möglich und muß 
von Politik und Wirtschaft kon­
sequent eingefordert werden. Bei 
diesem Prozeß spielt die Öffent­
lichkeit die entscheidende Rol­
le. Dies müssen auch die Um­
weltverbände erkennen. 

Thomas Leif 

Ökologie hoch 
im Kurs 
Bei den Bundesbürgern ist das 
ökologische Problembewußtsein 
stark ausgeprägt. Auf Fahrten 
mit dem Auto wollen dennoch 
nur wenige verzichten. 
Das Umweltbewußtsein ist ge­
genüber 1985 in den alten Bun­
desländern um rund 20 Prozent 
gestiegen. Dabei geht das hohe 
ökologische Problembebewußt-
sein einher mit der Bereitschaft, 
sich umweltgerecht zu verhalten. 
So lautet das Ergebnis einer bun­
desweiten Repräsentativstudie 
des Umweltbundesamts in Ber­
lin. Danach würden die meisten 
der rund 3000 Befragten beim 
Trinkwasserschutz und bei der 
Müllvermeidung persönliche 
Mehrkosten akzeptieren. Mit 
Blick auf das eigene Umwelt­
verhalten zeigen sich den Mei­
nungsforschern zufolge aber 
auch Ungereimtheiten. Obwohl 
sich 60 Prozent an Autolärm und 
-abgasen störten, seien in den al­
ten Ländern lediglich 21, im 
Osten sogar nur 12 Prozent der 
Befragten bereit, häufiger auf 
Autofahrten zu verzichten. Be­
sonders bei der Einschätzung 
von Gefährdungen zeigen sich 
deutliche Unterschiede: Die Ge­
fahr von Chemieunfällen schät­
zen Ostdeutsche (40 Prozent) 
geringer ein als Westdeutsche 
(64 Prozent). 

Quelle: W&V News 17/1994, S. 16 
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B e r i c h t e 
Bürger/innen-
lobby gegen 
Armut in der 
Dritten Welt 
Daß es unverändert Hunger auf 
der Erde gibt, liegt nicht an feh­
lende Technologien, mangeln­
den Ressourcen oder der vielbe­
schworenen »Überbevölke­
rung«. Was fehlt, ist der politi­
sche Wille, gegen die weitweite 
Armut etwas zu unternehmen. 
Die internationale Organisation 
»Resultate« versucht Druck auf 
Politiker auszuüben, damit end­
lich etwas getan wird zur Über­
windung des Elends. 

Globale Veränderungen sind nur 
möglich, wenn die Bürger und 
Bürgerinnen weltweit auf »ihre« 
Politiker/innen zugehen, sie in­
formieren, ihre Unterstützung 
beim Kampf gegen die Armut 
einfordern und die Umsetzung 
der Forderungen dann auch kon­
trollieren. 

Dies ist zumindest die Überzeu­
gung von »Resultate«, einer 
Bürgerlobby, die im Jahre 1980 
in den USA entstanden ist und 
gegenwärtig mehr als 160 Grup­
pen in Australien, Großbritan­
nien, Japan, Mexiko, Rußland 
und der Ukraine zählt - die vier 
Gruppen in der Bundesrepublik 
sind in Aschaffenburg, Darm­
stadt, Freiburg und München. 

Wie die Einflußnahme der Bür­
ger/innen funktioniert, zeigt die 
Weltbank-Initiative von »Resul­
tate«. Ziel dieser Aktion war es, 
die »größte Institution zur Finan­
zierung der Entwicklung in der 
Dritten Welt« dazu zu bewegen, 
mehr für die Armutsbekämpfung 
zu tun. In einem Brief wurde die 
Weltbank aufgefordert, mehr 
Kredite für Selbsthilfeprojekte, 
für die Gesundheitsfürsorge und 
Schulbildung auszugeben. 

Durch persönliche Gespräche, 
Leserbriefe und Medienarbeit 
konnten weltweit 1400 Parla­
mentarier/innen dazu bewegt 
werden, diesen Brief zu unter­
zeichnen, in Deutschland mehr 
als ein Drittel aller Bundestags­
abgeordneten. Die Initiative be­
wirkte eine Änderung der Ver­
gabekriterien der Weltbank, we­
sentliche Forderungen des Brie­
fes wurden erfüllt. 

Arbeitsschwerpunkte des Jahres 
1994 sind die Armutsbekämp­
fung durch die Weltbank und re­
gionale Entwicklungsbanken, die 
Entwicklungspolitik der Euro­
päischen Union und die Verbrei­
tung des Grameen Bank-Modells 
- eine Bank, die den Armen auf 
dem Land Kredite gibt, mit de­
nen sie sich eine menschenwür­
dige Existenz aufbauen können. 

Nähere Informationen bei Resul­
tate e.V., Nancy Wimmer, Am­
selweg 7, D-85591 Vaterstetten, 
Telefon (08106) 34147, Telefax 
(08106)4771. 

Unterstützung 
für 
Bürgerkriegs­
deserteure 
Tausende von Deserteuren und 
Kriegsdienstverweigerern aus 
dem ehemaligen Jugoslawien 
sind in die Bundesrepublik ge­
flüchtet und leben nun ständiger 
Angst, an die Front oder ins Ge­
fängnis ausgewiesen zu werden. 
Einige erwartet die Todesstrafe. 
Ein neu gegründetes »Komitee« 
setzt sich für diese Flüchtlinge 
ein. 

Augenblicklich ist die Abschie­
bung von Bürgerkriegsdeserteu­
ren und -Verweigerern nur durch 
die Unterbringung in Gastfami­
lien zu verhindern, die sich zu­
vor verpflichten müssen, sämtli­
che anfallenden Kosten zu über­
nehmen und auf unbestimmte 
Zeit zu tragen. 

Deshalb setzt sich das Komitee 
zur Unterstützung von Deserteu­
ren aus dem ehemaligen Jugo­
slawien dafür ein, daß die De­
serteure als politische Flüchtlin­
ge anerkannt und die Aufent­
haltskosten durch Länder und 
Kommunen übernommen wer­
den. Denn nur so kann ein gesi­
cherter Aufenthalt für die Dauer 
des Bürgerkrieges garantiert wer­
den. 

Durch Gespräche mit Politiker­
innen, Verbänden und Künstler­
innen soll eine Lobby für De­
serteure entstehen. Kommunen 
und Länder sollen sich verpflich­
ten, Ausbildungsplätze bereitzu-
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stellen. Außerdem versucht das 
Komitee eine breite Unterstüt­
zung in der Bevölkerung zu or­
ganisieren, u.a. durch Spenden 
und die Sammlung von Unter­
schriften: Bis zum Sommer 1994 
sollen europaweit 1 Million Un­
terschriften für den Appell zu­
gunsten der Deserteure und 
Kriegsdienstverzveigerer aus 
dem ehemaligen Jugoslawien -
initiiert vom Europäischen Bür­
gerforum - dazu beitragen, die­
sen Menschen einen sicheren Zu­
fluchtsort zu schaffen. Der Ap­
pell, der u.a. von zahlreichen 
Prominenten aus ganz Europa 
unterzeichnet worden ist, stützt 
sich auf eine Entschließung des 
Europäischen Parlaments, wel­
che die EU-Staaten auffordert, 
die Deserteure und Kriegsdienst­
verweigerer aus dem ehemaligen 
Jugoslawien aufzunehmen und 
als Flüchtlinge anzuerkennen. 

Nähere Informationen und Un­
terschriftenlisten beim »Komitee 
zur Unterstützung der Deserteu­
re und Kriegsdienstverweigerer 
aus dem ehemaligen Jugoslawi­
en«, c/o Radio F.R.E.I., Postfach 
375, D-99008 Erfurt, Telefon 
(0361) 5624383, Telefon/-fax 
(0361)603793. 

Expertise, Re­
cherche, Vernet­
zung, Lobby -
Weltwirtschaft, 
Ökologie und 
Entwicklung 
e.V. (WEED) in 
Bonn 
Polltisches Selbstver­
ständnis 
Weltwirtschaft, Ökologie und 
Entwicklung e.V. wurde im Juni 
1990 gegründet. Aus der engli­
schen Übersetzung des Vereins­
namens (World Economy, Eco­
logy and Development) leitet 
sich das Kürzel WEED ab, was 
soviel heißt wie Unkraut, wild­
wachsendes Kraut. Ganz bewußt 
wählten wir dieses Kürzel, das 
symbolisch unseren Widerspruch 
zum herrschenden Entwick-
lungs- und Industrialisierungs­
modell zum Ausdruck bringen 
soll. 

Denn: Auch die Überwindung 
der Blockkonfrontation zwischen 
Ost und West hat an den Struk­
turen des Weltwirtschaftssy­
stems nichts geändert. Ganz im 
Gegenteil, die Konflikte zwi­
schen armen und reichen Län­
dern nehmen ständig zu. Weni­
gen Wohlhabenden stehen in 
zwei Dritteln der Welt - vor al­
lem in den Ländern des Südens, 
jedoch zunehmend auch im Nor­
den - die Vielen gegenüber, die 
um ihr tägliches Überleben 
kämpfen. Darüber hinaus neh­
men Umweltzerstörung und öko­

logische Gefahren ein immer 
größeres Ausmaß an. Die Zer­
störung der Natur durch das vor­
herrschende Industriemodell 
wird zu einer ernsten Bedrohung, 
die unser aller Überleben in Fra­
ge stellt. 

Dieser Bedrohung muß begeg­
net werden: WEED will kriti­
sches Potential vereinen und Al ­
ternativen aufzeigen. Wir haben 
unseren Verein gegründet, um 
mit unserem Fachwissen und 
Engagement diejenigen ge­
sellschaftlichen Kräfte zu stär­
ken, die für eine solidarische und 
ökologische Politik nach innen 
und außen eintreten. Dabei wol­
len wir nicht eine weitere NRO 
sein, die mittels Projekten auf 
eine Veränderung in den Län­
dern des Südens abzielt, sondern 
verstehen uns als Interessenver­
tretung dortiger NRO hier im 
Norden. Unser Anliegen ist, hier 
im Norden Politik- und Bewußt-
seinsveränderungen zu bewirken. 

Arbeitssch werpu n kte 
und -Themenbereiche 
Folgende Themen werden der­
zeit kontinuierlich teils von 
Einzelpersonen, teils von Ar­
beitsgruppen betreut. Wir kön­
nen dazu Studien und Informati-
onsmaterial anbieten (im Büro 
nachfragen bzw. Materialliste 
anfordern): 

• Schuldenkrise, Entschul­
dungsstrategien, 

® Hermesbürgschaften, 

® kritische Bewertung des 
BMZE-Haushalts, 
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• UNCED-Nachfolgeprozeß: 
Mitarbeit im Forum Umwelt 
und Entwicklung, Beobach­
tung der Kommission für 
nachhaltige Entwicklung 
(CSD), 

® Beobachtung und Kritik der 
IWF-AVeltbankpolitik: u.a. 
Nord-Süd-Finanztransfer, 
Transparenz und Demokratie 
im internationalen Ent­
wicklungsmanagement, Kon­
trolle der deutschen Welt­
bankpolitik, Einrichtung der 
Global Environment Facility 
(GEF), 

© ökologisch und sozial verträg­
liche Welthandelspolitik 
(GATT, UNCTAD, EU), 

• UNO, UN-System: Reform, 
Reformierbarkeit und Demo­
kratisierung, Informationsar­
beit zum Weltsozialgipfel, 

® Menschenrechtspolitik der 
Bundesregierung: Bewertung 
und Kritik der sog. Men­
schenrechtskonditionalität in 
der Entwicklungspolitik, Aus­
weitung auf die Bereiche Au­
ßen- und Wirtschaftspolitik, 

® Kinder und Menschenrechte, 

® Frauen: Menschenrechte, 
„Frauenförderung" und 
Bevölkerungspolitik, 

• NRO-Strategiedebatte. 

Öffentlichkeits- und 
informationsarbeit 
WEED vertreibt einen entwick­
lungspolitischen Fachinforma­

tionsdienst - den monatlich er­
scheinenden Informationsbrief 
„Weltwirtschaft & Entwick­
lung", der im Abonnement be­
zogen werden kann (für Mitglie­
der kostenlos). Mindestens acht­
mal jährlich erscheinen Sonder­
dienste zu aktuellen Themen, die 
im Büro bestellt werden können. 

Über Studien und sonstige Ma­
terialien informiert unsere 
Materialliste. Darüberhinaus ha­
ben wir regelmäßige Kontakte zu 
Fachjournalisten und -redakteu-
ren knüpfen können, die unse­
ren Themen in den Medien Ge­
hör verschaffen. 

Mitgliedschaft 
WEED ist ein eingetragener, ge­
meinnütziger Verein. Es besteht 
die Möglichkeit, ordentliches 
Mitglied oder Fördermitglied zu 
werden. In beiden Fällen schließt 
dies den regelmäßigen Bezug des 
Infobriefes und den kostenlosen 
Bezug sämtlicher Materialien 
ein. Alle WEED-Mitglieder sind 
zu den öffentlichen Vorstands­
sitzungen und zu jeder Form der 
Mitarbeit, z.B. in den Arbeits­
gruppen oder durch Artikel für 
den Infobrief herzlich eingela­
den. Jedes Jahr findet eine or­
dentliche Mitgliederversamm­
lung statt. 

Für alle weiteren Informationen 
steht unser Büro gern zur Verfü­
gung. Die Anschrift: WEED, 
Berliner Platz 1, 53111 Bonn, 
Tel.: 0228/696479, Fax: 0228/ 
696470. 

Die internatio­
nale Kampagne 
gegen die 
Narmada-
Staudämme 
in Indien 

1985 bewilligte die Weltbank ei­
nen 450 Millionen US-Dollar 
Kredit für den Dardar-Sarovar-
Damm in der Narmada in Indien 
und gab damit den Ausschlag 
dafür, daß der Damm im Rah­
men des umfangreichen Narma-
datal-Entwicklungsprojektes tat­
sächlich gebaut wurde. Allein 
der Stausee dieses Dammes wird 
mindestens 100.000 Menschen 
aus ihrer Heimat vertreiben, wei­
tere 150.000 Menschen müssen 
aufgrund des geplanten Kanal­
systems umsiedeln. Außerdem 
werden etwa 35.000 Hektar 
fruchtbaren Ackerlandes und Pri­
märwald in den Fluten des Stau­
sees verloren gehen. 

Das internationale Netz von 
NRO gegen die Narmada-Stau-
dämme besteht zur Zeit aus etwa 
700 Nicht-Regierungs-Organisa­
tionen weltweit. Die Kerngrup­
pe setzt sich zusammen aus der 
Narmada Bachao Andolan (Be­
wegung zur Rettung der Narma­
da) in Indien und etwa 20 Un­
terstützergruppen weltweit. Letz­
tere dienen als Mittlergruppen 
für die übrigen Organisationen 
in ihrem Land, sie versorgen au­
ßerdem die Presse und Abgeord­
nete mit aktuellen Informationen 
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und koordinieren Protestschrei­
ben oder sonstige Aktionen. 

Wichtigste Voraussetzung für 
die Entwicklung des internatio­
nalen Netzes war die Tatsache, 
daß der Widerstamd in Indien 
selber früh entwickelt war. 
Medha Patkar, Soziologin aus 
Bombay und Motor der indi­
schen Bewegung, hatte 1985 be­
gonnen, die Bewohnerinnen des 
Narmada-Tals über den drohen­
den Staudamm zu informieren 
und war maßgeblich an deren 
Organisierung in der Narmada 
Bachao Andolan beteiligt. Per­
sonell rekrutiert sich die Haupt­
gruppe des indischen Widerstan­
des bis auf wenige weitere So­
ziologinnen aus Bombay nur aus 
direkt von der Vertreibung Be­
troffenen. 

Das Netz der internationalen 
Unterstützung ist vor allem seit 
1990 gewachsen. Seit dem Be­
ginn der Bauarbeiten am Stau­
damm 1987 gab es weltweit eine 
Reihe vereinzelter Gruppen, die 
auf nationaler Ebene Aktionen 
gegen den Staudamm durchführ­
ten. Schon früh hatten z.B. der 
Environmental Defense Fund 
(EDF) in Washington und Fri­
ends of the Earth Japan zu Pro­
testen aufgerufen oder Veranstal­
tungen zur Problematik des Stau­
damms durchgeführt. 1990 hat­
te dies in Japan dazu geführt, daß 
der ursprünglich vom japani­
schen Entwicklungshilfeministe­
rium bewilligte bilaterale Kredit 
für die Turbinen des Staudamms 
eingefroren wurde. In Europa er­
folgte die Vernetzung der ver­
einzelt gegen den Staudamm 

agierenden Gruppen vor allem 
mit der Besuchsreise von zwei 
Vertretern der indischen Bewe­
gung im April 1991. 

Bei all diesen Gruppen handelt 
es sich um eine bunte Mischung 
aus Umwelt-, Indien-, „Dritte 
Welt"-, Menschenrechts- oder 
sonstigen entwicklungspoliti­
schen Gruppen. Ein weiteres 
Kennzeichen dieser Gruppen be­
steht darin, daß sie als Gruppen 
bereits existierten und die Kam­
pagne gegen den Staudamm im 
Rahmen ihrer eigenen Schwer­
punktsetzung gestalteten. So war 
z.B. für einige Gruppen die Zer­
störung der Natur der Ansatz­
punkt, für einige die Menschen­
rechtsfrage, andere stellten die 
Bedrohung der Adivasi (indische 
Ureinwohner) und ihrer Kultur 
in den Vordergrund. 

Dieser unterschiedlichen 
Schwerpunktsetzung der Grup­
pen entspricht auch die Arbeits­
weise des Netzes. Es gab nie eine 
gemeinsame Plattform innerhalb 
der Kampagne und die wenigen 
Strategiediskussionen waren 
nicht bindend. Innerhalb ihres 
jeweiligen Landes agieren die 
Gruppen völlig autonom, häufig 
in Zusammenarbeit mit anderen 
Organisationen in ihrem Land. 
Sie organisieren Veranstaltun­
gen, geben Informationsblätter 
heraus, informieren die Presse 
über aktuelle Vorfälle und be­
treiben Lobbying bei ihren Mi­
nisterien und Abgeordneten. Ge­
meinsame internationale Aktio­
nen sind in der Regel Reaktio­
nen auf Vorfälle im Zusammen­
hang mit dem Staudamm-Bau in 

Indien oder bei der Weltbank. 
Eine der Kerngruppen ergreift in 
solchen Fällen die Initiative und 
schickt einen Vorschlag für ein 
gemeinsames Statement oder 
Memorandum an die übrigen 
Kerngruppen. Deren Änderungs­
wünsche werden in das Schrei­
ben eingearbeitet und anschlie­
ßend sammeln die Kerngruppen 
entsprechende Unterzeichnerin­
nen auf ihrer nationalen Ebene. 

„We might loose this battle, but 
we will win the war." war ein 
früher Kommentar Medha Pat­
kars zu den Erfolgsaussichten 
der Kampagne. Obschon der 
Staudamm mittlerweile eine 
Höhe von über 70 Metern er­
reicht hat (geplant sind über 150 
Meter), war die Bewegung in 
diesem Sinne erfolgreich. 1991 
beauftragte der damalige Welt­
bank-Präsident Connable zum 
ersten Mal in der Geschichte der 
Weltbank eine unabhängige 
Kommission mit der Überprü­
fung der Narmada-Projekte. Der 
Bericht dieser Kommission (der 
nach ihrem Leiter benannte sog. 
Mörse-Bericht) war eine Ohrfei­
ge für die Weltbank. Alle von 
der Weltbank finanzierten Pro­
jekte wurden daraufhin auf die 
Einhaltung der internen Umsied­
lungsrichtlinien untersucht; das 
Ergebnis trug weiter zum Image­
verlust der Weltbank bei. 



118 FORSCHUNGSJOURNAL NSB 3/94 

T a g u n g e n / 
T e r m i n e 

Zwischen 
Verweigerung 
und Opposition 
Politischer Protest in der 
DDR vom Anfang der 
70er Jahre bis zur 
friedlichen Revolution 
1989 

Zeit: 7. und 8. Oktober 
1994 in Leipzig 
Ort der Tagung: Universi­
tät Leipzig/ Hochhaus 
Die Tagung soll ein Diskussi­
onsforum für Sozial- und Poli­
tikwissenschaftler, Theologen, 
Historiker aus West und Ost sein, 
auf dem Fragen zum politischer 
Protest in der DDR diskutiert 
und empirische Befunde dazu 
vorgestellt werden. Zu diesem 
Thema liegt bereits eine Reihe 
interessanter empirischer For­
schungen und theoretischer Er­
klärungen vor. Allerdings liefen 
die Forschungsprojekte isoliert 
nebeneinander her und bislang 
kam es zu nur wenig fachüber­
greifender Diskussion oder Bi­
lanzierung des Forschungsstan­
des. 

Das fünfte Jahr nach der friedli­
chen Revolution, die durch die 
Leipziger Montagsdemonstratio­
nen wesentliche Impulse erhielt, 
bietet eine gute Gelegenheit, all 

jene Wissenschaftler an diesem 
Ort zusammenzuführen, die über 
die Geschichte des politischen 
Protestes und die friedliche Re­
volution in der DDR geforscht 
haben. 

Es geht nicht um den Versuch 
einer vollständigen und umfas­
senden Erklärung der Revoluti­
on von 1989/90. Vielmehr soll 
der Blick historisch geweitet 
werden und Fragen nach der Ent­
wicklung des Protestes gestellt 
werden. 

Die Tagung ist Bestandteil der 
Ausstellung „Wege zum Herbst 
'89", die anläßlich der fünften 
Wiederkehr der Ereignisse des 
Herbstes '89 von einer Projekt­
gruppe aus Leipziger Bürger­
rechtlern, Wissenschaftlern und 
Künstlern - unterstützt vom 
Haus der Geschichte Bonn -, 
vom 25. September bis 9. No­
vember 1994 in Leipzig veran­
staltet wird. 

Infos und Anmeldung 

Ausstellung Herbst '89 
Projektgruppe Leipzig 
z.Z. im Grassi-Museum 
Johannisplatz 5-11 
04103 Leipzig 
Telefon 0341/2142162 
Telefax 0341/2142164 

Öffentlichkeits­
arbeit 
Die Presse- und Öffentlichkeits­
arbeit in Initiativen ist das The­
ma eines Semmars der Stiftung 
MITARBEIT (30. September bis 
2. Oktober 1994 in Magdeburg). 
Ausgehend von den Erfahrungen 
der Teilnehmer/innen sollen Ant­
worten gefunden werden u.a. auf 
folgende Fragen: Wie bringe ich 
mein Anliegen »unter die Leu­
te«? Wen kann ich ansprechen 
auf welche Weise? Wie muß ein 
Pressebericht aussehen? 
Das Seminar richtet sich an In­
itiativen/ Projekte in den neuen 
Ländern. 

Nähere Informationen zu diesen 
Tagungen bei Sylvia Fels in der 
Bundesgeschäftsstelle der Stif­
tung Mitarbeit 
Bornheimer Str. 37 
53111 Bonn 
Tel. 0228/630023 
Fax. 0228/695421 
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Mate r i a l , 
I n f o s . . . 
Benetton unter 
der Lupe 
Mit Moral und Ethik in der 
Werbung hat sich Anke 
Flemming in ihrer Magister­
arbeit beschäftigt. Am Bei­
spiel der Benetton-Kampa­
gnen 1991/92 untersuchte 
die Gießener Studentin, ob 
ein Unternehmen mit Anzei­
gen etwas gegen soziale 
Mißstände bewirken kann. 
Infos: 0641/492729. 

Curriculum 
Friedens- und 
Konfliktforschung 
Am Institut für Soziologie 
der Universität Marburg 
haben Dr. Peter Imbusch 
und Prof. Dr. Ralf Zoll mit 
Vorarbeiten zu einem um­
fassenden „Curriculum 
Friedens- und Konfliktfor­
schung" begonnen und 
einen ersten Entwurf vorge­
legt, der bei den Autoren 
angefordert werden kann. 
Sie sind an Austausch mit 
Kolleginnen interessiert, die 
ebenfalls auf diesem Gebiet 
arbeiten. 

Kontaktadresse: 

Institut für Soziologie (Dr. 
Imbusch, Prof. Dr. Zoll), 
Universität Marburg, D-

35032 Marburg, Tel.:06421) 
28-4377, Fax: (06421) 8913. 

Fachlektorat 
Frieden 
Mitte April 1994 wurde in 
Hamburg zur Unterstützung 
der Friedensforschung ein 
Lektorat eröffnet. Unter dem 
Namen „drafi - fachlektorat 
frieden" (draft steht für doku-
mentationen, recherchen, 
analysen, fachlektorat, text-
beratung) will diese Einrich­
tung Dokumentationen, 
Recherchen und Analysen 
fördern und Textberatung 
schon bei der Erstellung von 
Manuskripten bieten. Be­
gründer des Lektorats ist 
Wilhelm Nolte, vormalig 
Leiter des Fachzentrums 
Dokumentation der Füh­
rungsakademie der Bundes­
wehr. Schon als Berufsoffi­
zier hat sich der zum Wis­
senschaftlichen Dokumentär 
ausgebildete Oberstleutnant 
kritisch mit der Strategie der 
NATO auseinandergesetzt 
und unter Einbeziehung 
gewaltfreien Widerstands 
eine eigenständige Alternati­
ve entwickelt (Autonome 
Abwehr). Mit dem Lektorat 
will Nolte nach seinem Aus­
scheiden aus der Bundes­
wehr weiter an Fragen ge­
waltfreier Konfliktlösung 
arbeiten. 

Kontaktadresse: 

draft - fachlektorat frieden, 
Wilhelm Nolte, Tönninger 

Weg 29, D-22609 Hamburg, 
Tel. (40) 8004178 und 
8004357, Fax: (040) 
8004178. 

Management in 
sozialen 
Organisationen 
Handbuch für die Praxis 
sozialer Arbeit 
Das Handbuch vermittelt 
allen Mitarbeitern in sozialen 
Einrichtungen, Behörden 
und bei freien Trägern 
Grundlagen effektiver und 
methodischer Arbeit. Es soll 
zugleich Zugang zum Den­
ken in Kategorien verant­
wortbaren Managements 
ermöglichen und den Lei-
stungskräfien Mut zur Pro­
fessionalisierung ihres Ma­
nagements machen, ohne 
die Besonderheiten gerade 
sozialer Dienstleistungen zu 
vernachlässigen, die beson­
deren ethischen Grundsät­
zen unterliegen. 

Aus dem Inhalt: 

• Arbeitsmethoden und 
Ratschläge zur Fallbear­
beitung - Weiterentwick­
lung sozialer Einrichtun­
gen - Zeitmanagement -
Controlling - Mitarbeiter­
führung. 

• Praktische Anleitungen 
helfen, typische Fehler 
und Fehleinschätzungen 
in der sozialen Arbeit zu 
vermeiden und zugleich 
eine positive Aufwertung 
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des Berufsbildes „sozialer 
Praktiken" zu erreichen. 

• Zahlreiche Schaubilder, 
Checklisten, Arbeitsblätter 
und ausführliche Fallbei­
spiele machen „Manage­
ment in sozialen Organi­
sationen", zu einer praxis­
bezogenen Arbeitshilfe. 

Wallhalla und Praetoria 
Verlag, Berl in/Bonn/Regens­
burg 1993. 

Literaturliste 
Speziell für Non-Profit-
Organisationen (NPO) hat 
Verein & Management, die 
Fachzeitschrift für Führungs­
kräfte der N P O , eine Litera­
turliste zusammengestellt. 

Diese Liste enthält die der­
zeit lieferbaren Bücher, 
Zeitschriften und Loseblatt-
Sammlungen zu Themenbe­
reichen wie Sponsoring, 
Verbandsmarketing, Ver­
einsrecht, Vereinssteuern, 
Veranstaltungen etc. 

Das 24-seitige Verzeichnis 
kann gegen 2 , - Mark in 
Briefmarken besteilt werden 
bei: 
Verein & Management, 
Jahnstr. 15 
71706 Markgröningen. 

Boykott 
In den vergangenen Jahren 
entdecken immer mehr 
Initiativen den Boykott als 
eine effektive gewaltfreie 
Aktionsform. Wo Gespräche, 
Appelle und Proteste auf 
Granit stoßen, kann ein 
gezielter Boykott oft Wunder 
wirken. 

Allerdings ist die Durchfüh­
rung eines Boykotts eine 
keineswegs leicht zu organi­
sierende Form des gewalt­
freien Widerstandes. Viel­
mehr hängen Erfolg oder 
Mißerfolg von einer sorgfälti­
gen Kampagnenplanung ab. 

Ein neues Arbeits- und 
Aktionsheft vermittelt Initiati­
ven aus den sozialen Bewe­
gungen das nötige Know-
how und zeigt, wie ein Boy­
kott mit einiger Aussicht auf 
Erfolg organisiert werden 
kann. Die Autorinnen stellen 
eine Typologie des Konsum­
boykotts vor, skizieren das 
Konzept einer Kampagnen-
pianung, geben Hinweise für 
den Verlauf einer Boykottak­
tion und klären über die 
rechtliche Situation auf. 
Zahlreiche Fallbeispiele und 
ein Methodenteil runden die 
Broschüre ab. 

Duffner, Felix/Mayer, Ute/ 
Wohland, Ulrich (hrsg. von 
Werkstatt für gewaltfreie 
Aktion, Baden): Boykott. Die 
große Macht der kleinen 
Leute, 79 S. , DIN A4, zu 
beziehen bei PAZIFIX, 
Alberichstr. 9, D-76185 
Karlsruhe, Telefon (07 21) 

55 22 70; Telefax (07 21) 
55 86 22 

Finanzierung von 
Frauenprojekten 
Welche besonderen Qualitä­
ten zeichnen feministische 
Projekte aus? Welche För­
derung benötigen die Projek­
te für ihre Arbeit und welche 
bekommen sie real? Welche 
Folgen hat die derzeitige 
Mangelfinanzierung für die 
Arbeit der Projekte und was 
bringt die betroffenen Frau­
en dazu, sie trotz aller Nach­
teile zu akzeptieren? 

Eine soeben erschienene 
empirische Studie, welche 
die öffentliche Förderung 
von Frauenprojekten in 
Berlin zwischen 1987 und 
1993 untersucht, findet 
vielschichtige und unbeque­
me Antworten - sowohl für 
die fördernden Institutionen 
als auch für die Projekte 
selbst. Die Autorinnen kriti­
sieren die staatliche Förder­
politik, die die Arbeit der 
Projekte gern möglichst billig 
in Anspruch nimmt, aber die 
Chancen der von den Pro­
jekten entwickelten Modelle 
nicht nutzt. Sie kritisieren 
aber auch die »Bescheiden­
heit« und Anpassungsbereit­
schaft der Projekte, die 
durch ihre prekäre materielle 
Situation zu zerbrechen 
drohen. 

Die Untersuchung schließt 
eine Recherche der Projekt-
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förderung in sechs anderen 
Bundesländern ein, deren 
Ergebnisse der Berliner 
Situation ähneln. 

Betzelt, Sigrid/Coors, Barba­
ra (hrsg. von Stiftung MIT­
ARBEIT und dem Arbeits­
kreis Autonomer Frauenpro­
jekte): Die Finanzierung von 
Frauenprojekten oder Der 
Versuch, Stroh zu Gold zu 
spinnen. Brennpunkt-Doku­
mentationen zu Selbsthilfe 
und Bürgerengagement Nr. 
22, Bonn 1994, 158 S. 

ZIB-
Neue Zeitschrift 
Mit der Gründung der Zeit­
schrift für Internationale 
Beziehungen (ZIB) möchte 
die Sektion Internationale 
Politik der D V P W ihrem 
Auftrag der Zusammenfüh­
rung der vielfältigen wissen­
schaftlichen Diskussions­
stränge und Forschungser­
gebnisse dienen. Die ZIB 
richtet sich an alle an der 
wissenschaftlichen Ausein­
andersetzung über Grund­
fragen der Internationalen 
Beziehungen interessierten 
Leserinnen und Leser. 

Seit mehreren Jahren durch­
läuft die Teildisziplin inner­
halb der Politikwissenschaft 
einen Prozeß der zuneh­
menden Ausdifferenzierung. 
Bisher fehlte es jedoch an 
einem Kommunikationsfo­
rum, das den Wissenschaft­
lerinnen und Wissenschaft­
lern im deutschsprachigen 
Bereich der Internationalen 

Beziehungen eine mehr als 
nur punktuelle Zusammen­
führung der fachlichen Dis­
kussion bieten konnte. Mit 
ihrem spezifischen Profil in 
der Verknüpfung von Theo­
rie und Empirie soll die ZIB 
diese Lücke schließen. 

Die ZIB soll gerade auch 
jüngeren Autorinnen und 
Autoren einen Anreiz bieten, 
ihre Beiträge zum aktuellen 
Stand der theoretischen und 
anwendungsbezogenen 
Forschung zu präsentieren 
und sich einer richtungs-
übergreifenden Auseinan­
dersetzung unter den und 
über die Denkschulen des 
Realismus, des Globalismus 
und des Pluralismus zu 
stellen. Das thematische 
Spektrum soll dabei die 
ganze Vielfalt der Arbeitsge­
biete der Internationalen 
Beziehungen, Außenpolitik­
analyse, internationale Insti­
tutionen, Friedens- und 
Konfliktforschung/Sicher­
heitspolitik, internationale 
Wirtschaftsbeziehungen und 
internationale Umweltpolitik 
umfassen. 

Über die Aufnahme jedes 
Beitrags wird in einem an­
onymisierten Begutach­
tungsverfahren entschieden, 
das eine gleichbleibend 
hohe Qualität der Beiträge 
sicherstellen soll. Die Beiträ­
ge werden in der Regel in 
deutscher Sprache veröf­
fentlicht. 

Neben den Hauptbeiträgen 
enthält die ZIB ein Forum. 
Beiträge werden darin kri­

tisch kommentiert, aktuelle 
wissenschaftliche Debatten 
in kleiner Form möglichst 
offen ausgetragen. Der 
Besprechungsteil soll vor­
nehmlich mit Sammelrezen­
sionen über die Entwicklung 
der Disziplin anhand neuerer 
relevanter Publikationen 
informieren. In der Rubrik 
Neuerscheinungen wird über 
wichtige neue Bücher aus 
dem Bereich der Internatio­
nalen Beziehungen infor­
miert. 

Redaktion: Christoph Weller, 
Technische Hochschule 
Darmstadt, Institut für Politik­
wissenschaft, Residenz­
schloß, 64283 Darmstadt, 
Tel.: 06151/164633 

Bestelladresse: Nomas 
Verlagsgesellschaft, Post­
fach 610, 76484 Baden-
Baden 

Umweltbüchereien 
Der Wissenschaftsladen 
Bonn hat mit Fördermitteln 
des Umweltbundesamtes 
den ersten Wegweiser für 
Umweltbibliotheken in der 
Bundesrepublik herausge­
bracht. 104 Büchereien, 56 
in den alten und 48 in den 
neuen Bundesländern, sind 
darin aufgeführt. 

Die meisten Umweltbiblio­
theken werden von lokalen 
Umweltinitiativen und -verei­
nen wie zum Beispiel dem 
Umweltzentrum Chemnitz 
oder von überregionalen 
Verbänden wie dem Bund 
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für Umwelt und Naturschutz 
(BUND) unterhalten. Wegen 
dieser Anbindung an poli­
tisch aktive Institutionen 
bieten die meisten Bibliothe­
ken auch Beratungsdienste 
und Bildungsveranstaltun­
gen an. Weitere Merkmale 
der Umweltbibliotheken sind 
die breite Themenpalette 
und die Vielfalt der angebo­
tenen Informationen, die 
neben gedruckten und au­
diovisuellen Medien auch die 
nicht im Handel erhältliche 
„graue" Literatur umfassen. 

Die Büchereien werden in 
der Broschüre, nach Post­
leitzahlbereichen geordnet, 
einzeln vorgestellt; auch 
Öffnungszeiten und Leihbe­
dingungen sind angegeben. 
Ein Überblick über Zahl und 
Art der angebotenen Medien 
und Themengebiete ermög­
licht eine erste Orientierung. 

Das Umweltbundesamt 
fordert die Umweltbibliothe­
ken seit vielen Jahren und 
hat bereits vor der Wieder­
vereinigung auch die kirchli­
chen Umweltbibliotheken in 
der DDR durch den Versand 
von Publikationen unter­
stützt. 

Der Wegweiser kann beim 
Umweltbundesamt, Zentraler 
Antwortdienst, Postfach 
330022, 14191 Berlin, ko­
stenlos bezogen werden. 

R e z e n 
s i o n e n 
Christoph Butterwegge/ 
Hans G. Jansen (Hrsg.): 

Neue soziale 
Bewegungen einer 
alten Stadt. 

Versuch einer vorläufigen 
Bilanz am Beispiel Bre­
mens. 

Steintor Bremen Verlags- und 
Buchhandelsgesellschaft. Bre­
men 1992, 286S. 

Die Entstehungsursachen, Ent­
wicklungsdynamik und Zielset­
zungen neuer sozialer Bewegun­
gen sind weitgehend untersucht 
worden, sieht man einmal von 
der Untersuchung der Bürgerbe­
wegungen in der DDR und der 
Entwicklung nach der Wende ab. 
Was fehlt, sind Regionalstudien, 
die nicht nur das Phänomen so­
ziale Bewegungen allgemein be­
greifen, sondern vor allem die 
Hintergründe, die konkreten Ur­
sachen, die individuellen Akteu­
re und die unterschiedlichen Ziel­
setzungen der einzelnen Grup­
pierungen vor Ort untersuchen. 
Christoph Butterwegge und Hans 
G. Jansen haben diese Problem­
stellung aufgegriffen, indem sie 
fachkundige Autoren und Auto­
rinnen Zusammengebrachthaben, 
die jeweils einen 'Mosaikstein' 
zu dem Gesamtbild neue soziale 
Bewegungen in Bremen bearbei­

ten. Doch ist das Buch nicht 're-
gionalistisch' und nur für Insider 
in Bremen interessant, da zum 
Beispiel im ersten Kapitel Grund­
satzfragen geklärt werden: Was 
sind soziale Bewegungen? Wel­
che sind ihre Entstehungsursa­
chen? Wie sieht die Zukunft von 
sozialen Bewegungen angesichts 
der allgemein zunehmenden 'Po­
litikverdrossenheit' und 'politi­
schen Apathie' generell aus? Gibt 
es überhaupt noch soziale Bewe­
gungen? Dieses Kapitel ist ein 
notwendiger und interessanter 
Einstieg, den hier wird der allge­
meine Handlungsrahmen von 
sozialen Bewegungen in unserer 
Gesellschaft abgesteckt. Erst vor 
diesem Hintergrund kann das 
Beispiel Bremen verstanden wer­
den. Auchermöglichtdiesertheo-
retische Rahmen Überlegungen 
darüber, ob die Struktur der so­
zialen Bewegungen in Bremen 
auch mit der in anderen Städten 
vergleichbar ist bzw. ob sich die 
dortige in eine allgemeine Pro­
testkultur einordnen läßt. 

Im zweiten Kapitel werden die 
Anfänge der sozialen Bewegun-
genzwischen 1945 und dem Ende 
der 60er Jahre untersucht, und 
das anhand der seinerzeit typi­
schen Dreiteilung: Die Frauen-, 
die Friedensbewegung und die 
Ökologiebewegung. Ein ganzes 
Kapitel widmet sich der Schüler-
und Studentenrevolte der 68er. 
Im vierten Kapitel werden die 
neuen sozialen Bewegungen der 
70er, 80er und 90er Jahre unter­
sucht: Ein langer Zeitraum, der 
bedeutend war für die sozialen 
Bewegungen. Weil sich die Be­
wegungen in diesen Jahren aus-
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differenziert haben, können hier 
jedoch nicht alle Facetten bear­
beitet werden. Doch die Beispie­
le sind gut gewählt: Frauenbewe­
gung, Anti-AKW-Protest, Frie­
dens- und Alternativbewegung, 
Arbeitsloseninitiativen und ent­
wicklungspolitischer Protest. Im 
letzten Kapitel befassen sich die 
Autoren mit dem Verhältnis so­
zialer Bewegungen zu Institutio­
nen wie Partei oder Kirche. 

Insgesamt ist der Sammelband 
ein gelungenes Buch: erstens lei­
sten die insgesamt 17 Aufsätze 
einen wichtigen Beitrag zur wis­
senschaftlichen Auseinanderset­
zung mit neuen sozialen Bewe­
gungen, zweitens wird eine Regi­
on - Bremen -bezüglich der dor­
tigen Protestkultur sehr ausführ­
lich untersucht. Drittens ist der 
Band sehr hilfreich für die politi-
scheBildung.dadieBeiträgesehr 
klar und übersichlich geschrie­
ben sind und das Thema Partizi­
pation auf eine sehr eindrückli­
che Weise behandelt wird. 

Ulrike Wasmuth, Berlin 

CO 

Integration: Nie 
war sie so wertvoll 
wie heute. Ein 
Versuch über die 
geglückte 
Gesellschaft 

Bernhard Peters: 
Die Integration 
moderner 
Gesellschaften. 

Suhrkamp: Frankfurt/M 1993 

Die Crux mit der Integration mo­
derner Gesellschaften ist, daß es 
immer zuwenig davon gibt. Inte­
gration scheint ständig bedroht, 
dem stetigen Druck von Diffe­
renzierung und sozialer Ungleich­
heit ausgesetzt. Da mag es nahe-
liegen, Integration schon als Be­
griffnormativ zu denken - womit 
dann reale Verhältnisse kritisch 
beurteilt werden sollen. Diese 
Variante hat Bernhard Peters vor­
gelegt. 

Zunächst wird nicht jeder in 'In­
tegration' Uberhaupt ein sozial­
theoretisches „Grundproblem" 
sehen wollen. Peters dagegen 
möchte sich nicht mit der alten 
Frage begnügen, „warum nicht 
Chaos, Zufall, Entropie herr­
schen." (20) Vielmehr, und da­
mit sind wir im Zentrum seiner 
Argumentation, „wird ... ein be­
stimmterer, positiver Begriff von 
Einheit oder Integration benötigt. 
Unter sozialer Einheit wird ja in 
der Regel und mit Gründen etwas 
Spezifischeres verstanden als blo-
ßeNichtzufälligkeit..."(20).Das 

ist ebenso trivial wie unbestreit­
bar. Nehmen wir ein nahe­
liegendes Beispiel: Die deutsche 
Einheit wird je nach dem Stand­
punkt eines Betrachters sehr un­
terschiedlich beurteilt. Die Dia­
gnosen reichen von „Katastro­
phe" (E. Honecker) bis zum 
„glücklichsten Volk der Welt" 
(W. Momper). Ist die Vereini­
gung nun eine gelungene oder 
eine gescheiterte Integration 
zweier vormals getrennter sozia­
ler Einheiten? Wer entscheidet 
das? Was kann die Soziologie 
hier anderes als den Pluralismus 
der Meinungen, Betroffenheiten, 
Perspektiven etc. als den Gegen­
stand ihres Erkenntnisinteresses 
in der „polykontextuellen Gesell­
schaft" (Günther) feststellen? 

Unbestreitbar enthält hier schon 
die Sache, also die Vereinigung 
in der Perspektive der Beteilig­
ten, (mindestens) „ein normati­
ves Element, eine implizite oder 
explizite Vorstellung in diesem 
Zusammenhang (.. .der) Erhaltung 
bestimmter positiv bewerteter 
Formen von Ordnung". Peters 
verweist dazu auf die Verwand­
schaft seines Begriffs von Inte­
gration mit dem Begriff der „so­
cial control" aus der ältern ameri­
kanischen Soziologie: „Social 
control", so Janowitz, „referred 
to the capacity of a society to 
regulate itself accordinng todesi-
red principles and values." (24, 
FN 14) 

Natürlich ist sich Peters bewußt, 
daß der „normative Unterton" 
(90) seines Buches einer Position 
entstammt, „die in einem gewis­
sen Spannungsverhältnis zu den 
weithin üblichen professionellen 
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Selbstverständnissen über wert­
freies wissenschaftliches Argu­
mentieren steht." (91) Er möchte 
deshalb diese normativen Ele­
mente in seiner Theorie explizit 
machen. Die Auslegung erhellt 
„soziale Reproduktion" als einen 
„Erfolgsbegriff': Er „meint ein 
gelungenes Verhältnis von Frei­
heit und Bindung. Stabile Inter­
aktionsformen in der Gestalt von 
Konformismus, Rigidität, Ritua­
lismus usw. sind in diesem Sinne 
nicht integriert." (92) Eines von 
Peters spärlichen Beispielen für 
ein soziales Gebilde mit mißlun-
genen, „pathologischen Struktu­
ren" ist die innere Struktur des 
Libanon in den vergangenen 15 
Jahren: stabil, aber desintegriert: 

Nach dieser Exposition wird man­
cher Leser vielleicht geneigt sein, 
das Buch ins „Reich des Ethi­
schen, das heißt der frommen 
Wünsche" (Simmel) zu schicken, 
es als eine innovationslose sozio­
logische Ethik (nicht) zu lesen. 
Als Titel dieser Schrift wäre denn 
auch „Versuch über die geglück­
te Vergesellschaftung" angemes­
sener gewesen, ist doch der weit­
aus größte Teil des Buches dem 
Anliegen geschuldet, ein Szena­
rio der gelingenden Vergesell­
schaftung auszuschmücken. 
Wenn man jedoch weiß, daß 
Bernhard Peters dem Projekt 
Habermas verpflichtet ist, über­
raschtes nicht zu vernehmen, daß 
sich Vergesellschaftungs-Erfol­
ge in der Moderne vor allem dort 
einstellen, wo Integration „be­
wußt" und geführt von „kommu­
nikativer Verständigung" stattfin­
det. Was heißt das im einzelnen? 
Das normative Fundament der 
„gelingenden Vergesellschaf­

tung" besteht in „drei Dimensio­
nen in denen soziale Integrati­
on gelingen oder scheitern kann. 
Wir können auch von Formen der 
Integration sprechen: Funktiona­
le Koordination. Moralische In­
tegrität. Expressive Gemein­
schaft." (96) Also Arbeit, Moral 
und Kultur. Oder auch Wirtschaft, 
Erziehung und Bildung. Oder die 
objektive äußere Welt, die innere 
subjektive Welt und der Andere, 
die soziale Welt. Diese Dimen­
sionen sind grundlegende Pro­
bleme menschlicher Gesellschaf­
ten, sie müssen immer irgendwie 
bewältigt werden. Dabei versteht 
Peters seine Heransgehensweise 
an diese „sozialen Grund­
probleme" weder als „konventio-
nalistisch, noch objektivistisch 
oder naturalistisch" (94). Kon­
ventionalistisch hieße: Die Kri­
terien des Gelingens oder Schei­
terns derBewältigung dieser Pro­
bleme werden vom soziologi­
schen Beobachter dem Unter­
suchungsgegenstand einfach de­
skriptiv entnommen, dem, was 
dort explizit als Problem und 
Lösung gilt. Peters Ansatz will 
aber auch nicht objektivistisch 
oder naturalistisch genannt wer­
den, „weil er gleichwohl auf 
Maßstäben oder Kriterien beruht, 
die symbolisch strukturierten 
Lebensformen inhärent sind." 
(94) Der B eobachter legt also auch 
nicht einfach von außen seinen 
Maßstab an, sondern sucht die 
Standards des Gelingens in den 
symbolischen Strukturen des je 
untersuchten sozialen Gebildes: 
, .Menschliche Lebensformen sind 
normativ verfaßt - das heißt, in 
den symbolischen Dimensionen 
der menschlichen Sozialität ent­
wickeln und differenzieren sich 

normative Kriterien, nach denen 
das Gelingen oder Scheitern von 
sozialen Beziehungen bewertet 
wird. Diese symbolischen Ele­
mente definieren Problembedin­
gungen - im Sinne kultureller 
Anspruchsniveaus - und bilden 
zugleich Ressourcen für Problem­
lösungen." (94) 

Aber wie lassen sich diese kultu­
rellen Standards der sozialen In­
tegration dann identifizieren? 
„Rekonstruktiv" - anhand ihrer 
Verletzungen: Sie „lassen sich oft 
anhand der spontanen Reaktio­
nen auf ihre Verletzung identifi­
zieren: in Erfahrungen des Schei­
terns von Lebensformen, in Re­
aktionen auf Unterdrückung, Un­
gerechtigkeit, Mißachtung, im 
Leiden unter der Verarmung ex-
pressiverBeziehungen. Anderer­
seits werden normative Maßstä­
be oft im Protest gegen solche 
Erfahrungen explizit artikuliert." 
(95) Wenn Peters also von Inte­
gration moderner Gesellschaften 
spricht, geht es ihm um die „in­
tuitive Forderung, daß Hand­
lungskonflikte unter unparteili­
cher Berücksichtigung der An­
sprüche und des Wohls aller ge­
löst werden und daß Personen 
sich gegenseitig als moralisch 
gleichwertig anerkennen und be­
handeln." (100) Man ahnt die 
Schwierigkeiten, die sich einer 
Anwendung stellen würden. Pe­
ters* Integrationstheorie ist eben 
im wesentlichen eine sozialtheo­
retische Ethik, ein Ensemble von 
Kriterien „gelungener Vergesell­
schaftung", die ihr viel normati­
ves Potential eintragen. Kann man 
damit auch soziologisch arbeiten 
- und nicht „nur" kritischer Intel­
lektueller sein? 
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Der zweite Teil von Peters' Ar­
beit versucht eine Operatio­
nalisierung der Integrations-
Theorie. Es geht ihm um „das 
Verhältnis zwischen symboli­
schen und nichtsymbolischen 
Elementen oder Aspekten der 
sozialen Realität einerseits, zwi­
schen bewußten und nichtbewuß-
ten Formen sozialer Beziehun­
gen oder sozialer Ordnung ande­
rerseits." (227) Die Menschen 
machen zwar die Geschichte (die 
Gesellschaft), aber unausweich­
lich auch immer wieder die „Er­
fahrung des Zwangscharakters, 
der Äußerlichkeit, Materialität, 
Objektivität, 'Dinghaftigkeit'" 
(225) des Sozialen. Peters fragt 
daher, wie gegenüber dieser Er­
fahrung der Dinghaftigkeit des 
Sozialen „Formen bewußter Ver­
gesellschaftung" noch möglich 
sind, und „wieweit 'Verselb-
ständigung' aufliebbar ist zugun­
sten solcher Formen der Integra­
tion, die von den Beteiligten mit 
Willen und Bewußtsein realisiert 
werden." (229) Mit diesen Fra­
gen will Peters den „kritischen 
Impulsen der Moderne", die „im 
Namen von Freiheit und Selbst­
bestimmung gegen die sekundä­
re, historisch produzierte Natur-
haftigkeit und unkontrollierte Ei­
gendynamik sozialer Prozesse 
protestieren", zu ihrem Recht 
verhelfen. Er bemüht hierzu ein 
eher antiquiertes Instrument der 
klassischen Gesellschaftslehre, 
nämlich das Gedankenexperi­
ment einer „utopischen Gesell­
schaft". Das „kontrafaktische" 
Spezifikum dieser Sozialutopie 
sind ihre „unbegrenzten Kommu­
nikationskapazitäten", also - mit 
Luhmann - unbegrenzt in ihrer 
sozialen, sachlichen und tempo­

ralen Dimension: Alle wissen 
gleichviel über alles und haben 
unbegrenzt Zeit und Motivation, 
darüber zu reden, bis sich alle 
einig sind. Peters sieht in diesem 
Experiment eine „methodische 
Fiktion", die nicht nur Fiktion ist: 
Sie „artikuliert normative Intui­
tionen, die einen wichtigen Platz 
in den normativen, moralischen 
und politischen Konzeptionen 
unserer Kultur haben." (235) Die­
se „Intuitionen" seien in moder­
nen Gesellschaften ein „wirken­
des Ideal für die Gestaltung so­
zialer Beziehungen." (236) Das 
Ideal soll als Folie dienen für die 
Frage, „in welchen Grenzen die 
soziale Realität überhaupt dem 
Idealmodell angenähert werden 
könnte." (241) Das Empirische -
die „verselbständigte Gesell­
schaft" - als „Abweichung vom 
Idealmodell bewußter Vergesell­
schaftung" (304) wird nicht nur 
als Fehlentwicklung gedeutet, 
aber doch als Nötigung zur Frage 
nach „Entwicklungstendenzen" 
hin zu „mehr »bewußter Kontrol­
le« der gesellschaftlichen Repro­
duktion oder zu mehr »Verselb­
ständigung«. Also doch nur Fik­
tion?" 

Ein gerechtes Fazit dieser Arbeit 
fiele leichter, wenn der Autor sich 
reflektierter mit der Normativi-
täts-Problematik imFalle von Ge-
sellschaftsstheorie auseinander­
gesetzt hätte, in Form der Frage, 
wieviel Normativität sich eine 
soziologische Theorie beim ge­
gebenen Komplexitäts- und 
Differenzierungsgrad moderner 
Gesellschaft noch leisten kann. 
Gemünzt auf das 'Problem' der 
Integration könnte das heißen, 
funktionale Differenzierung zum 
Ausgangspunkt der Theorie zu 

nehmen und nicht gegen sie an­
zurennen. Vielleicht bleibt dann 
nur noch so etwas wie eine unver­
meidlich 'funktionalistische Nor­
mativität' der Gesellschaftstheo­
rie übrig. Ein solches Programm 
könnte zu Aussagen kommen wie: 
Weil die moderne Gesellschaft 
auf funktionaler Differenzierung 
beruht, sollte sie verhindern, daß 
Geld wissenschaftliche Aussagen 
'wahrer' zu machen sucht - weil 
das nicht im Interesse der moder­
nen, funktional differenzierten 
Gesellschaft liegt. Aber schon die 
'Steuerung' von Forschungsin­
teressen durch monetäre Anreize 
ist ein Sachverhalt, der das Pri­
mat funktionaler Differenzierung 
zwar nicht direkt in Frage stellt, 
dennoch aber zu permanenten 
Kontroversen in der Öffentlich­
keit Anlaß gibt. 

Dieser kleine Exkurs soll das Fazit 
verdeutlichen, daß normative 
Ansätze die Wirklichkeit der mo­
dernen Gesellschaft nicht erfas­
sen können, wenn sie sich in funk-
tionalistischen Allgemeinheiten 
oder schlichten Parteinahmen er­
schöpfen. Kurz: Was die Arbeit 
von Peters erträglicher gemacht 
hätte, wäre ein Schuß Kontin-
genzbewußtsein und eine Prise 
Ironie. 
Gerald Wagner, Berlin 

CQ 
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Dirk Flege: 
Der „Verkehrsclub der 
Bundesrepublik 
Deutschland (VCD)" 
als 
Interessenorganisation 
für ein sozial- und 
umweltverträgliches 
Verkehrswesen - eine 
Fallstudie. 

UVS Verlag: Münster 1992, 
119 S. 

Auch die Umweltbewegung ist 
in der Krise. Die Ökologisierung 
sowohl politischer Entscheidun­
gen wie des Alltags stoßen auf 
enge Grenzen, die Mobilisierung 
stagniert, eine Strategiedebatte -
wie immer entweder Zeichen für 
eine Frühphase oder für Krisen-
erfahrungen-hat begonnen. Nun 
besteht ja die Ökobewegung in 
ihren Kernbereichen gar nicht aus 
Bewegungsorganisationen, legt 
man einen etwas anspruchsvolle­
ren Begriff zugrunde, sondern aus 
Verbänden. Diese Ökoverbände 
sind bisher aber ein Stiefkind so­
wohl der Verbändeforschung wie 
des weiten Bereichs, der mit Po­
litischer Ökologie überschrieben 
wird. 

Dirk Flege hat als erster den „Ver­
kehrsclub der Bundesrepublik 
Deutschland" (VCD) nach allen 
Regeln einer Verbandsanalyse 
politologisch erschlossen und die 
Besonderheiten, die sich durch 
dessen ökologiepolitische Ziel­
setzung ergeben, sehr gut heraus­
gearbeitet. Untersucht sind Grün­
dungsgeschichte, Mitglieder­
struktur und -entwicklung, Finan­

zen, Organisation, Partizipation, 
Ideologie, Expertenwissen, Ak­
tionsformen und Strategien, 
Bündnispolitik usw. Über diese 
grundlegenden Aspekte hinaus 
hat Flege insbesondere Formen, 
Bedingungen und Wirkungen der 
Öffentlichkeitsarbeit des VCD 
empirisch vertiefend analysiert. 
Umfangreiche Dokumentenana­
lyse und Intensivinterviews wa­
ren die wesentlichen Untersu­
chungsverfahren. 

Der VCD hatte es schon deshalb 
schwer, weil er als Gegenverband 
zu einem Riesen des deutschen 
Verbändesystems, den ADAC, 
antreten mußte. Wie das Schwei­
zer Vorbild (VCS) beruht der 
VCD auf dem für Umweltver­
bände neuartigen Zweisäulen­
prinzip, das die ökologische Ziel­
setzung mit dem ausgeprägten 
Dienstleistungssektor eines Au­
tomobilclubs kombiniert. Inter­
essant ist in diesem Zusammen­
hang die Gründungsgeschichte, 
die erst im Zusammenwirken von 
„politischen Unternehmern" und 
Umweltverbänden (nicht Ver­
kehrsinitiativen!) beim fünften 
Anlauf erfolgreich war. Die - in 
der Arbeit nachgezeichnete - Aus­
prägung des VCD als Dienstlei­
stungsunternehmen und Konsu-
mentenverbandistnotwendig.um 
das wichtigste Ziel, die Durch­
setzung einer ökologischen Ver­
kehrspolitik, verfolgen zu kön­
nen. 

Thematische Selbstbegrenzung 
(der Verband spricht die Men­
schen in ihrer Rolle als Verkehrs­
teilnehmer an) und Einbau selek­
tiver Anreize sind zwar realisti­
sche Organisationsprinzipien, 

haben aber die bisherige konstruk­
tive Randstellung des Verbandes 
nicht verhindern können. Kon­
fliktfähigkeit, zu der es der ADAC 
aufgrund seiner - politisch miß­
brauchten - Massenmitglied­
schaft gebracht hat, liegt bisher 
außerhalb der Reichweite des 
VCD. Für die Verbreiterung der 
Mitgliedschaft wie für politische 
Einflußnahme ist die Öffentlich­
keitswirkung des Verbandes von 
zentraler Bedeutung. Die sorg­
fältige Auswertung von Stärken 
und Schwächen interner wie ex­
terner Öffentlichkeitsarbeit ist 
deshalb ein wichtiger Beitrag der 
vorliegenden Studie, mit Infor­
mationswert auch für thematisch 
anders orientierte Ökoverbände. 

Aufschlußreich sind u.a. auch die 
Analysen zur Konkurrenz- und 
Kooperationspraxis im System 
der Umwelt- und Verkehrsver­
bände. Dabei zeichnen sich For­
men informeller Arbeitsteilung 
ab, so z.B., wenn dem ADFC die 
Führungsrolle im Fahrradbereich 
gelassen, selbst aber das Thema 
der Bahn akzentuiert wird und 
die größeren, thematisch breit 
orientierten Umweltverbände mit 
dem VCD auf dem Gebiet der 
Verkehrspolitik nicht konkurrie­
ren. 

Solche gut strukturierten, sorg­
fältig recherchierten und kritisch 
analysierenden Arbeiten sind not­
wendig, um die Selbstreflexion 
der Ökoakteure wie die Politolo­
gie der Umweltverbände voran­
zubringen. In der Krise der Orga­
nisation und Durchsetzung öko­
logischer Interessen ist sowohl 
über deren Grundlagen wie über 
Verbesserungen der Praxis von 
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Ökoverbänden vertieft nachzu­
denken. Dafür bietet Fleges Buch 
wichtige Informationen und An­
stöße. 

Joachim Raschke 

Q 

Ferdinand 
Müller-Rommel: 
Grüne Parteien in 
Westeuropa. 
Entwicklungsphasen 
und 
Erfolgsbedingungen. 

Westdeutscher Verlag, Opladen 
1993; S. 246 

Wie läßt sich der länderübergrei­
fende Erfolg grüner Parteien in 
Westeuropa erklären? Worin be­
stehen die Gemeinsamkeiten, wo 
liegen die Unterschiede zwischen 
den ,,alternativen"Parteigründun-
gen? Welche Ursachen gibt es für 
ihre zum Teil erheblichen Wahl­
erfolge? Diese Fragen untersucht 
FerdinandMüller-Rommel in sei­
ner 246 Seiten starken Studie. 
Der Politologe gibt dabei einen 
umfassenden Überblick über die 
bisher vorliegenden Forschungs­
ergebnisse und geht der Frage 
nach, mit welchen theoretischen 
Ansätzen die 'Grünen' in West­
europa bislang analysiert wurden. 
Die Studie leistet damit einen 
wichtigen Beitrag zur länderver­
gleichenden Parteienforschung. 

Müller-Rommel bilanziert die 
Entwicklungsphasen grüner Par­
teien in allen westeuropäischen 
Staaten. Mit Hilfe einer quanita-
tiven und qualitativen Analyse 

erklärt der Autor die unterschied­
lich hohen Wahlergebnisse der 
„Öko-Parteien" in den verschie­
denen Ländern und ermöglicht 
damit nicht nur eine zutreffende­
re Typologie von grünen Partei­
en, sondern liefert gleichzeitig Er­
gebnisse über sozioökonomische 
undpolitische Rahmenbedingun­
gen und Aussagen über die Mög-
lichkeit erfolgreicher „neuer" 
Parteietablierungen sowie die In­
novationsfähigkeit politischer 
Systeme. Nach einerpräzisenund 
materialreichen Beschreibung 
grüner Wahlerfolge kommt Mül­
ler-Rommel dabei zu interessan­
ten „verallgemeinerungsfähigen" 
Aussagen. Eine hohe Bevölke­
rungsdichte, eine niedrige Zahl 
von Wechselwählern und eine 
hohe Disproportionalität im Ver­
hältniswahlsystem wirkt sich po­
sitiv auf die Wahlchancen der 
'Grünen' aus. Dagegen übt der 
Grad des Umweltbewußtseins -
so ein Ergebnis der Studie - kei­
nen entscheidenden Einfluß auf 
die Wahlergebnisse der „Öko­
Parteien" aus. Wichtiger ist die 
Stärke der neuen sozialen Bewe­
gungen und das Ausmaß des Miß-
trauens in die Problemlösungs­
kompetenz der „etablierten" Par­
teien und der nationalen Parla­
mente. „Von den parteiinternen 
Organisationsmerkmalen haben 
die Flügelkämpfe den stärksten 
Effekt auf die Wahlergebnisse der 
Grünen." (S.185) 

Müller-Rommel hat sich in sei­
ner Studie lobenswerterwei.se vor 
übereilten Parallelen gehütet, 
Schwierigkeiten und Grenzen der 
ländervergleichenden Kleinpar-
teienforschung berücksichtigt 
und auf die zentrale Bedeutung 

der unterschiedlichen institutio­
nellen und sozioökonomischen 
Ausprägungen in den einzelnen 
westeuropäischen Ländern ver­
wiesen, die verantwortlich seien 
für die divergierenden Wahler­
folge der 'Grünen'. Das Fazit des 
Parteienforschers lautet daher: 
„Die Erklärungsstärke der ein­
zelnen Faktoren für die Wahler­
folge Grüner Parteien variieren 
im Ländervergleich." Daher 
„konnte kein allein erklärender 
Faktor für die Wahlerfolge aller 
Grünen Parteien gefunden 
werden."(S.196) So richtig und 
verständlich es jedoch ist, auf die 
Unterschiede imLändervergleich 
hinzuweisen, so muß doch kriti­
siert werden, daß Müller-Rom­
mel es versäumt, eine zentrale 
Gemeinsamkeit 'grüner' Partei­
bildungen deutlich herauszuar­
beiten. Daß es solch prägende 
und für die Gründung 'grüner' 
Parteien charakteristische Über­
einstimmungen geben muß, be­
legt der Blick über die Grenzen 
Westeuropas hinaus. Die Tatsa­
che z.B., daß sich in Osteuropa 
momentan überall „alternative 
Parteien" mit zum Teil sehr ähn­
licher Sozialstruktur ihrer Anhän­
gerschaft konstituieren, belegt 
diese Annahme und ließe eine 
ergänzende, ländervergleichende 
Studie über Gesamteuropa sinn­
voll erscheinen. 

Andreas Vogtmeier, Hamburg 

m 
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A n n o ­
t a t i o n e n 

Grüsse aus 
Deutschland. 
Satiren und Karikaturen 
gegen rechts. 

Verlag Die Werkstatt 140 S. 

Wenn es gegen rechts geht, läuft 
die Gilde politischer S atiriker und 
Karikaturisten zur Höchstform 
auf. Zwar warnte einst Tuchol­
sky, Faschismus sei kein Thema 
für S atire: „Es lohnt nicht - so tief 
kann man nicht schießen!" Er 
selber konnte dann doch, weil es 
eben sein mußte. Und so man­
ches, was ihn zumSchreiben trieb, 
das läßt auch seine Kollegen von 
heute nicht ruhen. 
Eine erlesene Schar von Zeich­
nerinnen und Zeichnern ist in die­
sem Band versammelt: Marie 
Mareks, Tomi Ungerer, Walter 
Moers, Klaus Staeck, Horst Hait­
zinger, Erik Liebermann, Gerhard 
Mester und viele andere. Sie alle 
griffen unentgeltlich zum Zei­
chenstift, um den Diskurs über 
Biedermänner und Brandstifter 
umeineFacette zu bereichern: Es 
geht auch mit Witz. Das trifft, 
teils heiter-ironisch, teils bitter­
sarkastisch, Rechtsradikalismus 
und neudeutschen Mief wahr­
scheinlich schärfer und genauer 
als so manches theorieschwere 
Sachbuch. 

Das Autorenhonorar kommt der 
Gruppe 'Stopp Rassismus' zugu­
te, die sich in der Auseinander­
setzung mit dem Neofaschismus 

um überregionale und überpar­
teiliche Zusammenhänge bemüht. 

ca 

Eike Hennig u.a.: 
Deutschland von 
rechts. 

Landeszentrale für politische Bil­
dung NRW 1994 

In diesem Heft wird versucht, die 
politischen und gesellschaftlichen 
Hintergründe des Rechtsradika­
lismus im Westen und im Osten 
der Bundesrepublik aufzuhellen. 
Es enthält zentrale Passagen aus 
aktuellen Zeitungsberichten, wis­
senschaftlichen Analysen, Mei­
nungsumfragen, Verfassungs­
schutzberichten sowie aus Pro­
grammen und Flugblättern rechts­
radikaler Parteien und Vereine. 
Darüber hinaus werden Thesen 
zum Umgang mit Rechtsradika­
len zur Diskussion gestellt. 

ca 

Thomas Jäger, Dieter 
Hoffmann (Hrsg.): 
Demokratie in der 
Krise? 

Zukunft der Demokratie. 

Leske+Budrich: Opladen 1994 

Die Demokratie in Deutschland 
steckt in der Krise. Die politische 
Steuerung der gesellschaftlichen 
Entwicklung funktioniert nicht 
mehr. Das Buch spürt nicht nur 
die Grenzen politischer Hand­
lungsfähigkeit auf, sondern ver­
sucht, Wege für die Zukunft der 

Demokratie zu finden. Hier wird 
eine neue demokratische Alter­
native zu extremrechten Orien­
tierungen gesucht. 

ta 

Wolfgang Kowalsky/ 
Wol fgang Schroeder 
(Hrsg.): 

Rechtsextremismus. 
Einführung und 
Forschungsbilanz. 

Westdeutscher Verlag: Wiesba­
den 1994,417S. 

Dieser Band bietet einen konzen­
trierten Überblick der vielfälti­
gen Ursachen und Motive des 
Rechtsextremismus aus der Per­
spektive unterschiedlicher, aber 
sich ergänzender wissenschaftli­
cher Zugänge (Soziologie, Zeit­
geschichte, Pädagogik etc.). Be­
sonders wichtig erscheint es da­
bei, die aktuellen Phänomene 
rechtsextremistischen Handelns 
auch historisch zu verorten: Gibt 
es eine Kontinuität rechtsextre­
mistischen Gedankengutes und 
Handelns in Deutschland? Was 
ist das Neue am Rechtsextremis­
mus nach der deutschen Einheit? 
Wie steht es um das Verhältnis 
zwischen nationalem und inter­
nationalem Aktionsradius rechts-
extremischer Politik? Kurzum: 
Die Beiträge profilieren ein so­
wohl historisches und national 
vergleichendes als auch interdis­
ziplinär erforschtes Bild des 
Rechtsextremismus. 

CQ 
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Uwe Koch: 
Das Gewicht der 
Stimme. 

Die Verteidigung des 
NichtWählers. 

Rotbuch Verlag: Berlin 1993, 
235 S. 

Am Wahlsonntag meldet sich das 
Volk als demokratischer Souve­
rän zu Wort. Sojedenfalls will es 
die bundesrepublikanische Ver­
fassung. Doch was eigentlich be­
wirkt unsere abgegebene Stim­
me bei den anstehenden Wahlen 
1994? Welchen Einfluß übt sie 
auf die Besetzung von Regie­
rungsämtern aus? Welche Rolle 
spielen Wähler bei der politischen 
Gestaltung des Gemeinwesens? 
Uwe Koch hat den Weg der Stim­
me aus der Hand des Wählers in 
die Weiten der Politik verfolgt. 
Seine sorgfältige Analyse zeigt, 
daß zwischen Wählerstimme und 
Wahlergebnis nur ein lockerer Zu­
sammensetzung besteht, während 
das Wahlergebnis seinerseits nur 
von geringer Bedeutung für das 
tatsächliche Regierungshandeln 
ist. Nachvollziehbar wird, war­
um und auf welche Weise die 
staatliche Politik den Willen ih­
res S ouveräns immer wieder zum 
Verschwinden bringt. Koch un­
termauert diesen Befund durch 
einen Blick auf die Institutionen. 
Er lehrt, daß die Macht der ge­
wählten Parlamente abgenom­
men hat zugunsten jener Organe, 
die jedweder Beeinflussung durch 
den Wähler entzogen sind. Das 
Faszinierende an Uwe Kochs al­
ternativer Staatsbürgerkunde ist 
seine Methode, die Beweislast 
umzukehren: nicht die Motive des 

NichtWählers werden befragt; 
vielmehr stellt das Buch „unsere 
gewohnheitsmäßige Beteiligung 
an Wahlen auf den Prüfstand der 
Vernunft." 

ta 
Jyrki Käkönen: 
Green Security or 
Militarized 
Environment. 

Dartmouth Publishing Company: 
Hampshire 1994, 216pp. 

The book discusses the different 
aspects of the relation between 
the military and the environment. 
The discussion is related to the 
changing concept of security. 
During the last years of the Cold 
War security was already asso-
ciated with economic and envi­
ronmental issues. This has given 
a chance to the military to extend 
its activities to the field of envi­
ronmental protection, cleaning 
and conservation. This is a way 
for the military to adapt themsel-
ves into the post Cold War reali-
ties, but it raises a question about 
the militarization of environmen­
tal problems. 

ca 

A k t u e l l e 
B i b I i o 
g r a p h i e 

Alderman,Geoffrey(Ed.) 1993: 
Governments, Ethnic Groups and 
Political Representation. Dart­
mouth Publishing Company: 
Hampshire 

Bade, Klaus J. 1994: Homo Mi­
grans. Wanderungen aus und nach 
Deutschland. Erfahrungen und 
Fragen. Klartext: Essen 

Barber, Benjamin 1994: Starke 
Demokratie. Über die Teilhabe 
am Politischen. Rotbuch: Berlin 

Barrios, HaraldVNohlen, Dieter 
(Hrsg.) 1994: Traditionen und 
Strukturprobleme politischer Re­
präsentationin Lateinamerika und 
in der Karibik. Leske+Budrich: 
Opladen 

Bartels, Hans-Peter/Kerssen-
brock, Trutz Graf 1994: Abge­
wählt. Wie den Parteien das Volk 
abhanden kam. ECON: Düssel­
dorf 

Baumgärtl, Tilman/BüroBert 
1993: 'Copyshop. Kunstpraxis 
und politische Öffentlichkeit. Ein 
Sampler'. Edition ID-Archiv: 
Berlin 

Behrendt, Siegfried/Kreibich, 
Rolf 1994: Die Mobilität von 
Morgen. Umwelt- und Verkehrs­
entlastung in den Städten. Beltz: 
Weinheim/Basel 
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Belschner, Wilfried/Gru-
bitzsch, Siegfried/MüTIer-
Doohm, Stefan/Lesczynski, 
Christian (Hrsg.) 1994: Wem 
gehört die Heimat? Beiträge der 
politischen Psychologie zu einem 
umstrittenen Phänomen. 
Leske+Budrich: Opladen 

Beyme, Klaus von 1994: Trans­
formationstheorie - ein neuer in­
terdisziplinärer Forschungs­
zweig?, in: Geschichte und Ge­
sellschaft, Vol. 20, 99-118 

Bittermann, Klaus/Henschel, 
Gerhard 1994: Das Wörterbuch 
des Gutmenschen. Zur Kritik der 
moralisch korrekten Schaumspra­
che. Edition Tiamat 

Boccia, Giorgio 1994: Verfilzt 
und vergiftet. Ein Land in den 
Fängen der Mafia. Europaverlag: 
Wien 

Böhnisch,Lotharl994: Gespal­
tene Normalität. Neue soziale und 
pädagogische Verständigungen 
an den Grenzen der Wohlfahrts­
gesellschaft. Juventa: Weinheim 

Bohret, Carl/Wewer, Göttrik 
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Reinhart Kößler: „Theory of development between particular diagnosis and global 
problems", FJ NSB 3/94, pp. 17-31 

Political theory had to accept the notion that an unchanged perpetuation both of development theory and 
of a third world movement is no lon,ger productive since the collapse of the Eastern block also had 
repercussions on what had been called „third World". The global dimensions of the debts of the poor 
countries, of ecology and of population growth point at the concept of „One World"; strategies of separate 
development (theories of dependence) and concepts of late development are no longer plausible. The 
restrict and external, hierarchical relationsi at considers the connection of different regions where 
development takes place in a different speed. Global conditions and the needs of co-evolving, different 
forms of modern society should play an important role in future discussions. 

Rolf Bräuer: „Between provincialism and global approach - Western German Third 
World Movement in the 80s and 90s", FJ NSB 3/94, pp. 32-48 

The essay traces the history of several initiatives that cooperate in the „Bundeskongreß Entwicklungspo­
litischer Aktionsgruppen" (BUKO). The emphasis lies upon the phases of mobilisation resp. those of 
demobilisation. The high-time of mobilisation in the past can not be regarded as „normal" for the 
movements. However, the specific character of the topic „third World" implies very specific initiatives, 
and mobilisatidn in general is complicated. The future of the Third World Movement cal.ls for a change 
in its thematic approach as well as in its internal structure. 

Malte Letz: „Nothing new in the East? East German solidarity groups before and after 
1989", FJ NSB 3/94, pp. 49-62 

German unification had a double impact on the Third World Movement. On the one hand the focus of 
public awareness has shifted towards the problems of Eastern Europe; on the other hand the solidarity 
groups of the former GDR are now part of the third world scene of the West. In this essay the different 
phases of the East German Third World Movement are outlined. The radical changes in their own country, 
the illusions of the unification process and the following disillusions are also to be found in the solidarity 
groups. The differences between East and West German groups are investigated. The author stresses that 
the crisis of the Third World Movement can only be overcome by putting forward a new development 
program for the North. 

Michael Bommes/Michael Heuer: „Third World Movement - What kind of a 
movement?!", FJ NSB 3/94, pp. 63-75 

The essay discusses the Third world Movement in the context of the findings of movements research. The 
Third World Movement keeps its continuity by a specific form of communication: with the help of a 
general notion of equality and justice very diverse aspects can be taken up, such as the solidarity with 
liberation movements and questions of ecology. Furthermore, the Third World Movement has as 
counterpart the Ministry for Economic Cooperation and Development and several non-governmental 
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organisations (NGOs), so that it can address its protest against the failures of politics that miss the aim of 
equality and justice. 

Michael Windfuhr: „The question of human rights as a blind point'of the Third World 
Movement, FJ NSB 3/94, pp. 76-89 

The author examines the widespread accusations of the Third World Movement showing merely a tectical 
relationship towards the questions of human rights. The strained relation between solidarity work and the 
engagement for human rights is discussed along the recent debates of sovereignty, invölvement and 
conditionality. Different agents (governments, movements, NGOs) havle different points of view. 
Possibilities of a universal politics of human rights are investigated, a new perspective for the Third World 
Movement. 

Ingrid Spiller: „ The feminist discussion of population politics", FJ NSB 3/94 pp. 90-98 

The rapid worldwide growth of populat;ion is examined from a feminist perspective. Spiller criticizes the 
dominant discourse of population politics; it is characterized by gender specific programs, f.e. by the 
choice of certain contraceptives in population control programs. The international women's movement 
is not unanimous towards feminist arguments. Women of the South f.e. are opposed to the call for 
„reproductive rights" put forward by feminists of the North. The discussion of populati . on politics is 
exemplary for feminist Third World initiatives. The dominant male majority is strongly in favour of a 
technocratic population policy, while the female critics are answering from a grass roots perspective. 

Michael Bommes/Albert Scherr: „Migration and the Third World Movement", FJ NSB 
3/94, pp. 99-112 

How are problems of migration discussed by the Third World Movement? The authors point at a crucial 
dilemma of the movement: it has to mobilize people against conditions of international inequality, whilst 
most of the people in the North are benefiting from it. Thus the production of moral concern is esssential. 
However, to attain this aim the Third World Movement often recurs on discursive patterns well known 
from official Statements, such as „streams of refugees", „fortress Europe" etc. The authors show that such 
analytical patterns can obstruct a factual thematization of migration, and also the development of political 
strategies to coordinate the global problem of refugees. 
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In diesem fünften Band des interdiszipli­
nären Studienkreises Internationale Poli­
tik werden die wichtigsten Aspekte der 
Migration im neuen Europa aus der fach­
lichen Perspektive verschiedener sozial­
wissenschaftlicher Disziplinen einge­
hend untersucht. Im Mittelpunkt der Ana­
lyse stehen die Fragen nach den Ursa­
chen, den Dimensionen und Auswirkun­
gen sowie nach den Steuerungsmöglich­
keiten der Migration im neuen Europa. 

Konzepte 
europäischer 

Friedensordnungen 
Herausgegeben von Manfred Knapp 

1992. 199 Seiten (Internationale Bezie­
hungen, Band 4). Kart. DM 6 8 -

Die in diesem Band enthaltenen Aufsätze 
behandeln aus der fachlichen Perspektive 
verschiedener sozialwissenschaftlicher 
Disziplinen ausgewählte Problembereiche 
des Umbruchs der überkommenen Nach­
kriegsordnung in Europa nach der Beendi­
gung der Ost-West-Konfrontation. Das 
Hauptaugenmerk ist dabei auf die denkba­
re Entwicklung und Ausgestaltung einer 
möglichst alle Staaten und Völker Europas 
umfassenden Neuordnung gerichtet. 

Franz Steiner Verlag Stuttgart 
Postfach 10 10 61 — D-70009 Stuttgart 
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Neu im Programm Politikwissenschaft 

•BEMDENFEINDUCHKEIT 

DIE N A C H H A L T I G K E I T V O N 
ENTWICKLUNGSPROJEKTEN r. i> v 

.̂ BEISPIEL ONB. UFSBIIPJ!' ~iE"3JE<TEN 

Oskar Niedermayer / 
Richard Stöss (Hrsg.) 

Parteien und Wähler 
im Umbruch 
Parteiensystem und Wählerverhal­
len in der ehemaligen DDR und den 
neuen Bundesländern 

1 9 9 4 . 3 5 3 S. Kart. 
D M 5 4 , - / ö S 4 2 1 , - / S F r 5 4 -
ISBN 3 - 5 3 1 - 1 2 6 4 8 - 2 

Mi td iesem Band wird erstmals eine 
umfassende und detaillierte Analy­
se der dramatischen Wandlungs­
prozesse im Parteiensystem und 
Wählerverhalten der heutigen neu­
en Bundesländer von der W e n d e i n 
der ehemaligen DDR 1 9 8 9 bis in 
die neueste Zeit hinein vorgelegt. 
Im Anschluß an eine übergreifende 
Analyse der Parteiensystementwick-
lung werden in Einzelkapiteln alle 
relevanten Parteimitgliederstudien 
vorgestellt. Auf der Wählerebene 
ergänzen Untersuchungen zu allge­
meinen politischen Einstellungen und 
insbesondere zum Rechtsextremis­
mus die flächendeckenden bzw. 
regionalspezifischen Wahlverhal­
tensanalysen. 

Anne Katrin Flohr 

Fremdenfeindlichkeit 
Biosoziale Grundlagen 
von Ethnozentrismus 

1 9 9 4 . 271 S. 
(Beiträge zur sozialwissenschaft­
lichen Forschung, Bd . 1 24) Kart. 
D M 4 6 - / ö S 3 5 9 , - / S F r 4 6 -
ISBN 3-531-12576-1 

Ethnische Konflikte zählen zu den 
bedrückendsten Problemen unserer 
Zeit. Uber die Ursachen von Ethno­
zentrismus weiß die Wissenschaft 
aber noch wenig . Aus der Perspek­
tive Politischer Anthropologie leistet 
dieses Buch einen beachtlichen 
Beitrag zur Grundlagenforschung. 
Im Vordergrund steht dabe i die Fra­

ge nach den natürlichen Wurzeln 
der ethnozentrischen Verhaltensnei­
gung. Diese wird in ihrem Kern als 
Ausweitung von Nepotismus be­
stimmt, der selbst wiederum Aus­
druck des Strebens nach Gesamtfit­
ness ist. 

Reinhard Stockmann 

Die Nachhaltigkeit von 
Entwicklungsprojekten 
Eine Methode zur Evaluierung 
am Beispiel von Berufsbildungs­
projekten 

2. , durchges. Aufl. 1 9 9 3 . 2 2 4 S. 
Kart. 
D M 3 6 - / Ö S 281 , - / S F r 3 6 -
ISBN 3 -531 -12404 -8 

Die Kluft zwischen den armen und 
reichen Ländern wird immer grö­
ßer. Allein mit Entwicklungshilfe ist 
dieses Problem nicht zu lösen. Im­
mer wieder gerät die Entwicklungs­
zusammenarbeit ins Kreuzfeuer der 
Kritik. Die negativen Beispiele sor­
gen für Schlagzei len und erwecken 
den Eindruck, die Hilfe bleibe be­
stenfalls wirkungslos oder schade 
gar. Ein differenziertes Bild der Enl-
wicklungspolitik fehlt, und ihre Re­
sultate sind zu wenig untersucht. 
Diese Arbeit ist die erste systemati­
sche, wissenschaftliche Analyse der 
Nachhalt igkeit von Projekten der 
deutschen Entwicklungszusammen­
arbeit. Mi t einem eigens dafür ent­
wickelten Evaluationsinstrument wur­
den abgeschlossene Vorhaben der 
beruflichen Bildung in Lateiname­
rika vergleichend untersucht. 

W E S T D E U T S C H E R 

V E R L A G 
OPLADEN • WIESBADEN 
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" Q ^ H J T V Z DeutscherUniversitätsVerlag 
- A A - J G A B L E R - V I E W E G - W E S T D E U T S C H E R V E R L A G 

Herbert Effinger 

Individualisierung und neue Formen 
der Kooperation 
Bedingungen und Wandel alternativer Arbeits- und 
Angebotsformen 
1990. 387 Seiten, 115 Abb. und Tab., 
Broschur DM 72—/ÖS 562,—/SFr 72 — 
ISBN 3-8244-4068-7 

Die ehemals als alternativ bezeichneten Projekte 
und Betriebe mit ihren kollektiv-egalitären Sozial Uto­
pien haben sich gewandelt. Die Studie untersucht 
die Wandlungen und Chancen. 

Thomas König 

Entscheidungen im Politiknetzwerk 
Der Einfluß von Organisationen auf die arbeits- und 
sozialrechtliche Gesetzgebung in den 80er Jahren 
1992. 259 Seiten, 4 Abb., 27 Tab., 
Broschur DM 4 9 - / Ö S 382—/SFr49 — 
ISBN 3-8244-4095-4 

Diese Policy-Netzwerk-Studie behandelt das Zu­
standekommen von kollektiven Entscheidungen im 
Bereich des Arbeits- und Sozialrechts. Politik wird 
als Resultat eines Interaktions- oder Einflußprozes-
ses privater und staatlicher Akteure angesehen. 

Christoph Görg 

Neue Soziale Bewegungen und 
Kritische Theorie 
Eine Aufarbeitung gesellschaftstheoretischer Erklä­
rungsansätze 
1992.275 Seiten, 
Broschur DM 49—/ÖS 382—/SFr 49 — 
ISBN 3-8244-4100-4 

In dieser Arbeit wird versucht, eine der geschichtli­
chen Situation gemäße Verhältnisbestimmung von 
sozialem Protest und theoretischer Kritik in der 
Tradition dialektischer Gesellschaftstheorie zu ent­
wickeln. 

Roland Kollert 

Die Politik der latenten Proliferation 
Militärische Nutzung „friedlicher" Kerntechnik in 
Westeuropa 
1994. 551 Seiten, 15 Abb. und Tab., 
Broschur DM 86— /ÖS 671,—/SFr 86 — 
ISBN 3-8244-4156-X 

„Diese Studie demonstriert ausgezeichnet und ein­
zigartig, welche Wirkung das militärische Streben 
nach Atomwaffen auf den Bau von Atomkraftwerken 
hatte." 

Tibor Kliment 

Kernkraftprotest und 
Medienreaktionen 
Deutungsmuster einer Widerstandsbewegung und 
öffentliche Rezeption 
1994. XII, 506 Seiten, 39 Abb., 79 Tab., 
Broschur DM 79—/ÖS 616—/SFr 79 — 
ISBN 3-8244-4155-1 

Am Beispiel des Anti-AKW-Protests wird gezeigt, 
daß die Vielfalt der Deutungsmuster innerhalb einer 
Bewegung durch die Massenmedien nur in Aus­
schnitten rezipiert wird. 

Ellen Matthies 

Umweltproblem „Müll" 
Eine psychologische Analyse ost- und 
westdeutscher Sichrweisen 
1994. 285 Seiten, 32 Abb., 47 Tab., 
Broschur DM 54—/ÖS 421— /SFr 54 — 
ISBN 3-8244-4160-8 

Die Autorin des Buches betrachtet die Überzeugun­
gen zum Müllproblem, z. B. Annahmen über Ursa­
chen und Lösungsmöglichkeiten, als sozial vermit­
telt und gleichzeitig als individuell handlungswirk­
sam. 

Die Bucher erhalten sie in Ihrer Buchhandlung Informationen über unser Verlagsprogramm schicken wir 
Ihnen gerne zu: Deutscher Universitäls-Verlag GmbH, Postfach 300944, D-51338 Leverkusen. 
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Harald A . M i e g 

Verantwortung 
Moral ische Motivation und d ie 
Bewältigung sozialer Komplexität 

1 9 9 4 . 231 S. Kart. 
D M 4 2 - / 6 S 3 2 8 , - / S F r 4 2 -
ISBN 3 -531 -12631-8 

Faßt man Verantwortung als eine 
konkrete zwischenmenschliche Lei­
stung auf, so zeigt sich: Verantwor­
tung ist eine Funktion der Art und 
des Ausmaßes sozialer Reflexion 
der betroffenen Personen. Die Ex­
perimente und sozial-psychologi­
schen Studien, die in diesem Buch 
vorgestellt werden, vermitteln einen 
Einblick in die soziale Wirklichkeit 
v o n M o r a l - d . h . in die Wirklichkeit 
von Autonomie, Fiktion der Gerech­
tigkeit und menschlichen Situations­
definitionen. 

Frank Benseier / Bettina Blanck / 
Rainer Greshoff / Werner Loh 

Alternativer Umgang 
mit Alternativen 
Aufsätze zu Philosophie 
und Sozialwissenschaften 

1 9 9 4 . 2 8 7 S. Kart. 
D M 4 9 , - / ö S 3 8 2 , - / S F r 4 9 -
ISBN 3 -531 -12647 -4 

In den Kulturwissenschaften ist kon­
troverse Meinungsvielfalt normal. 
N a c h wie vor stellt es ein grund­
sätzliches Forschungsproblem dar, 
unter dieser Vielfalt methodisch ge­
leitet und verantwortbar entschei­
den zu können. Die Arbeiten dieses 
Bandes sind vor dem Hintergrund 
der Idee eines erwägungsorientier-
ten Forschungsansatzes zu verste­
hen. Das Themenspektrum reicht 
von wissenschaftlicher Kommunika­
tion über Dezision in den Wissen­
schaften, nicht-patriarchaler W i s ­
senschaft, dem psychophysischen 

Problem, Theoriebildung und Theo­
rienvergleich in den Sozialwissen­
schaften, e rwägender Vernunft, 
Kant-Forschungen und Aussagenlo­
gik bis zur Diskussion der evolutio­
nären Ethik. 

Thomas Heinze (Hrsg.) 

Kulturmanagement 
Professionalisierung 
kommunaler Kulturarbeit 

1 9 9 4 . 2 8 4 S. Kart. 
D M 4 4 , - / ö S 3 4 3 , - / S F r 4 4 -
ISBN 3 - 5 3 1 - 1 2 6 1 5 - 6 

Angesichts der wirtschaftlichen Re­
zession, die zunehmend alle Berei­
che des Kulturlebens erfaßt, präsen­
tiert dieser aus einem internationa­
len Symposium hervorgegangene 
Band Perspektiven, Strategien und 
Mode l l e zur Professionalisierung 
kommunaler Kulturarbeit. Gefordert 
wird der Typ des professionellen 
Kullurarbeilers (Kulturmanagers), der 
strategisches Denken und kommu­
nikative Kompetenzen verbindet, 
als „Grenzgänger" zwischen unter­
schiedlichen Sprach- und Sinnwel­
len vermittelt sowie d ie Fähigkeit 
des „Magiers" entwickeln kann, 
d.h. , Kunst zu fördern und kulturelle 
Entwicklungsprozesse zu aktivieren, 
ohne deren Autonomie zu zerstö­
ren. 

W E S T D E U T S C H E R 
V E R L A G 

OPLADEN • WIESBADEN 
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Schriften zum Genossenschaftswesen 
und zur Öffentlichen Wirtschaft 

28 Dieter Rehfeld 
Neustrukturierung der 
Deutschen Bundespost 
Ansätze für eine Controlling­
konzeption unter Berücksichtigung 
der Instrumentalfunktion der DBP 
in der sozialen Marktwirtschaft 
150 S. 1990 (3-428-07003-8) 
DM 68- /öS 531,-/sFr68,-

29 Reiner Selbach 
Die Kreditgenossenschaften im 
Wettbewerb der Bankengruppen 
320 S. 1991 (3-428-07202-2) 
DM 132 - / öS 1.030 - / sFr 132,-

30 Michael Heister 
Gottlieb Duttweiler als Handels­
und Genossenschaftspionier 
Vom eigennutzorientierten Groß­
händler zum gemeinwohl­
orientierten Genossenschafter 
292 S. 1991 (3-428-07180-8) 
DM 98- / öS 765 - / sFr 98,-

31 Claus Recktenwald 
Der Stufenverbund der 
ländlichen Warengenossen­
schaften in der Fusionskontrolle 
XIV, 170 S. 1991 (3-428-07203-0) 
D M 78 - / öS 609 - / sFr 78,-

32 Rolf W. Nagel 
Die Transformation der 
Bank für Gemeinwirtschaft (BfG) 
als morphologisch-typologisches 
Problem 
X X , 341 S. 1992 (3-428-07539-0) 
DM 1 1 8 - / ö S 921,-/sFr 118-

Band 33 

Perversion einer Idee 

Die Dienstbarkeit der Genossen­
schaftstheorie für das Konzept 

des Staatssozialismus 

Von 

Tode Todev, Gerhard Rönnebeck, 
Johann Brazda 

232 S. 1994 (3-428-08071-8) 
DM 128 - / öS 999 - / sFr 128-

Das Genossenschaftswesen hat in der 
ehemaligen Sowjetunion und in der 
Folge in den Ländern des „realen 
Sozialismus" eine machtpolitisch be­
gründete Deformation durchgemacht. 
Die Genossenschaften, insbesondere 
die Konsum- und Produktionsgenos­
senschaften, wurden zu rein verwal­
tungswirtschaftlichen Einrichtungen 
transformiert. 

Ziel dieser historischen Aufarbeitung 
ist es, Argumente dafür zu finden, daß 
der Mißbrauch des Genossenschafts­
gedankens während der „realsoziali­
stischen Entwicklung" noch lange 
kein ausreichender Grund für eine 
genossenschaftsfeindliche und man­
cherorts bereits genossenschaftsver­
nichtende Politik im Transformations-
prozeß zur Marktwirtschaft in Mittel-
und Osteuropa sein kann. 

Duncker & Humblot • Berlin 
Postfach 41 03 29 • D-12113 Berlin • Telefax (030) 79000631 
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BEVÖLKERUNG • UMWELT • 
EWTWICKLUW6 , 

Josef Schmid (Hrsg.) 

Bevölkerung -
Umwelt - Entwicklung 
Eine humanökologische Perspektive 

1 9 9 4 . 1 9 6 S. Kart. 
D M 3 8 - / Ö S 2 9 7 - / S F r 3 8 -
ISBN 3 -531 -12659-8 
In dem Bestreben der Deutschen 
Gesellschaft für Humanökologie, 
immer mehr Bereiche für ihren inter­
disziplinären Denkansatz zu öffnen 
und ihre Methode für die Analyse 
und Lösung globaler Probleme nutz­
bar zu machen, leistet dieser nun­
mehr dritte Sammelband einen 
weiteren wichtigen Beilrag. N e ­
ben grundlegenden Untersuchun­
gen, welche die Zusammenhänge 
zwischen Bevölkerungsentwicklung 
und Umweltbedingungen beschrei­
ben und erklären, stehen vor allem 
anwendungsbezogene Themen aus 
Epidemiologie und Enlwicklungs-
politik im Vordergrund. 

Karl-Heinz Reuband 

Soziale Determinanten 
des Drogengebrauchs 
Eine sozialwissenschaftliche Analy­
se des Gebrauchs weicher Drogen 
in der Bundesrepublik Deutschland 

1 9 9 4 . 3 4 6 S. Kart. 
D M 5 9 - / ö S 4 6 0 , - / S F r 5 9 -
ISBN 3 - 5 3 1 - 1 2 5 8 4 - 2 

Der Drogengebrauch Jugendlicher 
- insbesondere von Cannab is - ist 
weniger eine Reaktion auf ungelö­
ste individuelle Problemlagen als 
vielmehr ein Akt von Konformität ge­
genüber den Alltagsnormen Gleich­
altriger. Die Zusammensetzung des 
Freundes-und Bekanntenkreises be­
stimmt in maßgeblicher W e i s e dar­
über, welchen Verlauf die Drogen­
karriere nimmt. Die Arbeit ist über 
die spezifische Problematikdes Dro­
gengebrauchs hinaus zugleich ein 
Beitrag zur Sozio logie abweichen­

den Verhaltens und damit auch zur 
Grundfrage der Soz io log ie , unter 
welchen Bedingungen gesellschaft­
liche Konformität und Abweichung 
auftreten. 

Reinhard Stockmann / 
Wo l f G a e b e (Hrsg.) 

Hilft Entwicklungshilfe 
langfristig? 
Bestandsaufnahme zur Nachha l ­
tigkeit von Entwicklungsprojekten 

1 9 9 3 . 2 2 3 S. Kart. 
D M 3 6 - / Ö S 2 8 1 , - / S F r 3 6 -
ISBN 3 - 5 3 1 - 1 2 4 8 7 - 0 

Die Nachhalt igkeit von Entwick­
lungsprojekten und damit die Fra­
ge, ob die Hilfe langfristig wirklich 
hilft, ist in den letzten Jahren zu 
einem zentralen Thema in der Ent­
wicklungszusammenarbei t avan­
ciert. Das Buch legt hierzu eine 
erste, umfassende Bi lanz vor. Die 
Ergebnisse wissenschaftlicher Ar­
beiten sowie die Erfahrungen der 
wichtigsten deutschen und schwei­
zer ischen Gebero rgan isa t i onen 
werden in kurzen Aufsätzen prä­
sentiert. Alle Autoren bestätigen die 
große Bedeutung der Nachhalt ig­
keit als entwicklungspolitisches Er­
folgskriterium. Die Herausgeber 
verbinden damitdie Forderung nach 
einer systematischen Erfolgskontrol­
le in der Enlwicklungszusammenar-
beit mit Hilfe von Ex-post-Evaluatio-
nen, wei l nur so festgestellt werden 
könne, ob d ie Förderung die Ziel­
gruppen dauerhaft zu einer Hilfe 
zur Selbsthilfe befähigt. 

W E S T D E U T S C H E R 

V E R L A G 
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informationszentrum dritte 
weit - Freiburg 
Neuerscheinung 

in der Schwarzen Reihe 

. . . alles ändert sich die 
ganze Zeit 

Soziale Bewegung(en) im 
„Nahen Osten" 
Hrsg. Jörg Später 

Der „Nahe Osten" wird zumeist auf 
den islamischen Radikalismus und den 
Palästina Konflikt reduziert, seine 
Gesellschaftsstruktur als statisch und 
mittelalterlich gebrandmarkt. Demge­
genüber präsentiert das Buch aktuelle 
Analysen zur gesellschaftspolitischen 
Situation sowie zu politischen Kräften 
und Initiativen in Ägypten, Kurdistan, 
Palästina, Syrien, dem Irak, Iran und 
der Türkei. 

224 Seiten, 25,- DM 
ISBN 3-92226314-3 

Für den Buchhandel: Prolit, Femwald 
oder direkt beim : 

iz3w, Postfach 5328, 79020 Freiburg, 
Tel.:0761-74003, Fax: 0761-709866 

M i c h a e l B. Buchholz / Ulr ich Streeck (Hrsg.) 

Heilen, Forschen, Interaktion 
Psychotherapie und 

qualitative Soz ia l forschung 

1994. 3 2 8 Sei ten. Kartoniert 

D M 5 9 - / ö S 4 6 0 - / S F r 5 9 -

I S B N 3 - 5 3 1 - 1 2 5 8 7 - 7 

Die in d iesem Band versammelten Arbei ten 
gehen von der These aus, d a ß Psychotherapie 
und Psychoanalyse sich im M e d i u m von Inter­
akt ion absp ie len und H a n d e l n und Behande ln 
wechselsei t ig aufe inander b e z o g e n e Formen 
der Beeinflussung s ind. M i t d ieser interaktiven 
Auffassung der therapeutischen Situation w i rd 
sowoh l an verschüttete Tradit ionen der Psycho­
ana lyse angeknüpft , w i e auch e ine e igene 
Ana l yseebene markiert, d ie a n entwickelte 
Forschungsmethoden und Begriffe von Interak­
tion in den Soz ia lw issenschaf ten anschl ießen 
kann. Die Beiträge verdeut l ichen, d a ß 'thera­
peutische Interaktion' ein e igenes Untersu­
chungsfeld für Forschungsbemühungen ist, d ie 
qualitativer methodischer Verfahren bedürfen. 

W E S T D E U T S C H E R 

V E R L A G 
- O P L A D E N • W I E S B A D E N -



PERIPHERIE 
ZEITSCHRIFT FÜR POLITIK U N D Ö K O N O M I E IN DER DRITTEN WELT 
Forum theoretisch orientierter Analyse und Diskussion zu Fragen der Dritten Welt 

Nr. 47/48 
Nr. 49 
Nr. 50 

Nr. 51/52 
Nr. 53 

Geschlechterverhältnisse 
Migration 
Modernisierung ohne Alternative? 

Ökologie und Ökonomie 
Anstöße zur Methodendiskussion 

jedem Heft: 
Buchbesprechungen, Eingegangene Bücher, Summaries 

Bezug: 
LN-Vertrieb 
Gneisenaustraße 2 
10961 Berlin 

Vierteljahreszeitschrift (112 S.) 
Einzelheft DM 13,- / Doppelheft DM 25,-

Abo Einzelperson D M 45,-
Abo Institutionen DM 80,-

Überseeabo (Luftpost) DM 65,- (DM 100,-) 

GLÜCKSSPIEL 

UäfcR ""TNUGEN UND .SUCHT" V O N SHEltRN 

W E S T D E U T S C H E R 

V E R L A G 
O P L A D E N • WIESBADEN 

Caro la Schmid 

Glückssp ie l 
Uber Vergnügen und „Sucht" von Spielern 

I994. 2 4 2 Seiten. 
Kartoniert D M 3 8 - / ö S 2 9 7 - / S F r 3 8 -
ISBN 3-531-12643-1 

Warum geraten manche Spieler in ernsthafte psychi­
sche und finanzielle Schwierigkeiten, während an­
dere Glücksspiel als eine Freizeitbeschäftigung w ie 
jede andere auch betreiben? Dieser Frage geht die 
Studie auf breiter empirischer Grundlage nach. Die 
Autorin hat Zocker in Automatenhallen, Spielbanken 
und illegalen Spielclubs aufgesucht, beobachtet und 
interviewt. Sie dokumentiert deren Auskünfte minu­
tiös, d a die Selbstdefinition der Spieler zuverlässi­
gere Anhaltspunkte über Spielerprobleme enthalten 
als extern herangetragene und oftmals fragwürdige 
Suchtdefinitionen. 




